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ie ınternationalen Entwick- 
lungsagenturen wie IWF 

und Weltbank fordern von 
den peripheren Staaten, ihre 
Wirtschaftsstrukturen an die 
kapitalistische Weltwirtschaft anzupassen, 
was nichts anderes bedeutet als den weit- 
gehenden Rückzug des Staates aus der 
Ökonomie, also Privatisierung staatlicher 
Unternehmen und marktwirtschaftliche 
Orientierung der Volkswirtschaft. Der 
zweite Aspekt der Strukturanpassung ist 
der Abbau von Haushaltsdefiziten, der 
einen radikalen Abbau staatlicher Arbeits- 
plätze und eine gnadenlose Austeritätspoli- 
tik zur Folge hat: Die Zahl der Arbeitslosen 
nimmt enorme Ausmaße an, der Arbeits- 
markt wird marktwirtschaftlichen Mecha- 
nismen unterworfen, und Subventionen für 
Grundbedarfsgüter werden drastisch ge- 
kürzt. Selbst eine bislang geradezu klassi- 
sche Aufgabe des Staates in Entwicklungs- 
gesellschaften, die Sozialpolitik und hier 
besonders die Bildungs- und Gesundheits- 
politik, wird zunehmend privaten Initiati- 
ven überlassen. 


In patriarchalisch verfaßten Gesellschaften 
wirken sich die sozialen Folgen der 
Strukturanpassung, ın der heutzutage die 
übergroße Mehrheit der Staaten der Dritten 
Welt notgedrungen ihr Heil sucht, auf 
Frauen besonders negativ aus. Die Armut 
wird feministert, Bildungschancen für 
Frauen werden verringert, und Frauen 
werden in ungeschützte Arbeitsverhältnis- 
se, in den informellen Sektor, abgedrängt. 


Gleichzeitig blicken wir inzwischen aber 
auf eine über 20jährige entwicklungs- 
politische Frauen ”förderung” zurück. Im 
internationalen Frauenjahr 1975 glaubte 
man noch betonen zu müssen, daß Frauen 


in die ökonomische Entwicklung zu inte- 
grieren seien. Heute erscheint dies geradezu 
grotesk, war es doch schon damals bekannt, 
daß Frauen einen wesentlichen Beitrag zum 
Nationaleinkommen und zur ökonomischen 
Entwicklung leisten. Heute scheinen Frau- 
en das Scheitern überholter Entwicklungs- 
konzepte ausbügeln zu müssen. Das Motto 
„Frauen sind nicht das Problem, sie sind 
die Lösung” durchdringt neuerdings UN- 
Berichte und Entwicklungskonzepte inter- 
nationaler Organisationen. Die Feminisie- 
rung sowohl der Armut als auch der Ent- 
wicklung erscheinen als zwei Seiten ein und 
derselben Medaille. In internationalen In- 
stitutionen besteht mittlerweile Konsens 
über die Notwendigkeit des „empowerment“ 
von Frauen. Doch angesichts des weltweit 
zu beobachtenden „backslashs“ in puncto 
Frauenpolitik seit Mitte der 80er Jahre ist 
zu erahnen, daß dieser Begriff nicht mehr 
den von Feministinnen verstandenen Sinn 
hat. Vielmehr bedeutet er jetzt eine verstärk- 
te Inwertsetzung von Frauen für kapıtalıstı- 
sche Verwertungsprozesse, ohne daß patri- 
archalische Strukturen beseitigt werden. 
Aber Frauen sind nicht nur Leidtragende: 
„Frauen sind und bleiben Objekte und Op- 
fer kapitalistischer Verwertung, aber sie 
handeln auch als Subjekte.“ (Christa Wicht- 
erich in der TAZ, 6. November 1996) 


Strukturanpassungsprozesse bedeuten ein- 
schneidende Änderungen in der Lebens- 
realität von Frauen und setzen wider- 
sprüchliche Entwicklungen in Gang. Frau- 
en sehen sıch Risiken und Chancen gegen- 
über, entwickeln eigene Vorstellungen und 
schlagen eigene Lebenswege ein, auch wenn 
ökonomische und politische Zwänge nur 
einen sehr eng begrenzten Spielraum lassen 
und Frauen zunehmend aus der öffentli- 
chen Sphäre verdrängt werden. 
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Diskurse über Gender und politische 
Liberalisierung in Agypten 


Gibt es einen Unterschied zwischen säkularistischen und 


islamistischen Vorstellungen? 


Mervat F. Hatem 


ehr wenige Studien haben bisher die Auswirkun- 

gen untersucht, die das neoliberale System nach 

1976 auf ägyptische Frauen hatte. (...) Trotz der 

nur eingeschränkt positiven politischen Be- 
leumundung stellen die meisten Autoren die Leistungen 
des Staates in bezug auf die Geschlechterproblematik 
nicht in Frage, da sie glauben, daß liberal-säkulare Re- 
gime generell vorteilhaft für Frauen seien. Während diese 
Analytiker anerkennen, daß der politische Ausschluß der 
Islamisten undemokratisch ist, argumentieren sie ande- 
rerseits, dies vergrößere die Möglichkeiten liberal-säkula- 
rer Regime, Frauenrechte zu erweitern. Im folgenden 
wird versucht, die Argumente dieses Diskurses über die 
Verbindung zwischen politischer Liberalisierung und er- 
weiterten Frauenrechten zu bewerten. (...) 


Der säkularistische neoliberale Diskurs des 
Staates 


Der säkularistische Blick auf die Bürgerrechte von Män- 
nern und Frauen unter begrenzten neoliberalen Regeln 
identifiziert „Geschlechterunterschiede“ mit einem hier- 
archischen Machtverhältnis zwischen Frauen und dem 
Staat. In den siebziger Jahren betonte das Regime Anwar 
el Sadats (1970-1981) „die geschlechtliche Unterschied- 
lichkeit der Frau“ und plädierte für die Notwendigkeit des 
paternalistischen und beschützenden Arms des Staates, 
um eine angemessene politische Repräsentation von 
Frauen zu gewährleisten. 1981 gab die Regierung Husni 
Mubaraks diese Strategie zugunsten einer anderen preis, 
die Gleichberechtigung als „Gleichheit“ definierte. Diese 
ignorierte die sozialen und politischen Benachteiligungen, 
die mit dem Geschlechterunterschied einhergehen, und 
definierte Gleichberechtigung als gleiche formale Rechte 
für Männer und Frauen. Als Teil dieser Strategie wies der 
Staat durch die regierende Nationaldemokratische Partei 
(NDP) Frauen eine marginale Rolle in der politischen Are- 
na zu, was wiederum deren männliche Prägung erneut 
festschrieb. 


Säkularismus war nicht einfach nur ein vom Staat be- 
nutztes Etikett, sondern beschrieb eine Politik, die seit 
den fünfziger Jahren die Rolle der Religion in der Politik 
zurückdrängte. Das wurde nirgendwo deutlicher als in der 
Definition von Frauenrechten und der Rolle, die Frauen 
in der postkolonialen Gesellschaft zugedacht war. Viele 
der Rechte, die ägyptische Frauen durch das Regime Ga- 
mal Abdul Nassers (1952-1970) erhielten, wie das aktive 


und passive Wahlrecht (Verfassung von 1956), die Bereit- 
stellung sozialer Dienste für berufstätige Frauen wie Kin- 
derkrippen und Mutterschaftsurlaub (Gesetz 91, 1959) 
und das Recht auf Berufstätigkeit (Gesetz 14, 1964) wa- 
ren nicht in religiöse Begriffe gekleidet. Der Staat stellte 
sie als Bürgerrechte dar, die Frauen in der neuen säkula- 
ren/nationalen Gesellschaft zustanden. (...) 


Der Aufstieg unabhängiger islamistischer Gruppen als 
politische Opponenten der Regime von Sadat und Muba- 
rak stellten die Legitimität dieser Politik, die den Islam 
formal als Teil der nationalen Identität anerkannte. aber 
de facto Säkularismus praktizierte, in Frage. Der neolibe- 
rale Diskurs der siebziger und achtziger Jahre spiegelt ei- 
nen Rückzug der Säkularisten in bezug auf Frauenrechte 
wider: zunächst, um die Allianz mit den Islamisten zu fe- 
stigen, dann, um der islamistischen Herausforderung zu 
begegnen. Der Schwenk des ägyptischen Staates zu politi- 
scher Liberalisierung 1976 ergänzte das im Jahr zuvor 
angekündigte Engagement für eine ökonomische Libera- 
lisierung (infitah). Diese begann mit der Auflösung der 
Arabischen Sozialistischen Union (ASU), Ägyptens ehe- 
mals einziger politischer Partei, in drei Parteien die die 
Linke, die Mitte und die Rechte repräsentierten. Der 
Staat dominierte jedoch weiterhin das neue liberale Sy- 
stem als Repräsentant der politischen Mitte, erst durch 
die Arabische und Sozialistische Partei, später durch die 
NDP.! (...) 


Die Gesetze, die die Gründung politischer Parteien und 
deren Aktivitäten regelten, schränkten die Möglichkeiten 
politischer Organisierung von Frauen und einige ihrer 
Bürgerrechte ein. Zum Beispiel führt Best; 
des Parteiengesetzes vom Februar 1977 un 
gungen, die politische Parteien erfüllen 
zipien der Revolution von 1952 und 
maßnahmen von 1981 genauso an wi 
ligiöse Gesetz, als eine der wicht; 

Gesetzgebung.” Gleichfalls mußten _ IR rn 
mungen des Gesetzes Nr. 2 von 1977 halten. welche die 
„nationale Einheit und den sozialen Faden? schützen 
sollten.” Letztere verboten politische Parteien auf der Ba- 
sis von Religion, Region oder Klasse oder solche, die auf 
der Basis von Geschlecht, Herkunft, Religion oder Dok- 
trin diskriminierten. Schließlich wurden auch solche Par- 
teien nicht zugelassen, die alte Parteien, insbesondere 
jene, die 1953 aufgelöst wurden, wiederbeleben wollten. 
ER 
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Zwei dieser Beschränkungen hatten bedeutsame Konse- 
quenzen für Frauen. Zunächst war da die Forderung des 
säkularen Staates, daß Programme und Ziele politischer 
Parteien den Prinzipien der islamischen shari’a entspre- 
chen müssen. Dies war ein wichtiges Zugeständnis des 
Staates an die Islamisten, welche er brauchte, um die nas- 
seristischen Elemente in wichtigen Institutionen wie Uni- 
versitäten und Berufsverbänden zu unterdrücken. (...) Im 
Gegensatz zur sozialistisch-säkularistischen Rhetorik des 
Nasser-Regimes erklärte sich Sadats Regierung gleichzei- 
tig der Wissenschaft und der Religion verpflichtet. Dieses 
war eine wichtige politische Entwicklung, nicht etwa, weil 
es einen ernsthaften Schlag für den Säkularismus bedeu- 
tet hätte, sondern weil es die Rolle der shari’a in der neu- 
en säkularen Ordnung politisierte.* 


Wie andere religiöse Systeme auch gibt die shari’a den 
männlichen Gläubigen volle Rechte. Die Rechte von Frau- 
en und Mitgliedern anderer Religionsgemeinschaften sind 
denen muslimischer Männer untergeordnet. Während 
konservative und liberale Interpretationen der shari’a 
sich hinsichtlich ihrer Definition der Rechte untergeord- 
neter Gruppen unterscheiden, akzeptieren beide gewöhn- 
lich die politische Zentralität der männlichen Gläubigen 
in der öffentlichen Sphäre. Liberale sind jedoch offen für 
die Diskussion von Strategien der Angleichung, die der 
Ausweitung der Rechte untergeordneter Gruppen dienen 
können. Das Nasser-Regime nutzte die liberale Strategie, 
um Rechte auf Bildung, Berufstätigkeit und politische 
Partizipation auf Frauen auszudehnen. 


Während des konservativeren ideologischen Klimas unter 
Sadat herrschte eine restriktivere Interpretation vor, die 
neue Grenzen in bezug auf Frauenrechte setzte. (...) Diese 
neue konservative säkularistische Interpretation besagte, 
daß Veränderungen bezüglich des Status von Frauen mit 
der shari’a übereinstimmen müssen. Ernster aber war die 
Weigerung des Staates, solchen Parteien Legitimität zu- 
zuerkennen, die auf Geschlecht, Klasse, Religion oder 
Herkunft basierten, eine Weigerung, die die Möglichkei- 
ten untergeordneter Gruppen - Frauen, Kopten, Südä- 
gypter und Arbeiterschicht - unterminierte, zu mobilisie- 
ren und sich zu organisieren. Auf diese Art und Weise 
wurde die dominierende Stellung muslimischer Männer 
doppelt gestärkt: Der Staat definierte nicht nur den Sta- 
tus aller anderen Gruppen durch eine konservative Ausle- 
gung der shari’a, sondern hinderte sie auch daran, sich 
politisch zu organisieren, um ihre Unterdrückung aufzu- 


heben. 


Während der „Flitterwochen“ zwischen säkularistischem 
Staat und den islamistischen Verbündeten (1971-1976) 
argumentierte die Regierung, daß der Islam eine gute De- 
finition derjenigen Arbeiten liefere, die der weiblichen Na- 
tur entsprächen — vorausgesetzt, daß Frauen sich „an- 
ständig“, in Übereinstimmung mit der shari’a, kleideten, 
und daß ihre Berufstätigkeit nicht mit ihren Familien- 
pflichten kollidiere.’ Als der Staat sich 1977 nach der Er- 
mordung des Ministers für Religiöse Angelegenheiten von 
den Islamisten abwandte, benutzte er die Geschlechter- 
frage, um seinen liberalen Leumund wieder herzustellen. 
1979 unterstrichen zwei präsidiale Erlässe die mit dem 
Geschlechterunterschied im sozialen und politischen Be- 


reich verbundenen politischen Nachteile. Der erste Erlaß 
legte 30 zusätzliche Sitze für Frauen im ägyptischen Par- 
lament fest und bestimmte, daß 20 % der Sitze in den loka- 
len Regierungsräten für Frauen seien. Der zweite Erlaß 
führte einige Reformen im Personenstandsrecht ein, in- 
dem festgelegt wurde, daß die Ehefrau eines Mannes, der 
eine zweite Frau heiratet, die Scheidung verlangen kann 
mit der Begründung, daß für sie ein Schaden entstanden 
sei. Ebenso wurde garantiert, daß geschiedene Mütter ein 
Anrecht auf die eheliche Wohnung haben, bis die Kinder 
groß sind. (...) 


Auch wenn die 30 Parlamentssitze und der 20%ige Anteil 
an den lokalen Ratssitzen die Zahl der Frauen in der Poli- 
tik verfünffachte, so waren die Maßnahmen nicht entwor- 
fen worden, um absolute Gleichheit herzustellen. Im be- 
sten Fall waren sie in der Lage, die politische Repräsenta- 
tion von Frauen relativ zu verbessern. 


Was das Personenstandsrecht angeht, so gab der Erlaß 
den Frauen nicht ein gleiches Recht auf Scheidung ohne 
weitere Bedingungen. Es fügte der Liste anerkannter 
Scheidungsgründe lediglich die Polygynie hinzu. ‚Der 
Wandel implizierte, daß es einige Problemfelder hinsicht- 
lich der Anwendung der shari’a auf Frauen gab. In Anbe- 
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tracht der Tatsache, daß das Vorkommen polygyner Ehen 
in der gegenwärtigen ägyptischen Gesellschaft sehr gering 
ist, war dies kein großer rechtlicher Fortschritt, obwohl 
diese Regelung erstmalig ein Symbol männlicher Vorherr- 
schaft in Frage zu stellen versuchte. Ein wirklicher Vor- 
teil war das Recht geschiedener Mütter auf die gemeinsa- 
me Wohnung. Da Mutterschaft einen politisch wertvollen 
Dienst darstellt, war der Staat bereit, Frauen die Lebens- 
bedingungen zu schaffen, die das Aufziehen von Kindern 
erleichtern. 


Das Hohe Verwaltungsgericht hob beide Erlässe aufgrund 
von Verfahrensmängeln auf. Im Fall des Erlasses zum 
Personenstandsrecht argumentierte das Gericht 1985, 
daß) es keinen nationalen Notstand gegeben hätte, der den 
Gebrauch eines präsidialen Erlasses während einer 
Parlamentsperiode gerechtfertigt hätte. 1987 schaffte das 
Gericht die für Frauen reservierten Sitze mit der Begrün- 
dung ab, daß eine gesonderte politische Behandlung von 
Frauen dem verfassungsmässig garantierten Gleichheits- 
grundsatz widerspreche. 


Die politischen Konsequenzen dieser Gerichtsentschei- 
dungen zeigten sich während der Wahlen zu den Parla- 
mentshäusern 1987 und 1990. Der Wandel reflektierte 
das mangelnde Interesse der NDP an der Unterstützung 
der eigenen Frauen. Während der Wahl von 1987, die di- 
rekt im Anschluß an die Streichung der für Frauen re- 
servierten Sitze stattfand, wurden 14 Frauen in die 
Volksversammlung gewählt, 13 davon Mitglieder der 
NDP. Die einzige Nicht-NDP-Frau war Mitglied der 
Neuen Wafd Partei. Präsident Mubarak berief zudem 
vier weitere Frauen ins Parlament, wodurch insgesamt 
nun 18 Frauen vertreten waren. Dies war die Hälfte der 
36 Frauen, die 1984 ins Parlament gewählt worden wa- 
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ren. Bei der Wahl 
von 1990 ging die 
Zahl der ins Parla- 
ment gewählten 
Frauen auf sieben 
zurück. Vier davon 
gehörten zur NDP 
und drei waren un- 
abhängige Kandida- 
tinnen. Die Ernen- 
nung von weiteren 
drei durch den Prä- 
sıidenten brachte die 
Gesamtzahl auf 
zehn Frauen von 
insgesamt 444 Mit- 
gliedern. Mit einer 


Ausnahme waren 
alle gewählten und 
ernannten NDP- 
Mitglieder Frauen 


der Mittelschicht, 
die unterschiedliche 
Bereiche der Haupt- 
stadt repräsentier- 
ten. Die drei Unab- 
hängigen repräsen- 
tierten die Gou- 
vernorate Alexandria, Sinai und Ismailiyya, und zwei 
von ihnen repräsentierten Frauen der Arbeiterschicht.’ 
Das legt nahe, daß die NDP mit einer symbolischen 
Repräsentation von freiberuflichen Mittelschichtsfrauen 
aus Kairo identifiziert wird. Durch die Entscheidung, als 
Unabhängige anzutreten, anerkannten die Arbeiter- 
frauen das Klassenprofil der NDP. 
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Bei den Wahlen zur zweiten Parlamentskammer 1987 
und 1992 nominierte die NDP nicht eine einzige Frau. Die 
Partei teilte ihren weiblichen Mitgliedern mit, daß sie in 
den schwierigen Wahlkämpfen unter keinen Umständen 
erfolgreich sein könnten. (...) Wohl aber versprach die 
NDP, Frauen bei den 30 % der zu ernennenden Mitglieder 
zu berücksichtigen. (...) Dies machte Frauen abhängig 
von der Großzügigkeit der Partei und implizierte, daß sie 
für den Bereich der Politik nicht geeignet seien. 


Auf politischer Ebene wurden die weiblichen Mitglieder 
der NDP in der Volksversammlung mit einer Reihe von 
Gesetzesinitiativen in Verbindung gebracht, die berufstä- 
tigen Frauen Anreize zur Rückkehr zum heimischen Herd 
geben sollten. 1987 schlug Imtethal al-Dib einen Entwurf 
vor, der die Ruhestandsbezüge solcher berufstätiger Frau- 
en um 10 % anheben sollte, die vorzeitig aus dem Beruf 
ausschieden. Sie behauptete, daß das die Forderung von 
Arbeiterinnen der Textilindustrie und der Spinnereien 
sei.’ Adly al-Baghdadi, Mitglied der Nationalen Frauen- 
kommission, widersprach dieser Behauptung und brachte 
zum Ausdruck, daß der an Frauen gerichtete Aufruf, zum 
eigenen Haushalt zurückzukehren, keinerlei Eindruck 
auf Arbeiterinnen gemacht hätte." (...) 


Diese Diskussion zeigt, daß seit 1959 neben der Errungen- 
schaft des Rechtes auf Berufstätigkeit ein säkularistisches 
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Ideal von Häuslichkeit existiert. Es war ein Mittelschichts- 
ideal, das Berufstätigkeit als Wahl oder als „modernes“ 
Bedürfnis behandelte, das die Wichtigkeit der häuslichen 
Rollen von Frauen nicht minderte. Es fügte der grundle- 
genden häuslichen Identität von Frauen eine berufliche 
Identität hinzu. Als es dann notwendig wurde, daß Frauen 
arbeiteten, um ihren Mittelschichtsstatus zu halten, wur- 
de Arbeit als Unannehmlichkeit betrachtet, als etwas, das 
Frauen tun mußten, obwohl sie es vorgezogen hätten, zu 
Hause zu bleiben. Für Frauen der Arbeiterklasse war Ar- 
beit sowohl im als auch außerhalb des Hauses eine ökono- 
mische Notwendigkeit; ein Element der Wahl fehlte völlig. 
Daraus folgt, daß Berufstätigkeit Teil ihrer Selbstdefiniti- 
on war, selbst wenn nationale Statistiken ihre Arbeit als 
Straßenverkäuferinnen, Haushaltshilfen und Dienstbo- 
tinnen nicht als Arbeit klassifizierten. 


Der islamistische Diskurs über 
Liberalisierung 


Die islamistischen Interpretationen der politischen Libe- 
ralisierung sind nicht homogen. Während die Muslim- 
bruderschaft Interesse zeigte, an neoliberaler Politik 
teilzuhaben, lehnten stärker politisierte Gruppen wie al- 
Jihad Politik als legitimes Mittel eines Wandels ab. (...) 
Da ihr Kampf gegen den Staat auf Gewalt beruhte, rich- 
teten sich ihre politischen Manifeste an junge Männer, 
nicht an Frauen. Allenfalls diskutierten sie die augenfäl- 
lige Kleidung der Frauen in einem Atemzug mit Korrup- 


Unentbehrlich in dieser Republik 


Die Blätter für deutsche und internationale 


tion, Unterschlagung und Bestechlichkeit als Folgen der 
mangelnden öffentlichen Einhaltung der shart’a. Sie er- 
klärten Frauen als Gruppe, die Schutz brauche in dem 
langen gewaltsamen Kampf gegen den Staat. Das schloß 
Frauen praktisch von der aktiven Teilnahme an ihrer 
Sache aus. 


Das galt nicht für die vielen sozialen und religiösen Islami- 
schen Gruppen, die wie die Muslimbruderschaft Überzeu- 
gungsarbeit als Mittel einsetzten. In ihrem Geschlechter- 
diskurs diskutierten weibliche Mitglieder der Muslim- 
bruderschaft und unorganisierte islamistische Autorin- 
nen die Notwendigkeit, das existierende System zu 
nutzen, um für den Aufbau einer islamischen Gesellschaft 
und/oder eines islamischen Staates zu werben. Für solche 
islamistischen Aktivistinnen und Intellektuelle, die un- 
terschiedliche Generationen repräsentieren, stellte der 
politische Prozeß erstmals wahre Alternativen zur Wahl. 
Sie konnten die alte säkularistische Alternative ablehnen, 
die die gegenwärtige ökonomische und politische Krise 
mitverursacht hatte, und die neue islamistische Alternati- 
ve wählen, die neue Ansätze und Lösungen präsentierte. 
Während der islamistische politische Diskurs im allgemei- 
nen „die sexuelle und Geschlechterdifferenz der Frauen“ 
betonte, welche er in seine Definitionen von Frauenfragen 
und der Art politischer Partizipation von Frauen auf- 
nahm, waren sich Islamisten nicht darüber einig, wie mit 
beiden Punkten umzugehen sei. Der individualistische 
und voluntaristische Charakter der vorgeschlagenen Lö- 


Blätter für 


Politik, die seit sieben Jahren ökonomisch wie 
politisch in redaktioneller Eigenverantwortung 
erscheinen, sind über Lagergrenzen hinweg 
zu einem Forum politisch-wissenschaftlicher 
Analyse und weiterführender Debatten gewor- 
den. Diese Zeitschrift steht für republikanisch- 
demokratische Grundsätze, für eine über 
bündnispolitische und ökonomische Bindun- 
gen hinausgehende Westorientierung des 
Landes wie für soziale Gerechtigkeit und nach- 
haltige Entwicklung. 


In den Blättern werden nicht Freiheit und 
Sozialstaat, Natur und Zivilisation gegeneinan- 
der ausgespielt. Hier ist man sich im klaren 
über die Macht, die falsche Alternativen wie 


Gründungsratio der Bundesrepublik, für die 
noch unvollendete und stets revisionsgefähr- 
dete deutsche Integration in die politische Zivi- 
lisation der Moderne - nicht zuletzt diese in der 
hiesigen Medienlandschaft selten so eindeutig 
artikulierte Positionsbestimmung macht den 
Wert des Forums Blätter aus: Hier geht es 
nicht um die Moderation von Beliebigkeiten, 
sondern um Orientierungswissen und klären- 
den Streit. 


Das Projekt redaktioneller Eigenständigkeit war 
und ist an einen Grundsatz gebunden: ein Non- 
profit-Unternehmen zu sein, ausschließlich ge- 
tragen von den Leserinnen und Lesern. Ohne 
deutlich mehr Abonnentinnen, Abonnenten 
und Förderer wird es nicht zu erhalten sein. Es 


„Gesellschaft oder Gemeinschaft“ in diesem 
Lande noch besitzen. Das Eintreten für die 


ist an der Zeit, sich für die Blätterzu engagieren. 
Die Republik braucht dieses Forum. 
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sungen beleuchtet die gleichzeitig begrenzte und aktive 
Rolle, die sie Frauen in der existierenden politischen Ord- 
nung zudachten. (...) 


Einige der grundlegenden Annahmen des islamistischen 
Diskurses der Muslimbruderschaft über die Bürgerrechte 
von Männern und Frauen wurde in den dreißiger Jahren 
entwickelt. (...) Die Doktrinen zeigten die exklusive und 
patriarchalische Natur des frühen islamistischen Diskur- 
ses. (...) Muslimische Männer sollten arbeiten und den 
Lebensunterhalt ver- 
dienen. Ja, ihre wirt- 
schaftliche Produktivi- 
tät war das Herz des 
ökonomischen Sy- AA 
stems: Sie sparten, ga- & 
ben Almosen, unter- BE 
stützten ökonomische % Lil au 
Projekte, schufen einen 7° 
Markt für Güter aus lo- 
kaler Produktion und 
vermieden über- 
mäßigen Konsum. Die 
einzigen islamischen 
Züge ihres Wirtschaf- 
tens waren die Abgabe 
von Almosen und die 
Ablehnung des Zinses. 
Im Gegensatz dazu wa- 
ren muslimische Frau- 
en einfach von Män- 
nern ökonomisch und 
moralisch abhängige 
Angehörige. (...) In die- 
ser speziellen Definiti- 
on übernahmen Män- 
ner gar die weiblichen 
Versorgungsfunktio- 
nen in der Familie, wel- 
che von ägyptischen Fe- 
ministinnen in den 
dreißiger Jahren zum 
Anlaß genommen wur- 
den, den besonderen 
Beitrag von Frauen für 
den Staat zu betonen 
und Bürgerrechte zu fordern.!! Wenn, wie der Gründer 
der Muslimbruderschaft, Hasan al-Banna, es formulierte, 
Männer alle öffentlichen und familieninternen Verwal- 
tungsfunktionen übernehmen, dann haben nur Männer 
ein Recht auf Bürgerrechte. Frauen haben keinen An- 
spruch auf gleiche Bürgerrechte, der sich aus ihrer Rolle 
in der Familie ableiten ließe. 


Die passive Definition von Weiblichkeit, die al-Banna an- 
bot, spiegelte sich in dem Verhältnis der Muslimbruder- 
schaft zu ihrer Frauenorganisation, den Muslimschwe- 
stern. (...) Die Internierung vieler Mitglieder der Muslim- 
bruderschaft nach der Ermordung des Premiers Mahmud 
al-Nugrashi 1948 stellte einen wirkungsvollen Test für die 
Vorstellung von der „passiven Weiblichkeit“ und der Mus- 
limschwestern als Organisation dar. Anstatt ohne männli- 
che Führer und Verwandte auseinanderzufallen traten die 
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Muslimschwestern als eigenständige Akteure auf. Sie 
kümmerten sich um die Familien der Inhaftierten. Sie 
spielten eine wichtige Rolle als Verbindungsleute zwi- 
schen Brüdern, die in unterschiedlichen Gefängnissen 
inhaftiert waren, oder transportierten Botschaften zwi- 
schen Inhaftierten und denen draußen, zwischen al-Banna 
und anderen wichtigen politischen Führern. Die Zerreiß- 
probe von 1948 und die Internierung muslimischer Frauen 
in den sechziger Jahren trugen den frühen Diskurs über 
die passive Weiblichkeit zu Grabe und bereiteten den Weg 
für einen anderen Dis- 
kurs in den siebziger 
und achtziger Jahren. 
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Als einzige prominente 
Frau in einer Führungs- 
position innerhalb der 
Muslimbruderschaft 
und infolge ihrer Be- 
kanntheit aufgrund ih- 
rer Inhaftierung und 
der erlittenen Folter in 
den sechziger Jahren 
hat Zainab al-Ghazali 
eine weite Leserschaft. 
Obwohl sie an den di- 
chotomen Definitionen 
von Mann und Frau 
festhält, entwickelt sie 
ein dynamischeres Bild 
dessen, was eine Frau 
ausmacht. (..,) Wie 
Männer haben Frauen 
ein Recht auf Bildung 
und auf die Außerung 
ihrer Ansichten zu den 
Angelegenheiten 


jun ws year: 


islamischen Staates er. 
fordere und sie in der Lage seien, private und öffentliche 
Aufgaben zu vereinbaren.'!? Ausgehend von ihren Grund- 
annahmen, daß der Mann der Versorger und die Frau die 
ökonomisch Abhängige sei, mochte al-Ghazali Frauen 
kein Recht auf Berufstätigkeit zugestehen. Wenn der 
Staat Frauen als Arbeiterinnen und Angestellte nicht län- 
ger brauchte, erwartete man von ihnen, daß sie in ihre 
„natürliche“ Domaine und Rolle zurückkehrten. Darüber 
hinaus basierte das Ideal islamischer Weiblichkeit implizit 
auf Klassen. Es ging von Mittelschichtsfamilien als Refe- 
renzrahmen aus, wo der Verzicht auf das Einkommen der 
Frau einigen, aber keinen entscheidenden Unterschied 
machen würde. Die Sorgen der Frauen der Arbeiterschicht 
um die Notwendigkeit einer dauerhaften Arbeit und um 
rechtlich eindeutige Arbeitsbedingungen wurden fast 
nicht angesprochen, ja, ihre Arbeit wurde entwertet, da sie 
vom Ideal islamischer Weiblichkeit abwich. 
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Die Ansichten von Safı Naz Kazim, Theaterkritikerin für 
das Verlagshaus Dar al-Hilal, bieten eine andere, generati- 
onsbedingte Perspektive auf die Bürgerrechte der Frau. 
Die 1937 geborene Kazim vertritt die Auffassung, ihre Ge- 
neration, wie Agypten insgesamt, erlebe eine Kluft zwi- 
schen starken religiösen Überzeugungen und einer tägli- 
chen Realität, die die Religion leugnet. Bis 1972, als sie 
eine Pilgerfahrt nach Mekka unternahm, islamische Klei- 
dung zu tragen begann und ihre islamistischen Ansichten 
in ihre schriftstellerische und journalistische Arbeit ein- 
fließen ließ, war sie eine enthusiastische Unterstützerin 
des arabischen Nationalismus und Sozialismus, die sie als 
befreiende Kräfte mit islamischen Wurzeln begriff. (...) 
Für ihre aktive Beteiligung im Kampf gegen den säkulari- 
stischen Staat war sie unter Nasser und Sadat dreimal in- 
haftiert. (...) 


Die Rückkehr der Frauen zum Islam und zum Schleier 
zeigt für sie, daß die Entschleierung nur eine Ausnahme 
in einem historischen Muster ist. (...) Jenseits der Rituale 
könne man eine muslimische Frau beschreiben als be- 
scheiden, ohne unterwürfig zu sein. (...) Sie sei gebildet in 
den Angelegenheiten ihrer Religion und ihrer Regierung. 
Wenn die Regierenden ungerecht sind, ist sie als Mitglied 
der Gemeinschaft verpflichtet, sie zu korrigieren, ihnen 
zu raten, sie zu bekämpfen. Darin ist sie dem muslimi- 
schen Mann eine gleichberechtigte Partnerin.'” Kazims 
Ideal der muslimischen Weiblichkeit schließt die Bürger- 
rechte ein, die ihre Generation errungen hatte. Sie ruft die 
muslimischen Frauen auf, sich aktiv an den Angelegen- 
heiten der muslimischen Gesellschaft zu beteiligen. Häus- 
liche und Mutterrollen werden von ihr stillschweigend an- 
genommen, während die säkularistische Definition der 
Bürgerrechte offen akzeptiert wird. 


Schließlich repräsentiert Iman Mohammed Mustafa die 
spezifischen Ansichten einer dritten Generation von isla- 
mistischen Frauen in der Diskussion über weibliche Ar- 
beit. Seit 1979 als Reporterin tätig, veröffentlichte sie 
1989 eine Serie sehr kritischer Artikel in Al-Ahram al- 
Igtisadi unter dem Titel „Das Reich der berufstätigen 
Frauen“. Die Artikel legen dar, daß die gegenwärtige wirt- 
schaftliche Krise die Frage der Erwünschtheit weiblicher 
Berufstätigkeit neu stellt. (...) Seit den siebziger Jahren 
sahen Frauen sich rapide verschlechternden Arbeits- 
bedingungen gegenüber, deren Auswirkungen ihnen 
selbst und ihren Kindern schadeten. (...) Um diesen Pro- 
blemen zu begegnen, befürwortete sie einen staatlichen 
Vorschlag, der bereits seit 15 Jahren weithin diskutiert 
wurde, nämlich arbeitenden Müttern junger Kinder einen 
dreijährigen Mutterschaftsurlaub bei halbem Lohn anzu- 
bieten. Frauen könnten dieses Recht während ihrer 
Berufstätigkeit zwei Mal in Anspruch nehmen. Diese Op- 
tion solle angeboten und nicht aufgezwungen werden. 
Mustafa meint, daß der Staat Frauen geldwert für ihre 
sozial wertvolle Arbeit in der Familie kompensieren solle. 
In der Tat beschreibe der Islam diese Rolle in noblen Wor- 
ten.!* 


Was verwunderlich ist im Hinblick auf obige Betrach- 
tungsweise, ist ihr Eklektizismus. Mustafa benutzt die is- 
lamistische Sichtweise, um die säkularistischen Definitio- 
nen von Weiblichkeit zu kritisieren, da diese Frauen nicht 


helfe, private und öffentliche Rollen in Einklang zu brin- 
gen. Anders als andere islamistische Autorinnen, die eine 
dauerhafte Rückkehr der Frauen in ihre heimischen Wän- 
de vertraten, unterstützt Mustafa nur einen taktischen 
Rückzug zur Versorgung der Kinder, sofern der Staat die- 
ses finanziell trüge. In anderen Worten: Sie unterstützt 
eine sehr moderne (staatliche) Lösung für die schwierigen 
Probleme, denen Frauen und Gesellschaft sich gegenüber- 
sehen. (...) 


Die Annäherung der säkularistischen und islamistischen 
Diskurse wirft ein Schlaglicht auf die Zentralität der 
Häuslichkeit als Teil der Definition von Weiblichkeit. Der 
säkulare Staat akzeptiert qualifizierte politische und ge- 
setzlich verankerte Rechte von Frauen, unterwirft sie je- 
doch den größeren sozialen und wirtschaftlichen Interes- 
sen des Staates. Die Islamisten akzeptieren ganz ähnlich 
die Rechte der Frauen in der öffentlichen Sphäre, wenn es 
die Interessen von Staat und Familie erfordern. Aufgrund 
der ökonomischen Krise teilen beide Diskurse, der säkula- 
ristische und der islamistische, die Forderung, daß Frau- 
en in den Haushalt zurückkehren sollten. (...) Die Unter- 
schiede zwischen beiden sind nicht so grundsätzlich wie 
Apologeten der einen oder anderen Seite meinen. Wäh- 
rend Islamisten sich dem Liberalisierungsprozeß in kei- 
ner Weise verbunden fühlen, tun dies die Säkularisten 
nur, wenn er sie nicht aus ihren Machtpositionen ver- 
drängt. Sie beide stellen ägyptische Frauen vor eine glei- 
chermaßen schwierige Wahl. (...) 


EM Mervat F. Hatem ist Professorin für Politische Wissen- 
schaft an der Howard University, Washington, D.C. Dieser 
Artikel erschien im Middle East Journal, vol. 48, no. 4, 
Herbst 1994, und wurde von Bärbel Reuter für INAMO 
übersetzt und gekürzt. 
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Frauen in der marokkanischen 


Ökonomie 


Veränderungen und Strukturanpassung 


ie zentralen Achsen des 1983 in Marokko be- 

gonnenen Strukturanpassungsprogramms lie- 

gen in der Drosselung der öffentlichen Ausga- 

ben, der progressiven Liberalisierung der 
Wirtschaft und der Offnung zum Weltmarkt. Die soge- 
nannte Stabilisierung beinhaltet Maßnahmen zur Ver- 
ringerung der Nachfrage; die Anpassung wiederum um- 
faßt Maßnahmen, die das Angebot betreffen!. Als primä- 
res Ziel hat man sich die Wiederherstellung der 
haushaltspolitischen Gleichgewichte gesetzt, d.h. insbe- 
sondere des öffentlichen Finanzhaushalts und der Zah- 
lungsbilanz. Angesichts dieser Maßnahmen werden wei- 
te soziale Bereiche auf den hinteren Rang verwiesen, so 
daß sich die Masse der Marginalisierten vergrößert. Zu- 
nehmend betroffen sind besonders Frauen, die sich ihre 
eigenen Arbeits- und Beschäftigungsstrukturen schaffen 
müssen. 


Soziale Folgen der Strukturanpassung 


Die marokkanische Bevölkerung empfindet die Struk- 
turanpassung eher als Krise denn als Hoffnung. Die 
Kaufkraft verringert sich, der Lebensstandard sinkt und 
die Überlebensstrategien, die es erlauben, mehrere klei- 
ne Einkommen zu kumulieren, müssen um weitere er- 
gänzt werden. Es handelt sich um einen Prozeß, an dem 
jedes Familienmitglied teilhat, die Kinder eingeschlos- 
sen. So kommt es häufig vor, daß jedes Familienmitglied 
an einem einzigen Tag gleich drei verschiedene Berufe 
ausübt: vom Büroangestellten über Geldanlagenberater 
bis hin zum Zwischenhändler für Schmuggelware?. Man 
stützt sich hierbei auf die Gemeinschaft, um eigene Pro- 
dukte oder Dienstleistungen anbieten zu können. Die 
Gemeinschaft, die den Hauptrahmen für diese „selb- 
ständigen Unternehmen“ bietet, hat nicht mehr unbe- 
dingt die Bedeutung eines Stammes oder einer erweiter- 
ten Familie, sondern entsteht heute aus anderen Grup- 
pen: Nachbarn, Kollegen, Kunden eines Friseursalons, 
Gäste eines Cafes. 


Im Bereich der übergeordneten Informationsnetze haben 
die Massen eigene Informations-, Austausch- und Han- 
delsnetze entwickelt, ebenso wie eigene Kreditsysteme 
mit Zinsen. Die Netze entwickeln sich parallel zu den offi- 
ziellen Strukturen, die jedoch gleichzeitig als Stütze die- 
nen. In diesem Kontext ist es nicht erstaunlich, daß zum 
Beispiel bestimmte Luxusgüter von mehreren Familien 
geteilt werden. Dies erklärt sich auch aus dem Selbstver- 
ständnis der Netze: Der Austausch von Waren, das Tau- 
schen und (Ver-)Leihen von Gegenständen werden als 
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gültige Zahlungsmittel betrachtet und sind eine Antwort 
auf die Krise der Kaufkraft. 


Wenig erstaunlich ist es, daß die Angaben über Beschäfti- 
gung in Marokko nicht der Realität entsprechen. Die offi- 
ziellen Angaben beziffern die Arbeitslosigkeit auf 20,3 %°, 
die insbesondere die Jugend - in der Mehrheit weiblichen 
Geschlechts - betrifft. Die Arbeitslosigkeit dieser Jugend- 
lichen ist auf die Reduzierung der Stellen beim Staat zu- 
rückzuführen, der für diese Jugendlichen immer noch der 
wichtigste potentielle Arbeitgeber ist. Die Zahl der staatli- 
chen Stellen ist von 50 000 vor der Strukturanpassung auf 
20 000 im Jahr 1995 zurückgegangen‘. In den Augen die- 
ser Jugendlichen verliert der Staat seine Legitimation, 
was an der Politikverdrossenheit der Jugendlichen (nur 
eine Minderheit der Jugendlichen geht zur Wahl und ver- 
fügt über einen Wahlschein) und an der Entsakralisie- 
rung des Politischen in der Bevölkerung deutlich wird. 
Dies trägt wesentlich zur zunehmenden Bedeutung des 
islamischen Fundamentalismus bei. 


Familiäre Bindungen gewinnen in dieser Situation wieder 
an Bedeutung. Die Familie wird zur einzigen Unterstüt- 
zung für die Initiativen der Jugendlichen: 54 % der Neu- 
anstellungen und insgesamt zwei von drei Beschäfti- 
gungsverhältnissen sind der Familie zu verdanken. In 
dem Moment, in dem das Verlangen nach individueller 
Autonomie am stärksten ist, entsteht ein Widerspruch zu 
der erneut ins Zentrum gerückten Bedeutung der Familie. 
Das Verlangen nach Autonomie wird durch die staatliche 
Politik gefördert, die Unternehmensgründungen von Ju- 
gendlichen fördert’. Das Auftauchen von ersten Privat- 
schulen für Handel und Verwaltung in den 80er Jahren ist 
eines der Indizien hierfür. Diese Schulen, mit ihren ex- 
trem hohen Gebühren, verstärken aber zunächst die Ab- 
hängigkeit der Jugendlichen von ihrer Familie, der einzi- 
gen Finanzierungsquelle, was wiederum nicht das Erler- 
nen eines selbständigen Lebens fördert. Gleichzeitig 
werden die Eltern-Kind-Beziehungen ihrerseits desakra- 
lisiert und artikulieren sich zunehmend über materielle 
Aspekte®. Der Rückzug des Staates und die kaum begon- 
nene Demokratisierung des Erziehungswesens verstär- 
ken die Dualität zwischen einem elitären privaten Ausbil- 
dungswesen und einem öffentlichen Sektor, der Verar- 
mung bedeutet. 


Die Sinnkrise erstreckt sich bis in die Schichten, die am 
meisten von den Chancen eines sozialen Aufstiegs im un- 
abhängigen Marokko profitieren: die Beamten und Mittel- 
schichten. Denn zur Verschlechterung ihres Lebensstan- 
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dards und zur Abwertung ihres Status kommt die Jugend- 
arbeitslosigkeit hinzu. Dies alles trägt zu einem Imagever- 
lust der Schule bei, und damit einhergehend von Wissen 
und Kultur. Das ist umso gravierender für eine Gesell- 
schaft, in der die Rate der Analphabetinnen eine der höch- 
sten von ganz Nord-Afrika ist: 69 % bei Frauen (41 % bei 
Männern)’. Die allgemeine Verarmung der Mittelschicht 
erklärt wiederum das Aufblühen des informellen Sektors. 
Der informelle Sektor kann nicht mehr nur als „Erfin- 
dung“ der Marginalisierten gesehen werden: Zunehmend 
ist auch die „offiziell“ wirtschaftlich aktive Bevölkerung 
Marokkos im informellen Sektor tätig. 


Weibliche Unternehmenstätigkeit 


Ob es sich nun um den informellen Sektor handelt, die 
Mehrfachbeschäftigung oder selbst die Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung: Die Frauen sind stärker betrof- 
fen als Männer, auch wenn dies nicht immer in den offizi- 
ellen Statistiken erkennbar ist?. Die Gründung von infor- 
mellen Unternehmen geht häufig auf Intiativen von Frau- 
en zurück, deren Aktivität zunehmend auf die Befriedi- 
gung der familiären Grundbedürfnisse ausgerichtet ist. 
Denn die Befriedigung der Grundbedürfnisse stellte in 
den 80er Jahren für 89% der Familienoberhäupter die 
größten Probleme dar. Im Haus angesiedelt, scheinen sich 
die weiblichen Unternehmen den sozialen Einschränkun- 


LE 
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u 


Kıosk von Solidarite Feminine in Casablanca 


gen, die für die weibliche Beschäftigung gelten, anzupas- 
sen. Sie können daher nicht Gegenstand einer systemati- 
schen Statistik sein und werden häufig in ihrer Anzahl 
unterschätzt. Außerdem erklären sich viele Frauen als 
„nicht-beschäftigt“, weil sie sich in bezug zur dominanten 
Vorstellung von der berufstätigen Frau setzen, d.h. die 
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Frau, die außer Hauses arbeitet. Aber trotz dieser Schwie- 
rigkeiten bezüglich der Thematisierung der weiblichen 
Beschäftigung mit ihren Besonderheiten und Unterschie- 
den ist die im Steigen begriffene Rate weiblicher Beschäf- 
tigung in Marokko mit geschätzten 32,7 % eine der höch- 
sten in der arabischen Welt. 


Die massive Zunahme wirtschaftlicher Aktivitäten städti- 
scher Frauen ab den 80er Jahren knüpft an eine Tradition 
des Unternehmertums an, dessen immer noch lebendiges 
Erbe von der neuen Frauengeneration aufgenommen 
wurde. Für Frauen ist, neben der Schulbildung, die Be- 
rufsausbildung eines der wichtigsten Potentiale gewor- 
den. Dadurch sind heute immerhin einige ausgebildeten 
jungen Frauen in der Lage, sich ihre eigene Stelle zu 
schaffen, deren meist handwerklicher Charakter in Ver- 
bindung zu den dominanten Beschäftigungsformen der 
Frauen im kolonialen Marokko gesehen werden muß. So 
greifen zahlreiche junge Mädchen eine in der Familie tra- 
dierte Fertigkeit auf, die sie von ihrer Mutter oder einer 
Tante erlernt haben. 


Unternehmerinnen zu Zeiten des 
Protektorates 


In den 30er und 40er Jahren entsprachen die von Frauen 
geleiteten Unternehmen den spezifischen Bedürfnissen 
des städtischen Fa- 


. REN milienlebens. Die 
"AS Unternehmensgrün- 
. x derinnen stellten ein 

si Verbindungsglied 


zwischen den Frauen 
dar, die hinter den 
Mauern der aristo- 
kratischen Häuser 
lebten, und der Au- 
Benwelt. Ob ländli- 
cher oder städtischer 
Herkunft - diese 
Frauen waren von 
dem Willen und der 
Notwendigkeit ge. 
trieben, ihre Familie 
versorgen ZU müs- 
sen, und beschleu- 
nigten somit die Par- 
tizipation der Frau 
im städtischen All. 
tag. Ihre Unterneh- 
men deckten eine 
große Bandbreite an 
Aktivitäten ab, die 


| großenteils auch 
Foto: Martina Sabra heute noch existie- 
ren. 


Die Berufsbilder entwickelten sich entsprechend der spe- 
zifischen weiblichen Nachfrage: Von der neggaffat (Hei- 
ratsvermittlerin, Friseurin), der Künstlerin-Sängerin, 
der dellalate” (Handelsdelegierte), Polstererin, Schneide- 
rin, Köchin, über die Einladungsvermittlerin, die maalma 
(Ausbilderin, die in einen Beruf einführt) bis hin zur Lei- 
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terin der Koranschule. Die Trennung der Geschlechter 
war obligatorisch, die Aufgaben waren streng aufgeteilt 
und die Kompetenzbereiche kontrolliert. 


Die wichtigsten dieser von Frauen gegründeten und ver- 
walteten Unternehmen!’ schlossen sich in Fachverbän- 
den (ähnlich wie Gilden) zusammen, an deren Spitze eine 
Frau, die amina, stand. Diese Verbände waren auch für 
die Personalführung zuständig. Für die Organisation der 
Aktivitäten innerhalb des Unternehmens war die Team- 
arbeit unerläßlich. Die maalma (Ausbilderin und Vorsit- 
zende) regelte die Arbeitsverteilung, wies die weniger Er- 
fahrenen ein, vermittelte in Kon- 
fliktsituationen, wachte über eine 
gleiche Verteilung der Einkünfte 
und bot eine Art sozialen Schutz 
für die ärmsten und jüngsten Mit- 
glieder der Belegschaft. Die wich- 
tigste dieser Einrichtungen war 
die der naggafats!! in Fes, die zu 
Beginn des Jahrhunderts gegrün- 
det worden war. Ihre maalmas 
schufen gemischte Belegschaften, 
in denen die Frauen führene Posi- 
tionen einnahmen. Sie wachten 
über Arbeitsmaterial, das aus 
wertvollen Steinen und goldenen 
Schmuckstücken bestand. 


Weibliche Berufe von 
Modernisierung erfaßt 
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Handwerkskammern" oder juristische Instanzen ver- 
drängt. Diese erkannten die von Männern ausgeübten 
Berufe schneller an und lassen die meisten weiblichen 
Aktivitäten, die weiterhin eine Unterstützung für die 
Familie und Gemeinschaft darstellen, am Rande stehen. 
Von den Frauenkooperativen, die nach der Unabhängig- 
keit gegründet wurden, hat nur eine Minderheit der 
weiblichen Berufe profitiert, wie etwa die Stickerei und 
Weberei. Die anderen Berufe entwickelten sich unorga- 
nisiert und konnten nur dank des Einsatzes der Frauen 
überleben. Die dellalats zum Beispiel konnten aus kei- 
ner Ausbildungsmaßnahme und keinem institutionellen 


Margret Johannsen/Claudia Schmid (Hrsg.) 


Wege aus dem Labyrinth? 
Friedenssuche in Nahost 


Stationen, Akteure, Probleme des nahöstlichen Friedensprozesses 


Die Offnung zur kapitalistischen 
Ökonomie, die Modernisierung 
der Sozialstrukturen, die Ein- 
schulung der Mädchen und die 
Landflucht hatten den größten 
Einfluß auf die Rolle und den 
wirtschaftlichen Status der Frau. 
Die Bilanz ist durchaus positiv: 
So hat die Einschulung ermög- 
licht, daß bestimmte, traditionell 
männliche Unternehmen von 
Frauen übernommen werden 
konnten. Gleichzeitig bewirkte 
der nun viel einfachere Zugang zu 
Finanzierungsquellen, insbeson- 
dere für Männer, die Transforma- 
tion zahlreicher weiblicher Hand- 
werksberufe in industrialisierte 
Berufe und verdrängte somit die 
teurere weibliche Handarbeit, de- 
ren Qualität angeblich nicht so 
gut war. 


Die Modernisierung der Verwal- 
tung, die durch das Protektorat in 
Gang gesetzt wurde, beschleunig- 
te den Rückgang bestimmter tra- 
ditioneller Organisationsformen. 
Die Befugnisse der Berufsverbän- 
de wurden durch die modernen 
Verwaltungen wie Handels- und 


Mit der Madrider Nahost-Konferenz verband sich die Hoffnung, daß in den kon- 
fliktreichen israelisch-arabischen Beziehungen die Zeiten des Blutvergießens 
vorüber seien und ein friedlicher Interessenausgleich gefunden werden könne. 
Nach fünf Jahren Verhandlungen, Gipfeltreffen und Wirtschaftskonferenzen im 
Schatten von Terror und Gewalt zieht der Sammelband eine erste Bilanz. 

Die Beiträge beleuchten eine Vielzahl von Aspekten dieses jüngsten Kapitels im 
Nahostkonflikt. Sie richten den Blick auf die Dynamik des Friedensprozesses, die 
Rolle externer Akteure und die Belange der unmittelbar betroffenen Staaten und 
Gesellschaften. Es geht um Menschenrechte und Demokratie, Kriegsmittel und 
Wasser, Friedensdividende und Vertrauensbildung, Minoritäten und Kulturen. 

Der Band wendet sich an Wissenschaft und Politik. Er vermittelt den regional- 
und friedenspolitisch Interessierten Einblick in Fortschritte und Rückschläge bei 
diesem hochgradig ambivalenten Ringen um Frieden in unserer Nachbarregion. 
Er zeigt, wie zerbrechlich die bisher getroffenen Übereinkünfte sind und wie 


langwierig sich auch künftig das Aushandeln von tragfähigen Kompromissen 
gestalten wird. 


1997, 299 S., brosch., 46,- DM, 336,- 68, 42,50 sFr, ISBN 3-7890-4713-9 
(Demokratie, Sicherheit, Frieden, Bd. 107) 


NOMOS Verlagsgesellschaft 
76520 Baden-Baden 
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Rahmen Nutzen ziehen. Ihre Arbeit verlor zunehmend 
an Qualität, und der Arbeitsplatz verlegte sich auf die 
Straße, wo die Frauen als fliegende Händlerinnen ge- 
brauchte Kleider oder Schmuggelware feilbieten. 


Die Einschulung von Mädchen in den städtischen Agglo- 
merationen reduziert seit den 60er Jahren den Einfluß 
des dar maalma (Institution für die Lehrlingsausbil- 
dung). Die Ausbildung wird weiterhin von der Familie 
übernommen, und andere Gewerbe wie Stricken, Häkeln 
oder Sticken entstehen. Diese können direkt von einem 
Lehrbuch und ohne Einweisung durch Erwachsene er- 
lernt werden. Mehrere junge Mädchen übernehmen ihrer- 
seits die Aufgabe, diese neuen Fertigkeiten an ihre Mütter 
weiterzuvermitteln. 


Die Koedukation führt zu einer rückgehenden Nachfrage 
nach zahlreichen, typisch weiblichen Dienstleistungen 
verloren geht. So haben seit den 70er Jahren die ersten 
männlichen Orchester zunehmend die weiblichen Orche- 
ster verdrängt, die mit ihren alten Instrumenten moder- 
nen Musikansprüchen nicht mehr nachkommen konnten. 
Letztere traten von da an bei weniger wichtigen Familien- 
ereignissen auf und erhalten nunmehr ungefähr ein Vier- 
tel der Gage, die ein männliches Orchester bekommt. Die 
Friseure ersetzen die Friseurinnen und die negaffats, um 
den Frisuren einen Touch von Modernität zu geben. Die 
Gastronomen machten aus den ehemaligen Maalm-Kö- 
chinnen Lohnarbeiterinnen in Unternehmen, die von 
Männern betrieben werden. 


Handwerkerinnen in den Großstädten 


Die seit den 80er Jahren zunehmende Landflucht ist ein 
weiterer Faktor, der sich auf die Arbeitsorganisation und 
die weiblichen Berufe auswirkt. Die Anzahl der weibli- 
chen Arbeitskräfte auf dem städtischen Arbeitsmarkt er- 
höht sich. Bestimmte, ehemals als „nobel“ angesehene 
Berufe wie etwa die Stickerei in Fes, konnten nun von den 
Neuankömmlingen erlernt und ausgeübt werden. Dieser 
Beruf zum Beispiel ermöglichte die Integration der ländli- 
chen Arbeiterinnenschaft in den städtischen Raum. Der 
Geist und die Qualitätsnormen der Stickereibranche gin- 
gen allerdings verloren, denn die ländlichen Frauen wa- 
ren wenig qualifiziert, unterbezahlt und somit gezwungen 
im Akkord zu arbeiten. 


In den 80er Jahren ist der städtische Raum auch geprägt 
von der Anwesenheit von Händlerinnen und Geschäftsin- 
haberinnen, vornehmlich in der Textilbranche und im 
Handwerk. In dieser Zeit enstanden auch die ersten tradi- 
tionellen Konfektionsunternehmen mit modernem An- 
strich. Die Gründerinnen dieser Unternehmen waren 
städtischen Ursprungs, relativ gebildet und nahmen bald 
Chefpositionen in den Ateliers und Boutiquen ein, die ur- 
sprünglich von Männern betrieben wurden. Gewappnet 
mit Diplomen von Privatschulen für Styling und Modellie- 
ren spezialisierten sie sich auf das Entwerfen der Schnitte 
und delegierten die restlichen Aktivitäten an Handwerks- 
meister oder an traditionelle maalmas, die nunmehr 
Lohnabhängige sind. Die Modebranche blüht seitdem auf: 
Neue Arbeitsmethoden, neue Formen, Farben und Motive 
werden eingeführt. Das Handwerk und die traditionelle 
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Kleidung, die besondere Fertigkeiten erfordern, erleben 
einen neuen Aufschwung und bleiben bis heute eine wich- 
tige Einkommensquelle für Frauen in städtischen Agglo- 
merationen. Im Gegensatz dazu müssen die Schneiderin- 
nen, die traditionelle Arbeitsmethoden anwenden, miter- 
leben, wie sich ihr Kundenkreis verändert und verringert. 
Sie arbeiten nunmehr für die am wenigsten begünstigten 
Schichten und bevorzugen weiterhin den von-Haus-zu- 
Haus-Service. 


Veränderte Bedeutung von Traditionen 


Bisher wurden einige Formen der Anpassung von Frauen 
an soziale und wirtschaftliche Veränderungen dargelegt 
und auf die (erneute) Rückbesinnung auf Traditionen hin- 
gewiesen. Andere Anpassungsversuche entstehen durch 
den Massenandrang von ausgebildeten Frauen auf den 
Arbeitsmarkt. Dieser kann der Nachfrage der qualifizier- 
ten Bevölkerung nicht nachkommen. Der Status einer 
selbständigen Beschäftigten ist für die große Masse dieser 
ausgebildeten Frauen sowohl im informellen als auch im 
Handwerkssektor nicht möglich. Nur eine Minderheit der 
Frauen, die über eigene Finanzmittel verfügt, kann von 
den in den 80er Jahren eröffneten Perspektiven für Un- 
ternehmer profitieren: nur 11,7% der Unternehmens- 
sründerinnen erhalten alserste Finanzierung Bankkredi- 
te.'3 Die übrigen rund 90 % müssen andere Lösungen fin- 
den, da sie die notwendigen Bürgschaften nicht vorweisen 
können. 


Mehrere Formen der Arbeitsorganisation, der Übermitt- 
lung und Förderung von Wissen, die praktisch ver- 
schwunden waren, dominieren seit Mitte der 80er Jahre 
erneut die weibliche Arbeitswelt. Die soziale Solidarität 
unter Frauen hinsichtlich der Weitergabe eines Berufes 
lebt wieder auf. Ebenso taucht die Institution des dar 
maalma wieder auf: die jungen ausgebildeten Frauen bjil- 
den ihre Belegschaft gemäß der dar maalma-Tradition. 
Die jungen Frauen derselben Generation (Gymnasialah. 
gängerinnen, ehemalige Studentinnen oder arbeitslose 
Hochschulabgänger) führen sich nun gegenseitig in ein 
Handwerk ein. Die Aktivitäten der Betriebe konzentrje. 
ren sich noch immer auf das Kunsthandwerk und bewe. 
gen sich außerhalb der Gesellschaft, der Finanzierungs. 
und Förderungsstrukturen. Die Zivilgesellschaft ist nur 
embryonenhaft entwickelt und nicht in der Lage, einen 
institutionellen Rahmen für die Entwicklung dieser In- 
itiativen zu bieten'*. 


Die Rückkehr Tausender ausgebildeter Frauen in den 
traditionellen Familienkreis - nachdem sie sich mit den 
Werten der Modernität identifiziert haben - bildet aus 
unserer Sicht den Hauptwiderspruch für die alphabetj- 
sierte Frau in Marokko. Aus dieser Situation erfolgt die 
erneute Traditionalisierung des Geschlechterverhältnis- 
ses, die sinkende Begeisterung der breiten Bevölkerung 
für die Einschulung von Mädchen: Lieber die Mädchen 
frühzeitig verheiraten statt eine Ausbildung ohne Per- 
spektiven. 


Bei anderen sozialen Schichten bewirkt diese Entwick- 
lung wiederum eine Jagd auf Diplome. Diese sollen Per- 
spektiven im Sinne einer unabhängigen Karriere eröffnen 
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Frauen bei der Herstellung von Vorratskrügen in Palästina vor 1935 


und einen Status ermöglichen, der sozial besser angese- 
hen ist als der einer Angestellten oder Arbeiterin. Der 
Graben zwischen jungen, gebildeten Mädchen derselben 
Generation vertieft sich - eine Entwicklung, die in den 
70er Jahren nicht existierte. 


Durch die neu gewonnene Bedeutung traditioneller Wer- 
te entstand wieder eine neue Nachfrage nach ausschließ- 
lich femininen Dienstleistungen. Frauenorchester for- 
mieren sich erneut und treten in einem typisch femini- 
nen Kontext auf. Die Frauen nehmen auf Festivitäten 
wieder den Platz der Gastgeberin ein. Arbeitslose Uni- 
versitätsabsolventinnen schließen sich in den letzten 
Jahren in Animationsgruppen für Feste zusammen. Ihre 
Darbietungen bestehen aus heiligen Liedern und Musik- 
stücken, was in der marokkanischen Festtradition eine 
Neuheit ist. 


Diese Entwicklungen sind eine originelle Reaktion der 
marokkanischen Frau auf die Krise. Sie manifestieren 
trotz ihres offensichtlichen Traditionalismus den Wunsch 
nach Autonomie und Entscheidungsfreudigkeit. Auch in 
der Krise streben die Frauen in Marokko danach, den Ver- 
lauf der Ereignisse mitzugestalten. 


Die Beschäftigung von Frauen in der 
Industrie 


Die Liberalisierung der Ökonomie und die Öffnung zum 
Weltmarkt werden sich auf die Spezialisierungsbereiche 
Marokkos auswirken: das bedeutet, vor allem auf die 
Landwirtschaft und die Textil- bzw. Bekleidungsbran- 


che. In eben diesen Branchen sind die meisten weibli- 
chen Arbeitskräfte tätig. Diese Branchen werden am 
meisten von dem progressiven Verlust des komparativen 
Vorteils betroffen, der auf Abkommen wie dem GATT 
beruht und auf denen Marokkos Entwicklungsstrategie 
aufbaut’. 


Es besteht ein unbestreitbarer Zusammenhang zwischen 
industriellem Wachstum und weiblicher Beschäftigung in 
Marokko. Die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft ba- 
siert auf einer Politik der niedrigen Löhne. Der Anteil der 
weiblichen Lohnabhängigen ist von 31,2 % im Jahr 1977 
auf 39,9 % im Jahr 1990 gestiegen. Die weibliche Beschäf- 
tigung nahm im Zeitraum 1980 bis 1993 um 9,54 % zu, 
während die Gesamt-Beschäftigung um nur 5,38 % zu- 
nahm. Die weibliche Beschäftigungsrate in der Industrie, 
gemessen an dem Anteil der Frauen in der gesamten Be- 
schäftigung, hat stark zugenommen: von 21,36 % im Jahr 
1980 auf 37 % im Jahr 1993. Der Lohn der jungen, unqua- 
lifizierten weiblichen Arbeitskraft ist in 54% der Fälle 
unterhalb des oder gleich hoch wie das Mindesteinkom- 
men (SMIG, rd. 1.500 DH) gegenüber 39 % bei den Män- 
nern. 


Dennoch wird der Lohn aus der Beschäftigung auch als 
emanzipativer Schritt erlebt. Da es jedoch unmöglich ist, 
sich in der Arbeit zu verwirklichen, stellt die Beschäfti- 
gung für die Arbeiterin eine Art Wartezeit dar: das War- 
ten auf die Idealsituation nach der Heirat'®. Der zukünfti- 
ge Ehemann wird nach diesem Bild als einziger verant- 
wortlich für den Unterhalt seiner Frau und seines Heimes 
sein. 


16 


Die Beschäftigungsverhältnisse ländlicher 
Frauen 


Ursachen für die sozialen Veränderungen auf dem Land 
seit der Unabhängigkeit liegen in der Einführung der 
Marktwirtschaft und einer Bewässerungspolitik, die die 
Entwicklung einer modernen in den Markt integrierten 
Agrikultur begünstigt. Diese Veränderungen beeinflus- 
sen den bäuerlichen Familienbetrieb. Wenn er zu wenig 
einbringt, wird ein Teil der Familienmitglieder in die 
Lohnarbeit, die Arbeitslosigkeit oder die Emigration ge- 
drängt. Die auf den Export orientierte Agrarpolitik de- 
strukturiert die Gesellschaft. Der Status der Frau verän- 
dert sich mit der kaufmännischen, mechanisierten und 
modernen Wirtschaftsweise. Familiäre Hilfskraft in der 
ersten Phase, wird sie in der zweiten Phase zur Saison- 


ISF 


Der Internationale 
Solidaritätsfonds von 


54.000,- DM 


hat der Vergaberat des Inter- 
nationalen Solidaritätsfonds 
auf seiner Frühjahrssitzung 
über dreißig internationalen, 
friedens- und umweltpoliti- 
schen Initiativen und Organi- 
sationen zur Verfügung ge- 
stellt. 

Für besonders unterstützungs- 
würdig hielt der Vergaberat die- 
sesmal zwei Projekte im Bereich 
der Verschuldung. 

Für ihren Kampf gegen die Agrar- 
schuld in El Salvador bzw. für den 
„Schuldenreport 1997" erhielten 
die Demokratische Bauernal- 
Ilanz, ADC und WEED (Weltwirt- 
schaft, Okologie und Entwick- 
lung) zusammen 


7.000,- DM 


Für ihre Arbeit zu Gunsten der 
Demokratisierung in der Türkei 
und Kurdistan erhielten der Dla- 
log-Kreils „Krieg In der Türkel - 
die Zeit Ist reif für eine politl- 
sche Lösung“, die Kurdische Ge- 
meinde In Deutschland, „Prison 
Watch Intematlonal“ und „Con- 
nection“ insgesamt 


8.000,- DM 


oder Gelegenheits- 
arbeiterin. 1987 
waren dies bereits 


75% der weibli- 
chen Beschäftig- 
ten gegenüber 
44% unter den 
Männern". 


Frauen, die 36,5 % 
der agrarisch Be- 
schäftigten reprä- 
sentieren, arbeiten 
zu 45 % im Getrei- 
de-, Gemüse- und 
Futteranbau; 41,4 
% im industriellen 
Anbau, 31,7% im 
übrigen Anbau, 
53,4 % in der Vieh- 
zucht, 74% im In- 
dustriellen Hand- 
werk und nur 
6,6% im Dienst- 
leistungssektor.'®? 
Diese Zahlen atte- 
stieren eine Femi- 
nisierung der länd- 
lichen Arbeits- 
kraft, die sich je- 
doch nur wenig in 
verbesserten Le- 
bensbedingungen 
für die ländlichen 
Frauen nieder- 
schlägt. In ihrer 
großen Mehrheit 
Analphabetinnen 
(87%), sind sie 
vom Landeigen- 
tum und der Teil- 
habe an Produkti- 
onsmitteln ausge- 
schlossen. Ihre 
Lohnarbeit be- 
ginnt viel früher 
als die der städti- 
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schen Frau und erstreckt sich auf eine viel längere 
Periode. 


Die Situation der Frau wird nur selten innerhalb der 
ländlichen Entwicklungsprojekte berücksichtigt. Oft lei- 
den diese Frauen unter den Folgen dieser Projekte, ohne 
jedoch von ihnen zu profitieren. Dies erfordert eine kon- 
tinuierliche Anpassung an neue Lebensbedingungen. Die 
Zahl der Frauen, die sich weigert, dies auf sich zu neh- 
men, wächst ständig und macht sich in zunehmender 
Landflucht bemerkbar. In der Stadt stellen sie eine „Re- 
servearmee“ vor den Toren der Unternehmen und der 
informellen Rekrutierungsagenturen für Haushaltsange- 
stellte. Nach den Angaben der letzten Bevölkerungszäh- 
lung ist die Zahl der alleinstehenden Frauen, die sich für 
die Stadt entschieden haben, gestiegen. 


Entwicklungsprojekte und die Situation der 
Landfrauen 


In den landwirtschaftlichen Entwicklungsprojekten wird 
die reale Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern igno- 
riert. Die Umstrukturierung der Landwirtschaft, die In- 
formationskampagnen und Bankkredite, sie alle margina- 
lisieren die Frau. Diese überläßt ihren Platz dem Mann, 
sobald eine Tätigkeit modernisiert und mechanisiert 
wird. Die großen Bewässerungsprojekte'” haben ihrerseits 
den Frauen ein Übermaß an Arbeit zugewiesen, ohne daß 
sie notwendigerweise die Nutznießerin davon sind. Denn 
die bewässerten Kulturen erfordern ein höheres Maß an 
Pflege und Zeitaufwand. Im Fall des Bewässerungsprojek- 
tes von La Doukkala ging der Schulbesuch der Mädchen 
zurück, da sie die Mütter in der Hausarbeit ersetzen müs- 
sen, während die Mütter in der Landwirtschaft tätig sind. 
Die Verbesserung der Einkünfte des Familienoberhauptes 
im Zuge eines Bewässerungsprojektes in Loukous hat sich 
häufig in einer weiteren Heirat im nächstgelegenen städ- 
tischen Zentrum und der Gründung eines zweiten Haus- 
haltes niedergeschlagen, was wiederum negative Auswir- 
kungen auf die Lebensbedingungen der aufdem Lande zu- 
rückgelassenen Frauen hatte. 


Auch die Viehzuchtprojekte haben die Stellung der Frau 
beeinflußt. Ein Projekt in der Region Monlouya förderte 
nicht etwa die Ziegenzucht, die von Frauen betrieben wur- 
de und die es ihnen ermöglichte, andere Einkommen zu 
erzielen, sondern setzte auf die Entwicklung der Rinder- 
zucht, von der die Männer profitierten. Die Haupteinnah- 
mequelle der Frauen in dieser Region wurde zerstört. Die 
verringerte Fläche, die im Projekt für die Aufzucht von 
Ziegen vorgesehen ist, schlug sich im Verlust dieser Zucht 
nieder. 


Anstelle einer Schlußfolgerung 


Die Verbesserung der wirtschaftlichen Situation ist an die 
Notwendigkeit geknüpft, Bedingungen zu schaffen, die 
eine endogene und anhaltende Entwicklung begünstigen. 
Dies wird zunehmend im offiziellen Diskurs erwähnt und 
von internationalen Organisationen, der Gesellschaft und 
von humanitären Organisationen gefordert. Eine Bedin- 
gung für die Entwicklung ist der Abbau der Ungleichhei- 
ten zwischen den Geschlechtern. Die Strukturanpassung 
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hatte zur Folge, daß Ungerechtigkeiten noch deutlicher 
und alarmierender wurden. 


Momentan wird der Frau in den Entwicklungsprojekten 
und in der Regierungspolitik viel Aufmerksamkeit gewid- 
met. Die offene Frage bleibt: Welcher Platz ist der Frau 
innerhalb dieser neuen Orientierung zugedacht? Wie 
wird die Zukunft - im Globalisierungskontext - der weib- 
lichen Initiativen aussehen, die auf den informellen Sek- 
tor reduziert sind? 


EM Zakia Salim ist Dozentin an der ‚Ecole Normale Su- 
perieure‘ ın Fes, Marokko. Der vorliegende Beitrag beruht 
auf einer teilnehmenden Beobachtung in einer Organisa- 
tion zur Förderung weiblicher Unternehmen und aufeiner 
Umfrage unter zwanzig Produzentinnen. 


1 Bernard Petit: L’adjustement structurel et la Position de la Com- 
munaute Europeenne, in: Tiers-Monde, XXXIV (136), 1993, 829. 


2 Die Einnahmen aus dem Schmuggel belaufen sich auf 9 Mrd. DH, 
siehe: H. Malki, A. Donmou: Les dilemmes de l’adjustement, in: Le 
Maroc Actuel, CNRS, 1992, Paris. 


3 Bevölkerungsministerium: Bevölkerungszensus 1994. Nach die- 
ser Umfrage sind 45,5 der Arbeitssuchenden in den Städten Ju- 
gendliche im Alter von 15 bis 24 Jahren. 


4 Ministerium für Arbeit und Soziales, Etude portant sur 
l’elaboration de la strategie d’action de la promotion de la femme, 
Rabat, 1995. 

5 Ministerium für Bevölkerung: Nationale Umfrage zur Familie 
1995 (0.a.). 


6 Das Einführen eines Kredites für Jungunternehmer und des 
CNJA, dem nationalen Rat der Jugend und Zukunft, weisen in die- 
se Richtung. 


7 Die Frau in der Welt, Entwicklungen und Statistiken, hrsg. von 
der UNO, 1995. 


8 Zwischen 1986 und 1993 ist die Arbeitslosenrate jährlich um 
durchschnittlich 0,31 % bei den Männern und 0,89 % bei den Frau- 
en angestiegen: Emploi feminin urbain et avantage competitif au 
Maroc, CERAB, Rabat, 1995. 

9 Frauen, die durch Freunde in die Aristrokratie eingeführt wur- 
den. Sie verkaufen Gegenstände aus aristokratischem Besitz an 
andere soziale Schichten gegen eine Kommission. 


10 Die Korporation ist ein Rahmen zur Organisation der Berufe. Je- 
der Beruf hat seine Korporation, die ihren amin oder ihre amina 
bestimmt. Diese garantieren das Einhalten der Normen, sind Ex- 
perten in ihrem Gebiet und aus den Reihen der Maälmas gewählt. 
Ihre Funktionen erstrecken sich von der Expertise bis hin zu 
Sanktionen durch Schiedsspruch. Vgl. auch: Horace Miner: Le 
declin des corporations de Fes vu sous l’angle d’une theorie des 
conflits, in: Bulletin economique et social du Maroc, XXX, 109- 
1968. 


11 Bei den negaffats handelt es sich um Heiratsvermittlerinnen und 
Frauen, die den Bräuten während der Festivitäten beistehen, sie 
kleiden und schminken. 

12 Die Frauen sind in diesen Kammern unterrepräsentiert. Bei 20 
Handwerkskammern sind von den 410 gewählten Personen nur 
11 Frauen (2,68 %): Vgl. Ministerium für Beschäftigung und sozia- 
le Angelegenheiten, Etude portant sur l’&laboration de la strategie 
d’action de la promotion de la femme au Maroc, 1995, S. 208. 

13 Ministerium für Beschäftigung und Soziales, ebd. 


14 Von den 3000 Vereinen, die in Marokko ermittelt wurden, sind 
80 % nach 1990 entstanden. 
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Ministerium für Beschäftigung und Soziales, ebd. 


Rahma Bourquia: Emploi Feminin, management et culture 
d’entreprise. Modeles industriels et emploi feminin au Maroc. Ate- 
lier National Octobre 1996 (unveröff.). 


Aicha Belarbi, in: Femmes Rurales Collection Approches, LE FEN- 
EC, 1996. 


Natira Berkhallil: La place de la femme dan l’&conomie marocaine, 
in: FEmme et Developpement. A;EP, Rabat 1993. 


Die Beispiele sind der Studie von Sabah Benjelloun: Un developpe- 
ment rural pour et avec la femme rurale (unveröff. Studie, Institut 
Agronomique, Rabat) entnommen, 1996. 


Oliver Wils 
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Frauenarmut in Kairo 


Überleben im Zeitalter der Globalisierung 


Ciljia Harders 


mm Ahmad lebt in einer kleinen illegalen Sied- 

lung innerhalb Sayyida Zeinabs, einer der alten 

und zentralen Stadtteile Kairos. Sie wohnt in 

einer Hütte aus Ziegeln, Holz und Plastikfo- 
lien, in deren Vorhof sie alte Möbel aufbewahrt, die Wä- 
sche macht und ihre Hühner hält. Umm Ahmad lebt ge- 
meinsam mit zwöf Verwandten in drei kleinen Zimmern. 
Die Frauen müssen das Wasser von der öffentlichen Was- 
serstelle an der nahegelegenen Moschee auf ihren Köpfen 
herbeitragen. Strom gibt es aus der angezapften Leitung 
ihres Nachbarn, und die Toilette besteht aus einem klei- 
nen Verschlag im Hof, wo sie auch kochen, denn eine Kü- 
che gibt es nicht. 


Umm Ahmad war einst eine wohlhabende und zufriedene 
Frau, mabsuta, wie sie sagt: „Den Tag, an dem mein Mann 
starb, werde ich nie vergessen. Möge Gottes Segen aufihm 
ruhen. Ich habe ihn nicht geliebt, aber er war ein guter 
Mann. Wir hatten eine Wohnung mit schönen Möbeln, 
und ich bin nie ausgegangen. Er hat für uns gesorgt, wäh- 
rend ich Hausfrau war. Dann hatte er diesen Unfall, und 
ich war plötzlich allein für mich und meine vier Kinder 
verantwortlich. Möge Gott uns beschützen. Ich habe Ar- 
beit als Putzfrau gefunden, und glücklicherweise haben 
mich die Leute gut behandelt und mir vertraut. Sie haben 
mir Essen und Kleidung für die Kinder gegeben, und ich 
konnte alle Kinder in die Schule schicken. Aber mit der 
Zeit, als ich älter wurde, konnte ich nicht mehr so lange 
und so viel arbeiten und mußte damit aufhören. Dann 
wurde meine Tochter geschieden, und ihr Ehemann hat 
ihr alles genommen, ihre Möbel und ihr Hochzeitsgold. 
Jetzt leben wir in dieser kleinen dreckigen Hütte. Ich ver- 
diene etwas Geld, indem ich auf der Straße Tee verkaufe. 
Das mache ich mit meinem zweiten Ehemann. Und meine 
Tochter verdient 90 Pfund (etwa 40 DM, C.H.) im Monat 
bei einem Regierungsjob. So versuchen wir zu überleben.“ 


Armut in Kairo 


Umm Ahmads Geschichte, ihre Lebensumstände und ihre 
Überlebensstrategien sind typisch für viele Arme in der 
ägyptischen Metropole.' Einer Schätzung des ägyptischen 
Sozialwissenschaftlers Nader Fergany, Nader zufolge le- 
ben mehr als 70% der ägyptischen Bevölkerung in Ar- 
mut.? Untersuchungen über urbane Armut kamen zu dem 
Ergebnis, daß etwa ein Drittel der städtischen Bevölke- 
rung zu den Armen zu rechnen ist? und daß in Kairo, wo 
etwa ein Drittel der 11 Millionen Menschen in Slums oder 
illegalen Siedlungen leben, sogar mehr als die Hälfte‘. 


Es sind gerade arme und verwundbare Gruppen sowie die 
städtischen unteren Mittelschichten, die von der wirt- 


schaftlichen Liberalisierung im Rahmen der Strukturan- 
passungsprogramme (SAP) besonders betroffen sind.’ Die 
Privatisierung und der staatliche Rückzug aus der 
Frauenförderpolitik seit Mitte der 80er Jahre erhöhen 
nicht nur die Erwerbslosigkeit von Frauen, sondern auch 
die sozialen Kosten der Anpassung durch Einsparungen 
im Gesundheits- und Bildungsbereich.® Globale und natio- 
nale politische Entscheidungen, etwa über die Umsetzung 
des Subventionsabbaus, machen sich oft auf der lokalen 
Ebene einschneidend bemerkbar: Denn je prekärer die 
Lebensumstände armer Menschen sind, um so schwieri- 
ger ist es für sie, Verschlechterungen durch neue oder an- 
dere Überlebensstrategien aufzufangen. Armut ist eben 
nicht nur eine Frage niedrigen Einkommens, sondern ein 
Zustand grundlegender sozialer und materieller Unsi- 
cherheit, der abhängig von individuellen und globalen 
Faktoren ständigen Veränderungen unterliegt. In Agyp- 
ten sind insbesondere die Frauen verantwortlich für die 
Verwaltung des Familienbudgets und für die Versorgung 
der Kinder. Durch vielfältige monetäre und nicht-monetä- 
re Aktivitäten, durch die Verausgabung von Zeit, sozialem 
Kapital und Arbeitskraft sichern sie das Überleben ihrer 
Familien. Ohne ihren Einsatz reicht das Einkommen ih- 
rer Ehemänner oft nicht aus’. Ihre vitale Rolle für das 
Überleben ihrer Familien macht Frauen aber um so ver- 
wundbarer für Veränderungen der sozio-ökonomischen 
Rahmenbedingungen, denn aufgrund der geschlechtli- 
chen Arbeitsteilung sind sie es, die knappere Ressourcen 
durch zusätzliche unbezahlte und bezahlte Arbeitslei- 
stungen abfedern. 


Weg in die Strukturanpassung 


Ägyptens Weg in die Strukturanpassung begann mit der 
Wirtschaftskrise Mitte der 80er Jahre.® Der Verfall der 
Ölpreise, sinkende Überweisungen von Migranten sowie 
eine Abnahme des Exporteinkommens führten zu einer 
höheren Auslandsverschuldung (1987 40 Mrd. US$) und 
einer Verminderung der Gewinne aus Erdölexporten 
(1981: 3,3 Mrd. US$; 1987:1,4 Mrd. US$). Das Pro-Kopf- 
Einkommen sank zwischen 1985 und 1992 von 710 USg 
auf 610 US$.? Die kurzfristige Stabilisierung der Lage 
durch den Zufluß neuer politischer Renten in Form von 
weitreichenden Schuldenerlassen während der Golfkrise 
konnte die Strukturprobleme der ägyptischen Wirtschaft 
nicht lösen. Deshalb wurde trotz anhaltenden Widerstan- 
des seitens der Staatsbürokratie und der Unternehmen 
des öffentlichen Sektors gegen eine Strukturreform im 
Jahre 1991 ein zweites Abkommen mit dem IWF unter- 
zeichnet.'” Die Maßnahmen des Economic Reform and 
Structural Adjustment Programm (ERSAP) umfassen den 
orthodoxen Katalog von IWF-Programmen: Deregulie- 
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rung, Subventionsabbau, Reform des öffentlichen Sektors, 
Haushaltskonsolidierung, Privatisierung, Schaffung von 
Investitionsanreizen, Entwertung der Währung, freie 
Wechselkurse usw. Die sozialen Härten dieser Maßnah- 
men sollen durch Mittel aus dem Sozialfond abgefedert 
werden. 


In der Folge konnte die Regierung einige makroökonomi- 
sche Verbesserungen erreichen. So stiegen die Einnahmen 
des Staates zwischen 1990 und 1994 von 25 % auf 35 % des 
BIP, die Inflation ist auf knapp 7% gesunken, und das 
Haushaltsdefizit konnte ebenfalls gesenkt werden. Diese 
Stabilisierung wurde allerdings auf Kosten anderer Berei- 
che durchgesetzt. So 
bewegt sich die Ar- 
beitslosenquote im- 
mer noch bei etwa 
20 %, das Pro-Kopf- 
Einkommen verrin- 
gerte sich 1993 wei- 
ter auf nur 600 US$ 
und die Wachstums- 
rate bewegt sich bei 


2%. Die Einnah- |! 
men in Bürokratie 
und öffentlichem 


Sektor sanken zwi- 
schen 1973 und 1991 
real um fast 50%. 
Diese Entwicklun- 
gen tragen zu einer 
Delegitimierung des 
Regimes bei, das von 
den Armen wesent- 
lich an der Verbesse- 
rungihrer konkreten 
Lebensumstände ge- 
messen wird. Des- 
halb hat die ägypti- 
sche Regierung bis- 
her auf einschnei- 
dende Privatisie- 
rungsmaßnahmen verzichtet und den vom IWF geforder- 
ten drastischen Subventionsabbau in eine Politik der klei- 
nen Schritte umgewandelt. Denn die Folgen dieser Maß- 
nahmen - höhere Arbeitslosigkeit und Steigerung der 
Lebenshaltungskosten - würden genau diejenigen Bevöl- 
kerunsgsteile treffen, die sich bereits 1977 bei den Brotauf- 
ständen als gewichtiges Protestpotential erwiesen.'? 


Durch die Abwertung des ägyptischen Pfundes ist nicht 
nur die Massenkaufkraft gesunken. Auch importierte 
Konsumgüter und Grundnahrungsmittel sind teurer ge- 
worden, was sich natürlich auch am lokalen Markt nieder- 
schlägt. Gleichzeitig wirkt die hohe Inflationsrate kauf- 
kraft- und einkommenssenkend. Nimmt man dann noch 
die Subventionskürzungen — und das bedeutet Verteue- 
rung - bei Grundnahrungsmitteln und Energieversor- 
gung hinzu, so ergibt sich ein Szenario steigender Lebens- 
haltungskosten, das durch die Stagnation der Löhne noch 
verschärft wird. Hinzu kommt, daß viele Männer in Kai- 
ros Armutsvierteln als Tagelöhner in prekären und unge- 
schützten Verhältnissen arbeiten und somit von konjunk- 
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turellen Schwankungen und Veränderungen des Arbeits- 
marktes besonders betroffen sind. 


Widersprüchliche 
„Modernisierungsprozesse" 


60 % der städtischen Bevölkerung geben zwischen einem 
Fünftel und der Hälfte ihres gesamten Einkommens für 
subventionierte Grundnahrungsmittel aus. Der Subven- 
tionsabbau trifft einen relativ großen Bevölkerungsteil, 
der ohnehin aufgrund sinkender Einkommen ums Über- 
leben kämpfen muß. Abu Sabir, 45 Jahre alt und verheira- 
tet, arbeitet im öffentlichen Sektor: „Früher, da habe ich 


Foto: Cilja Harders 


nur 20 Pfund im Monat verdient, aber davon konnte ich 
meine Familie ernähren und zwar ordentlich. Wir konn- 
ten Fleisch und frisches Gemüse essen und konnten jeden 
Monat noch etwas sparen. Aber heute essen wir schlecht, 
obwohl ich viel mehr Geld verdiene. Es gibt nur selten 
Fleisch, manchmal ein Huhn und ansonsten Brot, Reis 
und Gemüse.“ In Zahlen ausgedrückt bedeutet dies, daß 
die Subventionen für Brot zwischen 1981 und 1989 um 
87,33 % gekürzt wurden.” 


Trotz einer wachsenden Zahl von Straßenkindern und 
Obdachlosen lebt die ganz überwiegende Mehrheit der 
städtischen Armen in Haushalten, die meistens aus der 
Kernfamilie bestehen und für deren Erhalt und Repro- 
duktion alle Familienmitglieder im Sinne eines weit ver- 
breiteten „familiären Ethos“ große Anstrengungen unter- 
nehmen." Innerhalb der Haushalte weist die geschlechtli- 
che Arbeitsteilung dem Ehemann die Ernährerrolle zu, 
während die Frau für den Reproduktionsbereich verant- 
wortlich ist. Eine Hausfrau und Mutter zu sein und nicht 
„nach draußen“ zu müssen, das ist auch in den Kairener 
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Slums das vorherrschende Ideal, selbst wenn es selten mit 
der Realität übereinstimmt. Je prekärer die finanzielle 
Lage, desto wahrscheinlicher ist es, daß Frauen einen gro- 
ßen nicht-monteären oder monetären Beitrag zum Über- 
leben der Familie leisten. Waschen, Putzen, Einkaufen, 
Wasser holen, Kindererziehung einschließlich schulischer 
Versorgung, Kleintierhaltung und die Mobilisierung 
staatlicher Ressourcen gehören zu den unsichtbaren und 
unbezahlten Arbeiten von Frauen; sie sind fester Be- 
standteil der Überlebensökonomien armer Haushalte. 


Vor allem ihre Nachbarschafts- und Verwandtschafts- 
netzwerke helfen ihnen, die billigsten und besten Produk- 
te zu finden, günstig gebrauchte Kleidung von einer Nach- 
barin zu erwerben oder die Essensreste der Nachbarin für 
die eigenen Hühner zu verwerten.'!? Die Monetarisierung 
der Arbeits- und Marktbeziehungen wertet traditionell 
unbezahlte oder auf Tausch beruhende Frauenarbeit ab, 
obwohl sie gerade im Zeichen der Strukturanpassung zur 
UÜberlebensnotwendigkeit wird. Dieser widersprüchliche 
„Modernisierungsprozeß“ zeigt sich als sozialer Wandel, 
der alte Werte der Nachbarschaftshilfe und Familiensoli- 
darität brüchiger werden läßt und so neue Abhängigkei- 
ten schafft. Gerade in den neu entstehenden illegalen 
Siedlungen an der Peripherie Kairos, in die junge Famili- 
en sowie Migranten vom Land ziehen, weil in den alten 
innerstädtischen, von Armut geprägten Wohngebieten 
der Platz knapp geworden ist und die Mieten gestiegen 
sind, lassen sich die überlebensnotwendigen Netzwerke 
nur schwer aufbauen. Modernisiertes und isoliertes Woh- 
nen in getrennten Einheiten, breite Straßen und eine sehr 
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Deshalb gibt es im Dezember eine Jubiläumsausgabe, 
in der wir auf ein Vierteljahrhundert linker publizistischer 
Tätigkeit - von Arbeiterkampf zu analyse & kritik — 
zurückblicken. Nicht nur ein Rückblick, sondern kritische 
Zwischenbilanz und Suche nach Perspektiven. 
Themen u.a.: Die Linke und der Intemationalismus, 
Alternative Wahlbewegung, 1989 und die Konsequenzen, 
Die Linke im Konflikt Israel/Palästina, Chinesische 
Kulturrevolution, Wo bleibt das revolutionäre Subjekt? 
Zu Wort kommen u.a.: Kai Ehlers, Georg Fülberth, 
Ulla Jelpke, Verena Krieger, Katja Leyrer, 

Jürgen Reents, Karl-Heinz Roth, Jürgen Trittin, 

Die Jubiläumsausgabe kann bestellt werden bei: 
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Mannheim, Heidelberg, Karlsruhe, Freiburg, Nürnberg. 
Jahresabo DM 90.-; Einzelpreis DM 7,50; 36 Seiten Zeitungsformat. 
Jubiläumsschnupperabo: 3 Ausgaben für DM 15,- gegen Vorkasse. 
Am 25. Januar 1997 großes Jubiläumsfest im Haus Drei in Hamburg 
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heterogene Sozialstruktur stehen den alten Netzwerk- 
strategien entgegen." 


(Über-)Leben mit Hilfe von Netzwerken 


Frauen nutzen ihre Netzwerke nicht nur für den Informa- 
tionsaustausch, sondern auch, um gemeinsam zu sparen. 
Dabei setzt jede nicht nur Geld ein, sondern auch ein so- 
ziales Kollateral, denn das Spar- oder gama’iya-System 
beruht auf gegenseitigem Vertrauen und sozialer Kontrol- 
le. Die Mitglieder solcher gama’ıyas verpflichten sich, ei- 
nen vorher abgesprochenen Geldbetrag zu einem be- 
stimmten Termin an die gama’iya-Verantwortliche zu 
zahlen. Jedes Mitglied erhält in einer ebenfalls festgeleg- 
ten Reihenfolge einmal die Summe aller Einzahlungen. 
Ein Beispiel: Zehn Frauen zahlen zehn Tage lang jeden 
Tag ein Pfund ein, am zehnten Tag erhält die erste 100 
Pfund, am 20. die zweite und so weiter, bis jede Frau ihre 
100 Pfund erhalten hat. 


Gama’iyas werden für diverse Anlässe organisiert, sei es 
als regelmäßige Sparform, sei es als kurzfristige Kreditbe- 
schaffung. Die Sparsumme kann je nach Anlaß und Fi- 
nanzkraft der Mitglieder zwischen zehn und 1000 Pfund 
liegen. Die kleinengama’iyas, in denen täglich ein bis zwei 
Pfund gespart werden, organisieren meist Frauen unter- 
einander. Nachbarinnen, Verwandte und Freundinnen 
sparen so für kleinere und größere Ausgaben des täglichen 
Bedarfs, also für Schulbücher, den Arztbesuch, ein neues 
Küchenutensil oder die besonderen Nahrungsmittel für 
das Fastenbrechen im Ramadan. Das gesparte Geld wird 
heimlich aus dem Haushaltsbudget abgezweigt, weil die 
Frauen fürchten, daß ihre Männer ihnen weniger Geld 
geben, wenn diese bemerken, daß man auch mit weniger 
auskommen kann. Die großen gama’iyas mit Spareinla- 
gen zwischen 60 und 200 Pfund (oder mehr) werden von 
Frauen und Männern genutzt, wenn auch meist von Frau- 
en geleitet. Gama’iyas sind ein gutes Beispiel für das In- 
einandergreifen von Informalität und Überleben. Obwohl 
nur durch die Autorität und soziale Kompetenz der Leite- 
rin und durch soziale Kontrolle abgesichert, stellen diese 
informellen Kreditsysteme die einzigen und sehr weit ver- 
breiteten Möglichkeiten dar, die im Verhältnis zum Ein- 
kommen enormen Summen für Hochzeit, Aussteuer, Mie- 
te u.ä. zu sparen. Der Ausschluß der Armen aus dem for- 
mellen Kreditsektor wird zumindest in Agypten durch ein 
sehr gut funktionierendes informelles Pendant aufgefan- 
gen. 


Geschäfte im informellen Sektor 


Umm Zeinabs Ehemann ist vor vier Jahren als Arbeitsmi- 
grant in den Irak gereist, und seit zwei Jahren schickt er 
ihr kein Geld mehr —- warum, das weiß sie nicht. Nachdem 
sie jede Möglichkeit, Geld zu leihen, genutzt, all ihre Er- 
sparnisse aufgebraucht, ihr Verlobungsgold verkauft und 
auch den Kühlschrank und das Radio versetzt hatte, 
stand sie irgendwann vor dem Nichts. „Ich habe mir ein 
letztes Mal etwas Geld geliehen, um Süßigkeiten zu kau- 
fen, und habe dann angefangen, auf der Straße diese Sü- 
Bigkeiten sowie Papiertaschentücher und andere Kleinig- 
keiten zu verkaufen, um überleben zu können. Die Kinder 
helfen mir ein bißchen, und wenn mein ältester Sohn an- 
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fängt zu arbeiten, dann können wir vielleicht auch wieder 
etwas Geld sparen.“ Wie viele andere weibliche Haus- 
haltsvorstände ist auch Umm Zeinab vollständig von ih- 
rem und dem Einkommen ihrer Kinder abhängig. Freun- 
de, Nachbarn und Verwandte greifen zu besonderen An- 
lässen, wie etwa religiösen Festen, manchmal ein wenig 
unter die Arme, aber die Organisation des täglichen Über- 
lebens bleibt ganz allein ihre Sache. 


Gerade weibliche Haushaltsvorstände wie Witwen, ge- 
schiedene oder verlassene Frauen, aber auch verheiratete 
Frauen berufstätiger Männer sehen sich gezwungen, im 


informellen Sektor zu arbeiten, um das Haushaltsgeld zu 
erwirtschaften 


oder zu strecken. 
Haupteinkom- 
mensquelle für 
Frauen ist der 
Kleinverkauf von 
Gütern des tägli- 
chen Bedarfs, vom 
Waschmittel über 
Süßigkeiten bis hin 
zu Nahrungsmit- 
teln, die sie selber 
herstellen oder en 
gros einkaufen und 
mit nur kleinem 
Profit weiterver- 
kaufen.” Kioske 
im Wohnzimmer, 
Stände auf der 
Straße, saisonaler 
Verkauf (geröstete 
Maiskolben im 
Herbst), Putzen 
und Kleintierhal- 
tung für den eige- 
nen Bedarf oder 
den Verkauf helfen 
Frauen, unter al- 
lerdings sehr unge- 
schützten Bedin- 
gungen im infor- 
mellen Sektor zu 
überleben. 


Alı Farzat 


Die vom IWF ver- 

ordnete Sparpolitik führt auch im stark subventionierten 
Gesundheits- und Bildungsbereich zur Verteuerung von 
öffentlichen Dienstleistungen, die insbesondere von ein- 
kommensschwachen Gruppen genutzt werden, da sie sich 
ohnehin nicht die Serviceangebote des privaten Sektors 
leisten können. Obwohl zum Beispiel der Schulbesuch ob- 
ligatorisch und theoretisch für alle Kinder im schulpflich- 
tigen Alter kostenfrei ist, hat sich durch eine Reihe von 
Nebenkosten, wie die Ausgaben für Schuluniformen oder 
für mittlerweile fast obligatorische Privatstunden, eine 
verdeckte Schulgebühr entwickelt, die sich durch den wei- 
teren Wegfall von Subventionen noch erhöhen wird. Im 
Krisenfall greifen arme Familien deshalb oft zur „Bil- 
dungsoption“, d.h. nur ein Kind der Familie wird auf Ko- 
sten der anderen ausgebildet, weil das Geld nicht für alle 
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reicht. Ähnliches gilt auch für den öffentlichen und ei- 
gentlich kostenfreien Gesundheitsbereich. Gerade arme 
und illegale Viertel sind ohnehin meist medizinisch unter- 
versorgt. Die nächste Gesundheitsstation ist weit, so daß 
nicht nur Geld für Medikamente und die Untersuchung 
gespart werden muß, sondern auch der Transport ein Ko- 
sten- und Zeitfaktor darstellt. 


„Soziale Abfederung“ an den Ärmsten 
vorbei 


Die bisher geschilderten Strategien armer Frauen ma- 
chen deutlich, daß staatliche Armutsbekämpfung fast kei- 
ne Rolle für ihre 
Überlebensöko- 
nomien spielt. 
Nur wenige Inter- 
viewte erhielten 
öffentliche Unter- 
stützung, wesent- 
lich mehr wußten 
von den Aktivitä- 


ten diverser 
NGOs zu berich- 
ten: Kein Wun- 


der, denn von den 
klassischen Sozi- 
alversicherungs- 
systemen (Ar- 
beitslosigkeit, 
Renten, Krank- 
heit) profitieren 
lediglich die im 
formalen Sektor 
Beschäftigen, die 
Beiträge zahlen, 
und damit nur ein 
Bruchteil der 
städtischen Ar- 
men.'® In den Ge- 
nuß direkter und 
beitragsunabhän- 
giger staatlicher 
Wohlfahrtslei- 
stungen für Arme 
über 65 Jahre ka- 
men 1984/85 nur 
etwas mehr als 
200 000 Personen, die die als „Sadat-Pension“ bekannte 
Sozialhilfe erhielten. Die einmaligen oder regelmäßigen 
Zahlungen aus diesem Etat liegen aber mit 25 bis 57 
Pfund zu niedrig, um ein Existenzminimum zu sichern.'” 
So verbrauchen etwa die ärmsten Haushalte in meinem 
Sample mit vier bis acht Personen zwischen acht und zehn 
Pfund am Tag für Nahrung, Energie, Miete, Kleidung etc. 
Dabei zahlen viele keine Miete, weil sie in illegalen Sied- 
lungen wohnen, oder sie erhalten keine Stromrechnung, 
weil sie Leitungen in ihrer Nachbarschaft anzapfen kön- 
nen. Die Gelder des Social Fund for Development, die zur 
sozialen Abfederung der Folgen von Strukturanpassung 
dienen sollen, werden vor allem in die Bekämpfung von 
Arbeitslosigkeit und damit an den Armsten der Armen -— 
wie Alte, Behinderte, Kinder und alleinerziehende Mütter 
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— vorbei investiert.?” Abgesehen von der langsamen Um- 
setzung und der Verteilung der Gelder werden viele sehr 
Arme auch von den zu erwartenden Verbesserungen im 
infrastrukturellen Bereich ausgeschlossen bleiben, da sie 
zum Beispiel nicht über die Selbstbeteilungssummen ver- 
fügen, die nötig sind, um eine Verbesserung der Wohnung, 
die Angliederung an öffentliche Kanalisation u. ä. zu er- 
reichen. 


Die engagierte, aber auch streng kontrollierte Arbeit von 
religiösen und säkularen Gruppen und Organisationen, 
die auf der Graswurzelebene Armutsbekämpfung versu- 
chen, kann staatliche Redistributionspolitik natürlich 
nicht ersetzen. Die nationalstaatlichen Handlungsspiel- 
räume für eine Umverteilung von Oben nach Unten wer- 
den angesichts des internationalen Reformdrucks der 
Geldgeber und Institutionen eher geringer als größer, 
ganz abgesehen von der Frage des politischen Willens. Ar- 
mut, so zeigt sich auch in Kairo, wird durch Strukturan- 
passung verschärft. Ob die „kurzfristigen sozialen und 
ökonomischen Kosten“ die von den Vertretern der dere- 
gulierten Marktwirtschaft versprochene dauerhafte Ver- 
besserung wirklich aufwiegen, muß bezweifelt werden. 
Die strukturellen Veränderungen auf Kosten von Frauen 
sind schon heute sichtbar: Ihr Einsatz als Voraussetzung 
für das Überleben in der sozialen und ökonomischen In- 
formalität macht sie gleichzeitig besonders verwundbar 
für die lokalen Folgen globaler Wirtschafts- und Entwick- 
lungspolitik. 


EM Cilja Harders ist wissenschaftliche Mitarbeiterin ım 
DFG-Forschungsprojekt „Demokratisierung und Partızı- 
pation“ an der Universität Hamburg 


1 Die hier präsentierten Ergebnisse beruhen auf den Arbeiten des 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) geförderten 
Projektes „Demokratisierung und Partizipation in Afrika“. Für 
ihre Unterstützung sei der DFG an dieser Stelle gedankt. Die em- 
pirischen Daten wurden während meines einjährigen Aufenthaltes 
in Kairo (1995/96) gewonnen. 


2 Vgl. Fergany, Nader 1992/93: Profils de la pauvrete et du chomage 
en Egypte. In: Egypte/Monde Arabe, No.12-13:197-212. 


3 Vgl. World Bank 1991: Egypt. Alleviating Poverty during Strutural 
Adjustment, Washington: World Bank, S. 110; Korayem, Karima 
1994: The Impact of Strutural Adjustment and Stabilization Poli- 
cies on the Poor in Egypt, and How Do they Adopt, Cairo: unpubl. 
paper pres. to T.W.F. and UNICEF, S. 22. 

4 Vgl. Korayem 1994 und al-ahram weekly vom 5.-11. 5. 1994. 


5 Vgl. Al-Laithy, Heba 1993: Evaluation de la pauvret& en Egypte en 
fonction des donnees sur les menages. In: Egypte/Monde Arabe, 
No. 12-13: 109-144; Nassar, Heba Ahmed 1993: Quelques conse- 
quences sociales des programmes d’ajustement structurel. In: 
Egypte/Monde Arabe, No. 12-13: 145-179. 

6 Vgl. Hatem, Mervat 1995: Privatization and the Demise of State 
Feminism in Egypt, in: Sparr, Pamela (ed.) 1995: Mortgaging 
Women'’s Lives, London: Zed Books, S. 40-59. 

7 Vgl. Singerman, Diane, Hoodfar, Homa (ed) 1996: Development, 
Change, and Gender in Cairo. Bloomington: Indiana University 
Press. 

8 Ägypten geriet bereits 1976 unter IWF-Reformdruck, der 1977 
nach der Subventionskürzung für Grundnahrungsmittel in die so- 
genannten Brotaufstände mündete. 1978 einigte sich Ägypten mit 
dem IWF daraufhin auf ein verlangsamtes Reformprogramm mit 
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dem Ziel weitreichender Deregulierung und Liberalisierung, das 
jedoch nur sehr partiell umgesetzt wurde. Ein zweites Abkommen 
1987/88 gelang ebenfalls nicht über die erste Kreditphase hinaus. 


Handoussa, Heba; Potter, Gillian 1991: Employment and structu- 
ral adjustment: Egypt in the 1990s. Cairo: AUC Press, S. 4. 


Vgl. Löfgren, Hans 1993: Economic policy in Egypt: a breakdown 
in reform resistance?“ In: IJMES, Vol. 25:407-421, S. 410 ff. Der 
IWF gewährte Ägypten einen Kredit über 334 Mio $ und langfristi- 
ge Gelder in Höhe von 569 Mio US$. In Folge dieses Abkommens 
gewährte der Pariser Club die Reduzierung der Auslandsschuld 
um 50 %. Allerdings wurde die letzte, für 1993 angesetzte Ent- 
schuldungsrunde aufgrund der unterbliebenen Privatisierungs- 
maßnahmen bisher ausgesetzt. 


Brindle, Simon 1995: A high rise in Economy, in: The Middle East, 
Januar 1995, S. 25-26; Cassandra 1995: The Impending Crisis in 
Egypt, in: MEJ, Bd. 49, Nr. 1, S. 7-27, S. 11. 

Cassandra 1995: 13; vgl. auch Khouri-Dagher, Nadia 1996: The 
State, Urban Households, and the Management of Daily Life. Food 
and Social Order in Cairo. In: Singerman, Hoodfar 1996, S. 
110-133. 


Rieger, Brigitte 1996: Überleben ohne Staat. Soziale Sicherung 
und die islamischen Parallelstrukturen in Agypten. Baden-Baden: 
Nombos (Leipziger Schriften zur Gesellschaftswissenschaft), S. 50. 


Vgl. Singerman, Diane 1995: Avenues of Participation, Princeton: 
Princeton University Press. 


Gertel, Jörg/Kuppinger, Petra 1994: Space, Social Reproduction 
and Food Security in Cairo/Egypt. In: Geo Journal, Nr. 34/3, 
S.277-286, S. 283. 


Semsek und Stauth stellen diese Atomisierung auch für die inner- 
städtischen Viertel fest. Nach meinen eigenen Beobachtungen ist 
in den engen Gassen der alten Viertel aber zumindest strukturell 
noch möglich, was in der Peripherie schon allein an räumlichen 
Faktoren scheitert. Vgl. Semsek, Hans-Günter; Stauth, Georg 
1987: Lebenspraxis, Alltagserfahrung und soziale Konflikte, 
Stuttgart: Steiner. 


Vgl. Rugh, Andrea 1979: Coping with Poverty in a Cairo Communi- 
ty. Cairo: Cairo Pa- 
pers in Social Sci- 
ence, S. 83; Wikkan, 
Unni 1980: Life 
among the Poor in 
Cairo. London: Tavi- 
stock. 


Vgl. Rieger 1996: 29 
ff. 


Vgl. Rieger 1996: 41. 
Neuere Zahlen |lie- 
gen nicht vor, auch 
die Weltbank ope- 
riert meist mit Zah- 
len aus den 80er 
Jahren. Diese und 
andere Projekte 
werden mit den Gel- 
dern der „Nasser So- 
cial Bank“ finan- 
ziert, die religiöse 
Spenden (zakat) ver- 
waltet und für sozia- 
le Zwecke einsetzt. 


Vgl. Korayem 1994: 
56 ff. Der SFD wur- 
de 1991 eingerichtet 
und mit 140 Mio 
US$ ausgestattet, 
die durch weitere 
400 bis 500 Mio US$ 
aus den USA er- 
gänzt werden sollen. 
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Nuklearwaffen im Nahen Osten 


Margret Johannsen 


assenvernichtungswaffen existieren im Na- 
hen Osten seit Jahrzehnten, wobei Israel der 
einzige Atomwaffenstaat in der Region ist. 
ie offizielle Selbstdarstellung Israels in Be- 
zug auf seinen nuklearen Status wird in die Formel geklei- 
det, Israel werde nicht als erster Nuklearwaffen in die 
Region einführen.' Doch unter Experten ist unumstritten, 
daß Israel Atomwaffen selbst herstellen kann und im Be- 
sitz eines beträchtlichen nuklearen Arsenals ist. Israel, 
neben Indien und Pakistan einer der drei unerklärten 
Kernwaffenstaaten, wird auf Grund des angenommenen 
Umfangs seines nuklearen Arsenals auch als sechster 
Kernwaffenstaat bezeichnet.? 


Das heimliche Atomwaffenarsenal Israels 


Das israelische Atomprogramm begann bereits unmiittel- 
bar nach der Staatsproklamation im Jahre 1948 mit der 
Uran-Exploration in der Negev-Wüste. Ende der 60er 
bzw. Anfang der 70er Jahre verfügte Israel über geeignete 
Abschußrampen für Atomraketen, konnte systematisch 
Plutonium herstellen und besaß einsatzbereite Atomwaf- 
fen. Heute beläuft sich das israelische Nuklearwaffenar- 
senal den meisten Schätzungen zufolge auf 100 bis 200 
Kernsprengköpfe. Es soll sowohl Spalt- als auch Fusions- 
bomben enthalten; die Sprengladungen sollen vom minia- 
turisierten Gefechtskopf bis zur Megatonnenbombe rei- 
chen. Auch über die Neutronenwaffe soll Israel verfügen. 


Im Bereich der Trägersysteme ist Israel technologisch 
führend in der Region. Es besitzt nicht nur Boden-Boden- 
Lenkwaffen, die den größten Teil der Region einschließ- 
lich Iran sowie die zentralasiatischen Republiken errei- 
chen können, sondern als einziger Staat des Nahen und 
Mittleren Ostens auch die Fähigkeit, Lenkwaffen und 
Kampfflugzeuge selbständig zu produzieren. 1988 gelang 
Israel als weltweit achtem Staat erstmals die Stationie- 
rung eines Satelliten (Öfeqg-1), der mit einer eigenprodu- 
zierten Trägerrakete in die Umlaufbahn befördert wurde. 
1990 folgte Ofeg-2 und 1995 Ofeq-3. Damit dürfte Israel 
seinem Ziel, eine von US-Daten unabhängigere Aufklä- 
rungsfähigkeit aufzubauen, einen wesentlichen Schritt 
näher gekommen sein. 


Angesichts einer tiefverwurzelten Skepsis hinsichtlich der 
Dauerhaftigkeit formeller regionaler Übereinkünfte und 
der Zuverlässigkeit von Sicherheitsgarantien durch äuße- 
re Mächte basiert das Atomwaffenprogramm Israels auf 
der Überzeugung, daß das Überleben des jüdischen Staa- 
tes am sichersten durch eigene militärische Stärke ge- 
währleistet werden könne, für die Nuklearwaffen als wich- 
tiges Element betrachtet werden. Die Wahrnehmung, daß 
sich der jüdische Staat in einem Zustand permanenter 


Belagerung befindet, wird von der politischen Elite wie 
von der Bevölkerung gleichermaßen geteilt. 


Die Mehrzahl der Analytiker geht davon aus, daß die is- 
raelischen Kernwaffen „Waffen der letzten Zuflucht“ für 
den Fall darstellen, daß der Bestand des jüdischen Staates 
bedroht ist. Die glaubhafte Androhung nuklearer Vergel- 
tung erfolge zum Zwecke existenzieller Abschreckung ge- 
gen einen massiv vorgetragenen Angriff mit konventio- 
nellen Waffen oder Massenvernichtungsmitteln.? Für die- 
sen Zweck wäre allerdings eine geringe Anzahl von Spalt- 
bomben mit einer Sprengkraft von wenigen Kilotonnen 
hinreichend.‘ Falls die Annahmen über eine weit darüber 
hinausgehende Größe und Diversifizierung des israeli- 
schen Kernwaffenarsenals zutreffen, ist nicht auszu- 
schließen, daß Israel neben der Option massiver Ver- 
geltung durch Angriffe gegen zivile Ziele (vor allem Städ- 
te) des potentiellen Gegners (countercity-Strategie) auch 
nukleare Kriegführungsoptionen gegen militärisch rele- 
vante Ziele (z.B. Kommandozentralen, Waffendepots etc.) 
entwickelt hat (counterforce-Strategie), und zwar für den 
Fall, daß weitere Regionalstaaten in den Besitz von Nu- 
klearwaffen und anderen Massenvernichtungsmitteln so- 
wie treffgenauen Trägersystemen gelangen. 


Die unter dem Etikett „Abschreckung“ subsumierbaren 
Funktionen der israelischen Atomwaffen richten sich ge- 
gen potentielle Gegner im arabischen Raum bzw. in der 
islamischen Welt und gegebenenfalls gegen deren Ver- 
bündete (vor der politischen „Zeitenwende“ implizierte 
dies daher auch die Abschreckung der Sowjetunion). Auf 
diese Weise soll die arabische Welt soll davon überzeugt 
werden, daß jeder Versuch, das Existenzrecht Israels in 
Frage zu stellen, zum Scheitern verurteilt ist.‘ 


Den israelischen Atomwaffen wird darüber hinaus die 
Funktion eines Druckmittels des israelischen „Klienten“ 
auf seinen US-,Patron“ zugesprochen. Sie werden als ge- 
eignet angesehen, in einem kriegerischen Konflikt zur 
Vorbeugung gegen den Einsatz von israelischen Nuklear- 
waffen als letzter Zuflucht die Lieferung von modernsten 
konventionellen Waffen an Israel sowie seine diplomati- 
sche Unterstützung in internationalen Organisationen zu 
gewährleisten.’ 


Die auf Atomwaffen gegründete Überlebensgarantie für 
Israel wird zudem innenpolitisch als geeignet angesehen, 
den Spielraum der Regierung in Fragen territorialer 
Kompromisse zu vergrößern, indem die Aufgabe besetzter 
Gebiete und der hierdurch bewirkte „Verlust an strategi- 
scher Tiefe“ durch die nukleare Option kompensiert 
wird.® Mit dieser Funktion erklärt sich das Phänomen, 
daß sogenannte „Tauben“ innerhalb der israelischen Ar- 
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beitspartei, die für die Aufgabe besetzter Gebiete plädie- 
ren, engagierte Verfechter einer Nuklearkomponente in 
der israelischen Sicherheitsstrategie sind.’ 


Nukleare Rüstungskontrolle und 
Vertrauensbildung 


Während des Ost-West-Konflikts wurden die Massenver- 
nichtungswaffen der beiden großen Nuklearmächte als 
Garanten der Kriegsverhütung durch Abschreckung be- 
trachtet. Die wechselseitig gesicherte Zweitschlagsfähig- 
keit verhieß strategische Stabilität.!' Hiervon kann in der 
multipolaren nah- und mittelöstlichen Region keine Rede 
sein. In Anbetracht der Zusammensetzung der Arsenale 
und der sich auf sie beziehenden militärischen Doktrinen 
in der Region sind bereits heute Zweifel an der aus- 
schließlichen Betrachtung von Massenvernichtungswaf- 
fen als Mittel ultimativer Abschreckung angebracht.!! 
Bereits in der Vergangenheit hat das israelische Nuklear- 
monopol Angriffe auf Israel nicht verhindert. Die Erwar- 
tung, daß der Besitz von nuklearen oder chemischen Waf- 
fen die Staaten zu einem besonnenen Umgang mit Mas- 
senvernichtungswaffen „erzieht“, wie manchmal mit 
Blick auf die „offiziellen“ Atomwaffenstaaten behauptet 
wird, geht zumindest in Bezug auf die nah- und mittelöst- 
liche Region fehl, wie der Einsatz von chemischen Waffen 
im Jemen-Krieg durch Agypten in den sechziger Jahren 
und durch den Irak gegen iranische Soldaten 1983 sowie 
gegen die kurdische Zivilbevölkerung 1990 gezeigt hat. 


Im Ost-West-Konflikt konnten die Parteien in einem Pro- 
zeß von „Rüstungskontrolle“ und „Vertrauensbildung‘“, 
dessen Anfänge bis auf die frühen sechziger Jahre zu- 
rückgehen, die ihrer bewaffneten Drohbeziehung inhä- 
rente Kriegsgefahr'!? begrenzen und reduzieren. Offenbar 
inspiriert von diesen Erfahrungen wurde auf der Madri- 
der Nahostkonferenz 1991 als eine von fünf multilatera- 
len Arbeitsgruppen die Working Group Arms Control and 
Regional Security (ACRS) ins Leben gerufen. Der ACRS- 
Prozeß wurde ab 1994 durch die bevorstehende Konfe- 
renz zum Nichtverbreitungsvertrag (NVV), die im Mai 
1995 in New York stattfand, und der dort ausgetragenen 
israelisch-arabischen Kontroverse über das Nukleararse- 
nal Israels überschattet.'? 


Die Kontroverse über die israelischen 
Atomwaffen 


Der arabisch-israelische Dissens in der Nuklearfrage 
schlug sich bei ACRS in der Diskussion über den „konzep- 
tionellen Korb“ (conceptual basket), bei dem es um die 
Formulierung der langfristigen Ziele von Rüstungskon- 
trolle im Nahen Osten ging, in unterschiedlichen Ansät- 
zen zur Schaffung einer nuklearwaffenfreien Zone 
(NWFZ) nieder.!* Das Konzept Ägyptens, des zentralen 
Promotors der Idee einer nahöstlichen NWFZ, verfolgt 
formal zwar einen regionalen Ansatz, baut faktisch aber 
auf den globalen Mechanismen des NVV auf. Es enthält 
drei Schritte: erstens den Beitritt der betroffenen Staaten 
zum NVV, zweitens die Unterstellung aller nuklearen 
Anlagen in den Ländern der künftigen atomwaffenfreien 
Zone unter die Über wachungsmaßnahmen (safeguards) 
der Internationalen Atomenergieorganisation (IAEO), 
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Free Vanunu! 


Mordechai Vanunu arbeitete als Techniker in Israels 
Nuklearforschungs-Zentrum bei Dimona. Er wurde 
dort 1976 angestellt, um an einem Energieentwick- 
lungsprogramm mitzuarbeiten, das, so Vanunu, 
friedlichen Zwecken dienen sollte. Nach einiger Zeit 
stellte er fest, daß er mit seiner Arbeit half, Nuklear- 
waffen herzustellen, die in einem weiteren unterirdi- 
schen Arbeitsbereich entwickelt wurden. Als er be- 
gann, in seiner freien Zeit an der Universität Philo- 
sophie zu studieren, wurde er mit seiner Arbeit 
zunehmend unzufriedener. Im Dezember 1985 ge- 
hörte er zu den 180 Technikern, die aus wirtschaftli- 
chen Gründen entlassen wurden. Vanunu verließ Is- 
rael und wagte in Australien einen vollkommenen 
Neubeginn. Er engagierte sich jetzt auch zuneh- 
mend im Kampf gegen Atomwaffen. Im Juli 1986 
zeigte er in London dem Korrespondenten von Sun- 
day Times, Peter Hounam, Fotografien des Modells 
der israelischen Atombombe und der Sektion, in der 
Plutonium separiert wurde. Die Sunday Times war 
an einer Enthüllung über Israels Atomwaffenpro- 
duktion interessiert und ließ das Material von einem 
Spezialisten, Dr. Frank Barnaby, prüfen. 


Zu dieser Zeit hatte der israelische Geheimdienst 
Mordechai Vanunu schon im Visier. Mit Hilfe einer 
Mitarbeiterin des Mossad wurde Vanunu am 3. Sep- 
tember 1986 nach Italien gelockt, gekidnappt und 
nach Israel gebracht. Dort wurde er des Verrats, der 
Spionage und des Verstoßes gegen das Gesetz der 
Geheimhaltung angeklagt. Seit 10 Jahren sitzt er in 
totaler Isolationshaft. 


Es besteht kein Zweifel daran, daß Vanunu nicht aus 
finanziellen Motiven handelte, sondern aus Gewis- 
sensgründen. Vanunus Informationen, so Dr. Barn- 
aby im Vorwort zu Yoel Cohens Buch Die Vanunu- 
Affäre, Israels geheimes Atompotential, haben viel 
zur „Debatte über die globalen Gefahren der Nukle- 
arwaffenverbreitung im allgemeinen und über die 
Konsequenzen des israelischen Atomarsenals im be- 
sonderen geleistet.“ 


Im Oktober 1996 fand in Tel Aviv eine internationale 
Konferenz über „Demokratie, Menschenrechte und 
Mordechai Vanunu“ statt. Dazu eingeladen hatte das 
Israeli Committee to Free Vanunu and for a Middle 
East Free of Atomic, Bacteriological and Chemical 
Weapons. Der Wissenschaftler und Knesset-Abge- 
ordnete Azmi Bishara würdigte dort Mordechai Va- 
nunu: Die Enthüllungen Vanunus seien ein Akt zivi- 
len Universalismus gewesen, der die Grenzen dieser 
Demokratie (d.h. der israelischen) überschritt. 
Norbert Mattes 


Weitere Informationen sind erhältlich über: Vanunu 
Campaign, POB 7323, Jerusalem, Israel. 
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drittens ein Verbot der Stationierung von Nuklearwaffen 
in der Region durch Drittstaaten. Neben der IAEO sollen 
auch die Kernwaffenstaaten Verifikationsaufgaben sowie 
eine Garantiefunktion übernehmen. Direkte Verhand- 
lungen zwischen den künftigen Zonenstaaten wären nach 
diesem Konzept nicht erforderlich. 


Die israelischen Vorstel- 
lungen hingegen basieren 
auf einem genuin regiona- 
len Ansatz zur Errich- 
tung einer NWFZ im Na- 
hen und Mittleren Osten. 
Sie enthalten ausdrück- 
lich formelle Verhandlun- 
gen über einen multilate- 
ralen Vertrag zwischen 
den künftigen Zonenstaa- 
ten. Zudem würde nach 
israelischer Auffassung 
die Überwachung seitens 
der IAEO durch ein sehr 
viel schärferes Kontroll- 
und Verifikationssystem, 
an denen die regionalen 
Akteure beteiligt sind, er- 
gänzt werden müssen, 
etwa nach dem Muster 
des Tlatelolco-Vertrags 
(1967) über die Errich- 
tung einer NWFZ in La- 
teinamerika. Die Forde- 
rung, eine besondere Be- 
hörde zu schaffen, der 
u.a. das Recht auf Ver- 
dachtsinspektionen über- 
tragen würde, spiegelt die Skepsis Israels gegenüber dem 
Überwachungsregime des NVV wider. 
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Moaid Naamat 


In den Monaten vor der NVV-Konferenz bemühte sich die 
israelische Regierung, die Kontroverse um die israeli- 
schen Nuklearwaffen herunterzuspielen. Mit dem israeli- 
schen Vorschlag einer regionalen Kooperation im Bereich 
seismischer Forschung und der Einrichtung eines Zen- 
trums zur seismischen Datenanalyse sollte das heikle 
Thema von Vor-Ort-Inspektionen bei dem Verdacht eines 
nuklearen Tests umgangen werden. Der damalige Außen- 
minister Shimon Peres schlug wechselseitige Besuche von 
Wissenschaftlern in Anlagen mit Kernreaktoren vor. 
Agypten bestand jedoch auf einer Inspektion des israeli- 
schen Reaktors in Dimona, in dem der waffenfähige Spalt- 
stoff produziert wird. Die israelische Delegation bei den 
ACRS-Gesprächen schlug vor, auf Expertenebene über 
eine nuklearwaffenfreie oder massenvernichtungswaffen- 
freie Zone in der Region zu diskutieren. Die Ägypter lehn- 
ten dies als reinen akademischen Diskurs ab. Da der 
ACRS-Prozeß auf Konsensbasis operiert, wurde schließ- 
lich der gesamte Prozeß blockiert. 


Die arabischen Teilnehmerstaaten betrachten das regio- 
nale Nuklearmonopol Israels als eine wesentliche Ursa- 
che für den die Region destabilisierenden Wettlauf um 
den Aufbau von militärischen Optionen auf der Basis von 
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Massenvernichtungswaffen und ballistischen Raketen. 
Israelische Konzessionen in der nuklearen Frage wären 
die Voraussetzung für Vereinbarungen zur Reduktion der 
konventionellen Streitkräfte in der Region. Sie wären zu- 
dem geeignet, bisher zögernde Regionalstaaten in den 
Friedensprozeß einzubeziehen. Ein Verzicht Israels auf 
sein regionales Nuklear- 
monopol wäre nach An- 
sicht der arabischen Staa- 
€, ten eine vertrauensbil- 
dende Maßnahme ersten 
Ranges. 


Nach israelischer Auffas- 
sung setzt eine substanti- 
/ elle Einschränkung der is- 
Ps raelischen Nuklearfähig- 
keit (oder erst recht ein 
Verzicht darauf) eine um- 
fassende und erprobte 
Friedensregelung in der 
Region voraus. Unter 
„umfassendem Frieden“ 
wird nicht nur der Ab- 
schluß von Friedensver- 
trägen mit allen Nachbar- 
staaten sowie die Beile- 
gung aller territorialen 
Konflikte zwischen Israel 
und seinen arabischen 
Nachbarn verstanden. Er- 
forderlich wäre auch eine 
Einbeziehung Irans und 
Iraks. Darüber hinaus be- 
steht Israel auf einer Ver- 
knüpfung konventionel- 
ler und nuklearer Rüstungskontrolle. 


Nukleare Rüstungskontrolle in kleinen 
Schritten? 


In Anbetracht der Sackgasse, in der sich die AURS-Ge- 
spräche hinsichtlich der nuklearen Frage befinden, 
schlägt Cohen einen Produktionsstopp waffenfähigen 
Spaltmaterials (fissile material cutoff) vor"°, entweder im 
Rahmen eines globalen Vertrags oder als regionale Über- 
einkunft. 


Ein cutoff würde das israelische Nukleararsenal einfrie- 
ren und Befürchtungen über dessen weitere Diversifizie- 
rung im Rahmen von counterforce-Optionen zerstreuen 
helfen. Ein solcher Schritt wäre ein Signal der Zurückhal- 
tung und Selbstbeschränkung und könnte geeignet sein, 
die Gefahr der nuklearen Proliferation in der Region zu 
mindern.'‘ Allerdings bedarf eine Vielzahl von Problemen 
der Klärung. Dazu gehören Fragen der Offenlegung der 
bisher unerklärten Spaltmaterialvorräte, der Verifikation 
und der Kompatibilität mit dem Überwachungssystem 
des NVV durch die IAEO. Vor allem die implizite Legiti- 
mierung des israelischen Nuklearstatus und damit die 
Anerkennung einer Staaten-Kategorie, die im NVV nicht 
vorgesehen ist, erscheint problematisch: Ein formeller 
Vertrag müßte Maßnahmen zur Verifizierung der Nicht- 
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Produktion von waffenfähigem Material vorsehen. Exi- 
stierende Arsenale würden hiervon ausgenommen. Auf 
diese Weise könnte neben den Nuklearwaffenstaaten und 
den Nicht-Nuklearwaffenstaaten, wie sie der NVV defi- 
niert, eine dritte Kategorie von Staaten entstehen, soge- 
nannte Junior-Nuklearwaffenstaaten. Insgesamt dürften 
sich die Verhandlungen über eine cutoff-Ubereinkunft 
aufgrund der genannten Probleme langwierig gestalten; 
schwächere Arrangements - informelle Regelungen und 
deklaratorische Schritte, die keine strikte Verifikation 
beinhalten würden - könnten bis zum Abschluß eines for- 
malen Vertrags zur nuklearen Vertrauensbildung beitra- 
gen. 


Unter israelischen Analytikern ist umstritten, ob das mit 
einer cutoff-Ubereinkunft verbundene Mehr an nuklearer 
Transparenz den israelischen Sicherheitsinteressen för- 
derlich wäre. Cohen favorisiert den cutoff-Ansatz, weil er 
nicht unmittelbar auf eine Eliminierung des israelischen 
Nukleararsenals zielt und daher das nukleare Abschrek- 
kungsimage Israels nicht untergräbt, sondern sich zu- 
nächst darauf beschränkt, dessen Umfang und Zusam- 
mensetzung Restriktionen zu unterwerfen.'” Als Zwi- 
schenschritte in diese Richtung schlagen Cohen und 
Miller vor, die israelische Plutonium-Produktion des Re- 
aktors in Dimona unilateral zu beenden, in Verbindung 
damit informell zuzusichern, daß die nukleare Doktrin 
Israels sich auf die Gewährleistung ultimativer Abschrek- 
kung beschränke und öffentlich zu erklären, daß Israel 
kein nukleares waffentaugliches Material produziere.'® 
Steinberg hält jedoch den Vorschlag für eine unilaterale 
Beschränkung des nuklearen Besitzstands Israels für 
nicht durchsetzbar, solange wesentliche Akteure wie 
Iran, Irak und Syrien nicht voll in den Friedensprozeß 
eingebunden sind und die konventionellen Streitkräfte 
seiner arabischen Nachbarn keinerlei rüstungskontroll- 
politischen Restriktionen unterworfen sind.'” 


Reaktionen auf den cutoff-Vorschlag 


Der Vorschlag eines israelischen Produktionsstopps waf- 
fenfähigen Materials, einschließlich der schrittweisen 
Annäherung an ein formelles cutoff-Arrangement, ist bis- 
her von allen israelischen Entscheidungsträgern vehe- 
ment zurückgewiesen worden. Hierfür gibt es im wesent- 
lichen zwei Gründe: Man fürchtet, daß ein solcher Schritt 
zum einen die israelische Politik der nuklearen Ambigui- 
tät erodiere und zum anderen eine Dynamik in Richtung 
Denuklearisierung auslösen werde, der Israel sich nur 
unter hohen politischen Kosten entziehen könne. Solange 
Israel aus diesen Beweggründen formelle Arrangements 
ablehnt, könnten funktionale Äquivalente an ihre Stelle 
treten. Ein solches wäre z.B. nach der Bekanntgabe 
durch die fünf offiziellen Nuklearwaffenmächte, daß die 
Produktion waffenfähigen Spaltmaterials eingestellt wer- 
de, ein Signal Israels, sich diesem Schritt anzuschließen. 
Ein anderer Weg zu einer de-facto Begrenzung des israeli- 
schen Nuklearwaffenarsenals könnte in einer informellen 
Übereinkunft zwischen den USA und Israel, verbunden 
mit gezielter Indiskretion, bestehen, daß Israel nukleare 
Zurückhaltung übt und sein Arsenal nicht weiter aus- 
baut. Erleichtert würden Israel derartige Schritte durch 
eine Stärkung der Regime zur Verhinderung der Verbrei- 
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tung ballistischer Raketen sowie des Exports modernen 
konventionellen Kriegsgeräts in die Region, durch die 
Aufrechterhaltung der Kontrollen zur Verhinderung der 
Wiederaufnahme der irakischen Programme zur Ent- 
wicklung von Massenvernichtungswaffen sowie durch ei- 
nen verbesserten Zugang Israels zu US-amerikanischen 
Aufklärungsdaten. In Anbetracht seiner ausgeprägten Si- 
cherheitsbedürfnisse wird Israel nicht zu nuklearen Be- 
schränkungen bereit sein und erst recht nicht den Ver- 
zicht auf sein als Existenzgarantie betrachtetes Nuklear- 
arsenal in Erwägung ziehen, wenn es nicht seine auf 
militärische Stärke gründende Fähigkeit, auf regionale 
Bedrohungen rasch und umfassend zu reagieren, erhalten 
kann. 


Aus arabischer Sicht wäre ein höheres Maß an nuklearer 
Transparenz auf Seiten Israels der Ausgangspunkt eines 
Prozesses, an dessen Ende eine Eliminierung des israeli- 
schen Kernwaffenarsenals stehen müßte. Für die arabi- 
sche Seite wäre ein regionaler cutoff anstelle eines Bei- 
tritts Israel zum Nichtverbreitungsvertrag vermutlich 
nur akzeptabel, wenn er nicht dazu führt, daß dieses Arse- 
nal auf Dauer legitimiert wird. Die Befürchtung der arabi- 
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schen Staaten, daß der inoffizielle Nuklearwaffenstatus 
Israels durch einen formellen regionalen cutoff de facto 
legitimiert würde, ist in der Tat nicht von der Hand zu 
weisen. Miller hält es darum für erforderlich, den Inte- 
rimscharakter eines regionalen cutoff zu unterstreichen. 
Die Befürchtung einer de facto-Legitimierung des israeli- 
schen Nuklearwaffenarsenals durch ein formelles cutoff- 
Arrangement gilt zwar nicht in gleichem Maße für funk- 
tionale Aquivalente der oben skizzierten Art. Sie wären 
jedoch weniger verläßlich, weil sie nur politisch, nicht 
aber rechtlich bindend wären. 


Von einem Prozeß, der die israelische Politik der nuklea- 
ren Ambivalenz in Richtung auf größere Offenheit modifi- 
ziert, würden die Kontrahenten mithin unterschiedliche 
Ergebnisse erhoffen. Da nicht auszuschließen ist, daß die 
israelischen Kernwaffen nicht nur der ultimativen Ab- 
schreckung im Sinne der letzten Zuflucht für den Fall exi- 
stenzieller Bedrohung dienen, sondern darüber hinaus 
auch Funktionen im Rahmen von counterforce-Szenarien 
gegen militärisch relevante Ziele auf der gegnerischen Sei- 
te erfüllen,?’ wäre eine rüstungskontrollpolitisch erwirkte 
Beschränkung des israelischen Nukleararsenals allein aus 
Gründen der Krisenstabilität als signifikanter Forschritt 
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zu werten. Da die Befürchtung auf arabischer Seite, Israel 
verfüge über nukleare Kriegführungsoptionen, zudem ei- 
nen möglichen Beweggrund, zumindest aber eine dekla- 
ratorische Legitimation für den Erwerb von Massenver- 
nichtungswaffen darstellt, könnte die glaubhafte Be- 
schränkung des israelischen Nukleararsenals auf 
Funktionen der ultimativen Abschreckung auch den Pro- 
liferationsdruck in der Region mindern. 


Ob derartige kleine Schritte die Blockade in der ACRS 
aufheben können, bleibt jedoch abzuwarten. Eine wichti- 
ge Voraussetzung hierfür dürfte die Verbesserung des 
Klimas zwischen Israel und Agypten sein, das nicht nur 
durch die Nuklearfrage, sondern auch von dem Bekannt- 
werden israelischer Kriegsverbrechen während des Sinai- 
feldzugs 1956 und des Sechstagekrieges 1967 bzw. durch 
die öffentliche Debatte hierüber vergiftet wurde. Am 7. 
Dezember 1995 erklärte der ägyptische Staatspräsident 
Hosni Mubarak anläßlich eines Treffens mit Ministerprä- 
sident Shimon Peres in Kairo, Ägypten werde die Forde- 
rung nach einer sofortigen Denuklearisierung Israels 
hintanstellen, bis ein umfassender Friedensvertrag un- 
terzeichnet sei. Peres seinerseits erklärte, Israel werde 
ein Jahr nach einem Friedensschluß mit Syrien und dem 
Libanon einen nuclear-free pact unterzeichnen.?! Die Er- 
klärungen beider Seiten sind zwar äußerst interpretati- 
onsbedürftig und sollten inhaltlich nicht überbewertet 
werden. Sie könnten aber ein Indiz dafür sein, daß Israel 
und Ägypten daran interessiert sind, die Belastung ihres 
Verhältnisses durch die nukleare Frage zu überwinden. 


EM Margret Johannsen ist wissenschaftliche Mitarbeiterin 
am Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik 
an der Universität Hamburg 
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le aus dem israelischen Konsulat in New York formuliert anders: 
„Egyptian President Hosni Mubarak told Prime Minister Shimon 
Peres during his visit in Cairo on Thursday that Egypt will not 
insist that Israel sign the Nuclear Non-Proliferation treaty before 
a peace agreement is reached ...“ (Israel Consulate N.Y., ISRAELI- 
NE, 8. 12. 1995). Diese Quelle erwähnt keine „Gegenleistung“ Is- 
raels. 


The Constitution of Iran 
Politics and the State in the Islamic Republic 


Asghar Schirazi 


Translated by John O’Keene 
I.B. Tauris, London, New York 1997, 325 Seiten, 45 £, ISBN I 86064 046 X 


A milestone in our understanding of the ideology and practice of an Islamic State, this book 
chronicles and analyses political life in Iran since the revolution showing the gradual 
transformation of the state from intended teocracy and republic to an hierocracy in which 
Islam and the shari’a play a subordinate role. Asghar Schirazi takes as his starting point the 
major contradictions inherent in the constitution — between its legalistic and democratic 
components and between the alleged potentials of a legally and ideologically interpreted Islam 
as a means of solving social problems, and the growing evidence that this Islam is an 
inadequate legal and political basis for government in present-day Iran. 


Through a detailed examination of the genesis of the constitution, its content and its actual 
development since the inception of the Islamic republic to the present day, this study charts 
the elimination in practice of the constitution’s democratic elements and the gradual 
replacement of Islamic legalism with the interest of the state as the key criterion for dealing 
with problems. Schirazi argues that in this manner a seperation of state and religion is taking 
place. In the last chapters, he points to growing crisis of the shari'a and the religious 
seminaries as the self-appointed guardians ofthe shari’a. This has opened the way for criticism 
coming from religious circles outside the seminiaries hinting at possible developments in the 
Islam of future. 
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Palästina: Patrimonialismus oder 
Parlamentarismus” 


Helga Baumgarten 


erzeit bildet sich in den palästinensischen „selbstregierten“ Gebieten ein neues politi- 

sches System heraus. Deshalb können nur im Ansatz erkennbare bzw. dominante Trends und 

Tendenzen aufgezeichnet und analysiert werden. Erst nach dem Abschluß der Verhandlungen 

über eine endgültige Regelung des israelisch-palästinensischen Konfliktes wird sich heraus- 
stellen, ob überhaupt ein eigenständiges palästinensisches politisches System, d.h. ein Staat, am Ende 
des 1993 eingeleiteten Prozesses stehen wird. 


Das „palästinensische System“ heute ist ein Subsystem des israelischen politischen Systems, d.h. es steht 
unter israelischer Souveränität und wird von Israel vollständig und z.T. bis in die Details hinein kontrol- 
liert. Dieses Verhältnis zwischen dem dominanten israelischen System und dem palästinensischen Sub- 
system steht nicht im Kontext der israelischen Demokratie. Es ist vielmehr ein klares Herrschaftsver- 
hältnis, das geprägt und letztlich bestimmt wird durch die immer präsente Androhung offener Gewalt 


durch die israelische Armee. 


Wie kann das Verhältnis zwischen Yasir Arafat, dem Prä- 
sidenten der palästinensischen „selbstregierten” Gebiete, 
und dem palästinensischen Parlament (Palästinensi- 
scher Rat, kurz PR), dem gesetzgebenden Rat, wie ihn die 
Palästinenser selbst nennen, bestimmt werden? Handelt 
es sich hier, um es zugespitzt zu formulieren, um eine 
Diktatur oder um eine Demokratie? Das palästinensische 
Selbstverständnis hilft dabei nicht weiter. In einer Um- 
frage vom September 1996 antworteten 32 % der Befrag- 
ten, es sei eine Demokratie, 17 % gingen von der Existenz 
einer Diktatur aus, 38% glaubten, eine Mischform von 
beiden vor sich zu sehen.! 


Grundlage für das jetzigen System bilden die Wahlen 
vom Januar 1996, in denen Yasir Arafat als Präsident 
und 88 Abgeordnete in den PR gewählt wurden. Die ver- 
traglich-konstitutionelle Grundlage bilden die Verträge 
von Oslo 1993 und Taba 1995, kurz Oslo I und Oslo II 
genannt. 


Die Auffassung der Öffentlichkeit deckt sich mit der 
Meinung der Fachleute: Arafat hat uneingeschränkte 
Macht und kontrolliert auch den Palästinensischen Rat. 
Der PR ist wie folgt zusammengesetzt: 75 % Fatah-Mit- 
glieder bzw. der Fatah zuzurechnende Abgeordnete. 54 
dieser Abgeordneten hatten sich auf reinen Fatah-Listen 
zur Wahl gestellt; 12 waren als Fatah-Unabhängige an- 
getreten. Diese rein numerische Domination des PR 
durch Fatah reflektierte sich bei der Wahl des Parla- 
mentssprechers: Ahmad Qreia (Abu Ala), Kandidat von 
Arafat und Fatah, wurde mit einer Mehrheit von 57 ge- 
gen 31 Stimmen gewählt und warf damit den unabhängi- 
gen Kandidaten Haidar Abd ash-Shafi klar aus dem Ren- 
nen. 


Fachleute und informierte Öffentlichkeit betrachten den 
PR als einen irrelevanten, von Arafat klar marginalisier- 


ten Debattierclub ohne politische Relevanz. Eine Umfrage 
in den „selbstregierten” Gebieten im Gazastreifen und in 
der Westbank ergab folgendes Ergebnis: 85 % der Befrag- 
ten gaben an, nicht ausreichend über die Arbeit im PR 
informiert zu sein. 50 % meinten zwar, daß die Abgeord- 
neten ihre Wähler gut repräsentieren würden, ihre parla- 
mentarische Arbeit hätte jedoch keinerlei praktische Aus- 
wirkungen.? 


Präsident und Parlament in den Ösloer 
Verträgen 


Laut den Bestimmungen der Osloer Verträge (DOP [De- 
claration of Principles]: VII und IX, Oslo II: Art. III, 1 
und 2, Art. V, VI und IX, 2) hat der Palästinensische Rat 
sowohl legislative als auch exekutive Autorität. Der Prä- 
sident wiederum ist kraft seines Amtes Mitglied im PR 
und Chef der Exekutive. Die Jurisdiktion der palästinen- 
sischen Selbstregierung ist von vornherein beschränkt. 
Sie schließt den gesamten Bereich Auswärtige Beziehun- 
sen und die Entscheidungsbefugnis über all die Pro- 
blembereiche, die in den Verhandlungen über den end- 
gültigen Status noch zu klären sind, aus: Jerusalem, IS- 
raelische Siedlungen, Grenzziehung, palästinensische 
Flüchtlinge und endgültiger Status von Westbank und 
Gazastreifen. 


Die israelische Regierung hat dabei in allen Bereichen ei- 
nen entscheidenden Einluß, der präziser als entscheiden- 
de Kontrollfunktion zu bestimmen wäre. Dies ist in den 
Artikeln der Osloer Verträge so festgelegt. 


Yasir Arafat ist als gewählter Präsident, ra’is, sowohl 
Chef der Exekutive als auch Mitglied im majlıs (PR). 
Desweiteren ist er nach wie vor Präsident des PLO-Exe- 
kutivkomitees, also der palästinensischen Exilregierung. 
Und er ist Vorsitzender des Palästinensischen National- 
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rats, des palästinensischen Parlaments im Exil, in dem 
sämtliche palästinensische Diaspora-Gruppen sowie 
auch Westbank und Gazastreifen vertreten sind. Er hält 
damit eine ungeheure konstitutionelle Macht in seinen 
Händen, die noch durch seine Anerkennung sowohl in 
der internationalen Poltik als auch im palästinensischen 
Kontext (in den besetzten Gebieten und in der Diaspo- 
ra) bestätigt und verstärkt wird. Laut Artikel XVII, 3 
(Oslo II) hat der Palästinensische Rat die „primary le- 
gislative power“. Der ra ‘is kann in drei Bereichen legis- 
lative Autorität ausüben.? Dominiert und kontrolliert 
aber werden sowohl der PR als auch der Präsident ın 
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Bilanz der ersten Sitzungsperiode des PR 


Wie schon oben erwähnt, ist das öffentliche Image des PR 
denkbar schlecht, ganz im Gegenteil zur Anerkennung, 
die Arafat gezollt wird, insbesondere nach den bewaffne- 
ten israelisch-palästinensischen Auseinandersetzungen 
im Herbst 1996. Ein Grund dafür liegt sicher in dem prak- 
tisch nicht vorhandenen Zugang des PR zu den palästi- 
nensischen Massenmedien. 


Die legislative Arbeit des Rates wird von Arafat fast voll- 
ständig untergraben: nur etwa 10 % der Beschlüsse des 


ihren legislativen 2 nn ri 
Befugnis ato von der palä- 
seiten.  Tsraels, u stinensischen Re- 
denn es ist klar FAT QuanD MEME Er wi 
ee PAS MA L D E TE RRITO I RE .. schluß des PR vom 


gislation shall be 
communicated to 
the Israeli side of 
the Legal Commit- 
tee.“ Dessen Zu- 
stimmung muß zu 
jeder legislativen 
Initiative  einge- 
holt werden. Au- 
ßerdem ist von 
vornherein (ab ini- 
tio) jedes Gesetz, 
das außerhalb der 
Jurisdiktion des 
Rates liegt oder 
inkonsistent ist 
mit den Bestim- 
mungen der DOP 
oder Oslo II von 
vornherein ungül- 


tig. 


Läßt man einmal 
die übergeordnete 
Macht Israels ge- 


rade in diesem 
entscheidenden 
Bereich außer 


acht, so wird doch 
deutlich, daß die 
legislative Arbeit 
des majlis von 
vornherein beein- 
trächtigt wird 
durch die schlichte 
Tatsache, daß es 
keine klare Tren- 
nung zwischen Ex- 
kutive und Legislative gibt. Vor allem aber ist weder die 
Frage der Verantwortlichkeit der Regierung vor dem 
PR, und im besonderen des ra’is vor dem Parlament, 
noch die Frage der Kontrollmöglichkeiten des PR ange- 
sichts der Machtfülle des ra’is auch nur im Ansatz ge- 
klärt. Damit unterliegen sowohl die Gesetzgebung als 
auch das Budget letztendlich der vollständigen Kontrolle 
Arafats. 


... gar nicht übel, was ihr an Territorium habt! 


8. Mai 1996, daß 
alle Sitzungen im 
palästinensischen 
Fernsehen über- 
tragen werden 
müßten, um die 
notwendige Of- 
fentlichkeit herzu- 
stellen, ist bis heu- 
te nicht durchge- 
führt worden. Vor 
allem aber ist bis 
heute das palästi- 
nensische Grund- 
gesetz, das der PR 
in einer ersten Le- 
sung verabschie- 
det hat, nicht wei- 
ter durch die not- 
wendigen Lesun- 
gen gegangen. Es 
wird im Präsidial- 
büro schlicht fest- 
gehalten. Schließ- 
lich gab es bis dato 
keine Haushalts- 
debatte im maylıs, 
dem weder der 
Haushalt für 1996 
noch der für 1997 
vorgelegt wurde. 


Allerdings gibt es 
auch positive Ent- 
wicklungen in der 
bisherigen Arbeit 
des PR. Entgegen 
allen Erwartungen ist der PR kein Ja-Sager Verein, der 
bereit ist, jeden Schritt Arafats abzusegnen. Trotz der nu- 
merischen Überzahl der 75 % Fatahmitglieder unter den 
Abgeordneten ist dieser nicht zu einem Gremium redu- 
ziert, das von Arafats Fatah kontrolliert wird. Ganz im 
Gegenteil, es sind immer wieder vor allem Fatah-Mitglie- 
der, die Arafat kritisieren, konfrontieren und herausfor- 
dern. 
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Ein erster Höhepunkt der Konfrontation zwischen dem 
Parlament und Arafat ereignete sich gleich zu Beginn der 
ersten Sitzungsperiode, als die Abgeordneten sich weiger- 
ten, den Eid vor Arafat abzulegen bzw. sich als Abgeord- 
nete auf Arafat vereidigen zu lassen. Die Abgeordneten 
setzten sich hierbei souverän gegen Arafat durch, der hilf- 
los aus dem Sitzungssaal stürmte, als die Abgeordneten 
einstimmig die Vereidigung vor dem majlis selbst vorzu- 
nehmen begannen. Die palästinensische Offentlichkeit 
erfuhr nichts von dieser Machtprobe. 


Der Höhepunkt in dem sich bis heute immer weiter zu- 
spitzenden Konflikt Parlament - Präsident war zweifellos 
die Stellung der Vertrauensfrage am 13. November 1996 
seitens des Fatah-Abgeordneten aus Jenin, Burhan Jar- 
rar. Allerdings konnte der Parlamentssprecher Abu Ala 
diese Initiative seitens des Parlaments schlicht mit for- 
malen Argumenten bzw. durch formales Vorgehen im 
Ansatz zunichte machen. Die Stellung der Vertrauensfra- 
ge tauchte noch nicht einmal im Sitzungsprotokoll auf 
und verpuffte daher wirkungslos. 


Andererseits sind die Debatten im majlis immer äußerst 
lebhaft und erinnern mit ihrer Atmosphäre sehr viel mehr 
an Knesset-Sitzungen als z. B. an Sitzungen des jordani- 
schen Parlaments. Nur bleibt dieses Erlebnis einer Parla- 
mentsdebatte ausschließlich den wenigen, meist auslän- 
dischen Gästen auf den Besucherbänken vorbehalten. 
Palästinenser haben eher Schwierigkeiten, als Gäste zu- 
gelassen zu werden und in der Presse oder im Fernsehen 
tauchen selbst Ausschnitte aus diesen Debatten nicht auf. 
Die Presseberichterstattung beschränkt sich auf Aus- 
schnitte von Reden Arafats selbst oder von ausländischen 
Staatsgästen. 


Das politische System als Rentier-System 


Das palästinensische politische System ist vollständig von 
der Zahlung politischer Renten‘ aus dem westlichen Aus- 
land abhängig. Interne Ressourcen existieren derzeit 
nicht. Die Steuerzahlungen sind bis dato ohne jede Rele- 
vanz, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der ökonomi- 
schen Verarmung in den palästinensischen Gebieten seit 
1993. Diese Abhängigkeit von außen ist in der palästinen- 
sischen Geschichte nichts Neues. Vielmehr war vor allem 
die Geschichte der PLO davon bestimmt. Allerdings ka- 
men die politischen Renten der PLO bis zum Beginn der 
Golfkrise 1990 bzw. dem Golfkrieg 1991 ausschließlich 
aus den arabischen Öl-Staaten. 


Die Kontrolle dieser Renten liegt bzw. lag exklusiv in der 
Hand von Yasir Arafat, sowohl in der PLO-Periode 1968- 
1990/91 als auch in der Oslo-Ära seit 1993. In der derzeiti- 
gen palästinenischen Regierung liegt das Portfolio der Fi- 
nanzen in der Hand des politisch schwachen Muhammad 
Nashashibi, der unter der direkten Kontrolle Arafats 
steht. Desweiteren steht PECDAR, der Palestinian Eco- 
nomic Council for Development and Reconstruction, un- 
ter der Führung von Muhammad Shtayeh, einem altge- 
dienten Fatah-Mitglied, der ähnlich wie Nashashibi die 
Finanzpolitik Arafats umsetzt. 


Schließlich, und das ist das Entscheidende, ist es Arafat - 
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und kein anderer palästinensischer Politiker! -, der die 
vom Westen (Europa, den USA und Japan) gezahlten poli- 
tischen Renten erhält. Denn nur er gilt im Westen als der 
einzige politische Führer, der die Osloer-Verträge inner- 
halb der palästinensischen Gesellschaft durchsetzen 
kann. Dafür wird er finanziell und politisch unterstützt. 
Dafür ist der Westen bereit, über alle „Probleme“ der der- 
zeitigen palästinensischen Politik hinwegzusehen, ange- 
fangen von einer Reihe von Fällen des Wahlbetrugs bei 
den Wahlen im Januar 1996 bis hin zur weitgehend gelun- 
genen Ausschaltung des Parlaments durch Arafat. Dieses 
Hinwegsehen ist ein sehr bewußtes, da Repräsentanten 
der westlichen Regierungen in Palästina sehr genau in- 
formiert sind über die internen Entwicklungen im PR. 
Auf den Zuschauerbänken sitzen in der Mehrzahl Vertre- 
ter der wichtigsten westlichen Vertretungen in Jerusa- 
lem, Jericho oder Gaza. 


Die westliche finanzielle Unterstützung für Arafat wird 
ergänzt durch die Finanzierung der palästinensischen Po- 
lizei, ihrer Ausrüstung und Ausbildung. Mit dieser mono- 
polisierten Kontrolle der staatlichen Gewaltmittel (neben 
der Polizei eine Vielzahl von Geheimdiensten, alle direkt 
von Arafat finanziert) in Arafats Hand, konzentriert sich 
bei ihm eine enorme Machtfülle, die durch die Bestim- 
mungen der Osloer Verträge abgesichert ist. 


Als letzte Basis dieser Macht Arafats ist schließlich noch 
seine traditionelle Führungsrolle in der palästinensi- 
schen Nationalbewegung anzuführen. Sie geht zurück 
auf die historische Entscheidung von 1965 für die Auf- 
nahme des bewaffneten Kampfes gegen Israel. Diese 
Führungsrolle wurde im November 1988 neu bestätigt 
durch die endgültige Entscheidung für die politische 
Austragung des Konfliktes mit Israel anläßlich der Pro- 
klamation eines palästinensischen Staates in Westbank 
und Gazastreifen, der mit Israel zu koexistieren bereit 
war. 


Arafat verfügt damit über eine breite Legitimationsbasis 
in der palästinensischen Gesellschaft, die nicht nur auf 
seiner charismatischen Führungspersönlichkeit beruht, 
sondern durch die jahrzehntelange Erfahrung der Palä- 
stinenser mit ihm verstärkt wird, wenn er in immer neu- 
en Entscheidungen Züge von politischer Genialität zeigt. 
Diese Legitimation wurde in den Wahlen von 1996 auch 
auf traditionell demokratische Weise bestätigt und ver- 
vollständigt. 


Seit Arafats Zustimmung zu den Osloer Verträgen und 
deren Erfüllung vor Ort ist seine Legitimation inzwischen 
regional (Israel, alle arabischen Staaten) als auch welt- 
weit (Europa, USA, Japan) gefestigt. 


Seine interne Legitimation hat sich Arafat nicht nur 
durch historisch politische Entscheidungen und heraus- 
ragende Führungsqualitäten erworben. Diese baut sich 
vielmehr auf seiner Instrumentalisierung von Fatah als 
einer politischen Organisation sui generis auf. Innerhalb 
von Fatah war Arafat bis 1988 noch eher ein primus Inter 
pares, nur wenig über den anderen historischen Fatah- 
Führern wie Abu Jihad, Abu Iyad, Abu Lutf u. a., aber 
auch Khaled al-Hasan plaziert. Seit der Ermordung von 
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Abu Jihad und Abu Iyad ist es Arafat allein, der Fatah 
anführt. Er kontrolliert diese Bewegung, die keineswegs 
so homogen ist, wie oft angenommen wird, vielmehr in 
viele oft untereinander konkukrrierende Teilorganisatio- 
nen zerfällt, indem er diese einzelnen Teilgruppen gemäß 
dem klassischen divide et impera einerseits direkt und 
persönlich kontrolliert, andererseits ständig gegeneinan- 
der ausspielt. 


Das politische als neo-patrimoniales System 


Eine zweite Bestimmung des palästinensischen politi- 
schen Systems bezieht sich auf die Ausgestaltung 
auschließlich nach innen: ein neo-patrimoniales, das im 
Rahmen eines Systems der externen politischen Renten 
aufrechterhalten und immer wieder von Neuem reprodu- 
ziert wird. Fatah ist aus dieser Perspektive wie eine große 
Familie zu verstehen, die von Arafat als dem pater famili- 
as angeführt wird. Seine Aufgabe - wie die eines jeden tra- 
ditionalen Familienvaters - ist es, diese zu finanzieren. An 
dieser Stelle ist es für den außenstehenden Beobachter 
wichtig innezuhalten und sich zu vergegenwärtigen, daß 
diese patrimoniale Ausgestaltung der Gesellschaft (von 
der Familie bis zur staatlich organisierten Gesellschaft) in 
weiten Kreisen der palästinensischen Gesellschaft als ein 
positiver Wert angesehen wird. Dies ist nicht zuletzt auf 
die geradezu existenzbedrohende sozioökonomische Kri- 
sensituation, in der sich die palästinensische Gesellschaft 
ja praktisch seit 1948, wenn nicht schon seit 1920, befin- 
det, zurückzuführen. 


In diesen Kontext ist auch der Palästinensische Rat zu 
stellen. Arafat verhält sich diesem gegenüber wie er es 
historisch mit Fatah gehandhabt hat. Die unabhängige 
Opposition wurde von ihm innerhalb weniger Monate 
entweder kooptiert, indem führende Oppositionspoliti- 
ker in Ministerämter hochgehoben und damit aus der 
Opposition abgesogen wurden, oder effektiv neutralisiert 
und zur Machtlosigkeit verdammt. 


Allerdings besteht, und das scheint Arafat noch nicht bis 
zur letzten Konsequenz wahrgenommen zu haben, ein 
entscheidender Unterschied zwischen seiner Beziehung 
zu Fatah mit ihren Untergruppierungen und seiner Be- 
ziehung zu den Abgeordneten des PR: Diese Abgeordne- 
ten verfügen über eine von Arafat letztlich unabhängige 
Legitimationsbasis, die sie sich durch ihren Wahlsieg er- 
worben haben. Das bedeutet einen ersten Bruch mit der 
totalen Abhängigkeit, an der historisch alle Fatah-Oppo- 
sitionelle letzlich scheiterten. Allerdings ist es nur ein 
erster, kein endgültiger Bruch mit dieser Abhängigkeit, 
die nach wie vor sowohl finanziell als auch was die Ver- 
fügung über die Gewaltmittel betrifft, fortbesteht. Von 
daher ist es einerseits faszinierend zu beobachten, wie es 
vor allem Fatah-Abgeordnete sind, die die Opposition in- 
nerhalb des PR gegen Arafat anführen. Sie stützen sich 
dabei auf ihre Legitimation durch die Wahlen. Außerdem 
sind sie noch abgesichert durch ihre historische Rolle 
innherhalb von Fatah. Eben dies unterscheidet sie ganz 
nachhaltig von den unabhängigen Abgeordneten im PR, 
die Arafat gegenüber weit mehr verwundbar sind. 
Gleichzeitig werden auch diese neuen Oppositionellen 
noch immer wieder von der Fortdauer des neo-patrimo- 
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nialen Systems eingeholt, in dem auch sie letztlich eine 
rote Linie anerkennen, die sie in ihrer ansonsten kom- 
promißlosen Opposition zu Arafat sorgfältig respektie- 
ren: Arafat wird auch von ihnen eigentlich als der Patri- 
mon anerkannt, gegen den man polemisiert, den man in 
einzelnen Fragen politisch bekämpft, aber dessen letzt- 
endliche Entscheidungsgewalt man trotz allem aner- 
kennt und respektiert. 


Modifikation des neo-patrimonialen Systems 
von außen 


Gibt es auf diesem Hintergrund irgendwelche Möglich- 
keiten der schrittweisen Veränderung dieses Systems? 
Ohne eine Verabschiedung des palästinensischen Grund- 
gesetzes, in dem eine verfassungsmäßige Beschränkung 
Arafats ungeheuren Machtfülle festlegt, wird auch der 
Machtausgleich zwischen PR und dem Präsidenten nicht 
erfolgen können. Erst auf dieser Grundlage kann sich 
die Möglichkeit eröffnen, daß der PR sein Recht und sei- 
ne Aufgabe, den staatlichen Haushalt zu kontrollieren, 
ausüben kann. Damit aber wäre ein erster Schritt in 
Richtung Modifikation des totalen Rentiersystems getan. 
Eine entscheidende Ergänzung dazu wäre die Einfüh- 
rung der Öffentlichkeit für alle Aktivitäten des Parla- 
ments. Die Herstellung die-ser Offentlichkeit könnte der 
Anfang vom Ende des neo-patrimonialen Herrschaftssy- 
stems sein. 


Wird der PR in seinem zweiten Sitzungsjahr ohne ent- 
scheidende Hilfe von außen einen Durchbruch in seinen 
machtpolitischen Auseinandersetzungen mit dem ra’is 
erzielen können? Als „Akrobat des rent-seeking“® ist 
Arafat den Abgeordneten aus dem Parlament immer 
noch um Lichtjahre voraus. Und so wird man in der 
kommenden Entwicklung mit einer relativen Kontinui- 
tät innerhalb des palästinensischen Systems rechnen 
müssen, vorausgesetzt, es gibt keine dramatischen Ver- 
änderungen im Verhältnis Israels zu Arafat und den Pa- 
lästinensern. 


WM Heiga Baumgarten, Jerusalem 


a 


Umfrage des CPRS Nablus. Eine erneute Umfrage im Dezember 
1996 zeigte nur geringfügig optimistischere Ergebnisse: 35 % De- 
mokratie, 14,2 % Diktatur und 39 % Mischform. 

JMCC, August 1966. 


Artikel XVIII, Abs. 3 legt für den Palästinensischen Rat die „prima- 
ry legislative power” fest, während der ra ‘is in drei Bereichen legis- 
lative Autorität ausüben kann: 1. „Power to initiate legislation or to 
present proposed legislation to the Council“; 2. „Power to promul- 
gate legislation adopted by the Council“; 3. „Power to issue secon- 
dary legislation including regulations, relating to any matters speci- 
fied and within the scope laid down in any primary legislation adop- 
ted by the Council“. 


Politische Renten sind Zahlungen aus dem Ausland direkt an staat- 
liche Machthaber, die diese Gelder nach eigenem Ermessen vertei- 
len. 
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Begriff des Politologen Peter Pawelka, geprägt für Ägyptens Präsi- 
dent Mubarak. 
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Europäischer Menschenrechts- 
gerichtshof verurteilt die Türkei 


Ronald Ofteringer 


bdurahman Akduvar aus einem Dorfin der Pro- 

vinz Diyarbakir wandte sich gemeinsam mit an 

deren Dorfbewohnern an die europäische Men- 

schenrechtskommission, nachdem türkische 
Militäreinheiten und Sondereinheiten (özel tim) am 10. 
November 1992 ihre Häuser, später ihr ganzes Dorf zer- 
stört und die Einwohner vertrieben hatten. Die Kommis- 
sion fand die Türkei für schuldig und überwies den Fall an 
den Ministerausschuß, der ihn wiederum im Dezember 
1995 dem Menschenrechtsgerichtshof vorlegte. 


Am 16. September 1996 schließlich fällte der Europäische 
Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg das aufsehener- 
regende Urteil: Die Sicherheitskräfte seien für die Zerstö- 
rung der Häuser der Kläger verantwortlich, und es beste- 
he kein Zweifel daran, daß „... das willkürliche Nieder- 
brennen der Häuser der Kläger und dessen, was sich darin 
befand, eine schwerwiegende Verletztung des Rechts auf 
Unversehrtheit der Familie und der Wohnung und der 
friedfertigen Nutzung ihres Eigentums darstellt.“ 


Von herausragender Bedeutung für weitere Verfahren ist, 
daß das Gericht den innerstaatlichen Rechtsweg im kurdi- 
schen Südosten der Türkei aufgrund des dort herrschen- 
den Notstands und des administrativen Charakters dieser 
Verfolgung für unwirksam ansieht und von daher die Kla- 
ge ließ, auch wenn der türkische Instanzenweg nicht aus- 
geschöpft worden war. Das Gericht sah in diesem speziel- 
len Fall keinen ausreichenden Nachweis einer Verletzung 
des Art. 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention 
(Verbot der Folter). Da der Fall auch ohne Ausschöpfung 
des innerstaatlichen Rechtswegs zugelassen worden war, 
verzichtete das Gericht auf die Erörterung der Frage, ob 
eine Verletzung der Art. 5 (Recht auf Freiheit und Sicher- 
heit) Art. 6 (1) (Recht auf gerichtliches Gehör) und Art. 13 
(Beschwerdemöglichkeit bei Verletzung der Rechte oder 
Freiheiten der Konvention) vorliegt. Die Türkei wurde 
verpflichtet, den Klägern die Verfahrenskosten zu erset- 
zen. Eine Entscheidung über Entschädigungen wurde ei- 
ner weiteren Untersuchung vorbehalten. 


Bereits nach der ersten Welle von kurdischen Klagen über 
Menschenrechtsverletzungen bei der Europäischen Kom- 
mission 1993 hatten die türkischen Behörden mit massi- 
vem Druck reagiert und Kläger sowie Zeugen verhaftet 
und gefoltert. Dorfvorsteher und Bewohner von zerstör- 
ten Dörfern waren vom Gouverneur der Notstandsregion 
gezwungen worden, Erklärungen zu unterschreiben, daß 
die PKK diese Taten begangen habe. Diese Verfolgung 
hatte darin gegipfelt, daß Ende 1994 Rechtsanwälte aus 
Diyarbakir unter dem Vorwurf verhaftet und aufs schwer- 
ste gefoltert worden waren, „... als Mitglieder des Men- 


schenrechtsvereins (IHD) Informationen über die Ereig- 
nisse in der [kurdischen] Region an das Ausland weiterzu- 
leiten, Dokumente zuungunsten des türkischen Staates 
an Menschenrechtsvereinigungen nach Europa zu faxen 
und hierdurch den Staat zu verunglimpfen und Propagan- 
da zugunsten der PKK zu betreiben“. 


Auch die Gruppe um Akduvar und einige, die von den tür- 
kischen Behörden irrtümlich für Kläger gehalten worden 
waren, wurden in zum Teil per Video aufgezeichneten 
Verhören unter Druck gesetzt, ihre Klage zurückzuzie- 
hen. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof sah 
darin „eine Form unerlaubten und inakzeptablen Drucks 
auf die Beschwerdeführer, damit sie ihre Beschwerde zu- 
rückziehen”, und damit eine Verletzung des Art. 25 (1) 


der Konvention. 


In den bisher 56 von Kurden angestrengten Verfahren 
aus der Türkei, die bis Juni 1996 von der Europäischen 
Menschenrechtskomission zugelassen wurden, geht es 
um schwerste Verstöße: staatliche Morde, darunter Mas- 
senhinrichtungen, um Verschwindenlassen, Folter und 
Vergewaltigung in Haft, um Verstöße gegen das Recht auf 
freie Meinungsäußerung, und um die Verfolgung von Par- 
lamentariern, Journalisten, Anwälten sowie um die Zer- 
störung kurdischer Dörfer. 


Am 18. Dezember 1996 folgte ein weiteres Urteil des Men- 
schenrechtsgerichtshofs im Fall von Zeki Aksoy (Az.: 
Aksoy vs. Turkey, 21987/93), der im November 1992 zwei 
Wochen lang auf einer Polizeiwache in Kiziltepe bei Mar- 
din festgehalten und gefoltert worden war, so daß er eine 
beidseitige Lähmung der Arme davontrug. Während der 
Haft wurde ihm ärztliche Hilfe verweigert. Nachdem Zeki 
Aksoy im Mai 1993 Beschwerde bei der Europäischen 
Menschenrechtskommission eingelegt hatte, wurde er 
mehrfach bedroht, diese zurückzuziehen. Am 16. April 
1994 wurde er durch, wie es offiziell hieß, „unbekannte 
Täter“ - sprich staatlich organisierte Todesschwadronen 
- ermordet, nur zwei Tage, nachdem er den letzten Droh- 
anruf erhalten hatte. Der Menschenrechtsgerichtshof 
verurteilte die Türkei wegen dieses eindeutigen Verstoßes 
gegen Art. 3 der Konvention (Verbot der Folter) und er- 
legte ihr die Zahlung einer Entschädigung in Höhe von ca. 
70 000 DM und die Kosten des Verfahrens auf. 


Kläger aus der Türkei und Kurdistan werden in diesen 
Verfahren von Anwälten des IHD und des Kurdish Hu- 
man Rights Project (KHRP) in London beraten und ver- 
treten, das dabei von medico international und anderen 
europäischen Menschenrechtsorganisationen unterstützt 
wird. 
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Dem türkischen Staat drohen in diesen Verfahren nicht 
nur Entschädigungsforderungen in Millionenhöhe. Ein 
wegen Menschenrechtsverletzungen verurteilter Staat 
muß die rechtlichen und administrativen Regeln ändern, 
die diese Menschenrechtsverletzungen ermöglichen oder 
ihre Bestrafung verhindern. Unter Berücksichtigung des 
Ausmaßes der Menschen- und Völkerrechtsverletzungen 
und der Anzahl der in Straßburg anstehenden Verfahren 
steht damit auf kurz oder lang der Repressionsapparat 
der Türkei zur Disposition. 


Nach dem Militärputsch 1980 hatten einige europäische 
Länder aufgrund massiver Menschenrechtsverletzungen 
durch die Militärjunta eine Staatenklage gegen die Türkei 
erhoben. Um eine Verurteilung zu verhindern, hatte die 
Türkei 1986 in einer gütlichen Einigung das Individual- 
klagerecht nach Art. 25 der Konvention anerkannt und 
1987 ratifiziert. 


Die Menschenrechtsbewegung in der Türkei und in Kur- 
distan war danach mit einer gewaltigen Zunahme von 
Menschen- und Völkerrechtsverletzungen konfrontiert, 
konnte aber dieses Individualklagerecht nutzen, um die 
Verantwortlichen auf der europäischen Ebene zur Re- 
chenschaft zu ziehen. Für sie und für die Opfer staatlicher 
Gewalt sind die Straßburger Urteile ein Erfolg. Die türki- 
sche Regierung mußte sogar hinnehmen, daß der Verfas- 
sungrechtler Bakir Caglar, der sie bisher in den Men- 
schenrechtsverfahren vertreten hatte, im Oktober 1996 
sein Mandat niederlegte. „In der gegenwärtigen Lage“, 
erklärte er gegenüber Reuters, „ist es unmöglich, die Tür- 
kei zu verteidigen.“ 


Doch besteht kein Grund zu allzuviel Hoffnung. Bei den 
europäischen Regierungen, die die Gewaltherrschaft des 
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türkischen Apparates bisher fast bedingungslos unter- 
stützt, allenfalls konsequenzlos kritisiert haben, ist das 
Anliegen, diesen Gewaltapparat zur Verantwortung zu 
ziehen, kaum in sicheren Händen. Das gilt vor allem für 
Deutschland. Entwicklungshilfeminister Spranger statte- 
te dem Notstandsgouverneur in Diyarbakir, der für Men- 
schenrechtsverletzungen und Dorfzerstörungen in Kurdi- 
stan verantwortlich ist, im September 1996 einen offiziel- 
len Besuch ab. Nur wenige Tage nach der Verurteilung 
der Türkei wegen der Zerstörung des kurdischen Dorfes 
Kelekci durch den Menschenrechtsgerichtshof erklärte er 
öffentlich, kurdische Freischärler seien für die Dorfzer- 
störungen verantwortlich, und stellte deutsche Hilfe für 
staatliche Umsiedlungsprojekte für vertriebene kurdi- 
sche Dorfbewohner in Aussicht. 


Auch im türkischen Machtapparat wird bereits überlegt, 
wie man den Verurteilungen des Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshofs begegnen kann. Der ehemalige 
Außenminister Mümtaz Soysal regte nach dem Aksoy- 
Urteil im Dezember 1996 an, die Türkei solle ihre Ratifi- 
zierung des Individualklagerechts zurücknehmen, um 
weitere Verurteilungen zu verhindern und auf der politi- 
schen Ebene des Europarates Druck auszuüben. 


Die Urteile des Menschenrechtsgerichtshofs werden in den 
Reports of Judgements and Decisions for 1996 im Carl 
Heymanns Verlag, Luxemburger Str. 449, 50939 Köln ver- 
öffentlicht. 


Das KHRP hat in vier Bänden die bisher zugelassenen 
kurdischen Beschwerden bei der Europäischen Men- 
schenrechtskommission dokumentiert: KHRP, Linen 
Hall, 162-168 Regent Street, LONDON WIR 5TB, Tel/ 
Fax 0044-171-2872772, e-mail KHRP@cityscape.co.uk 


Strafanzeige gegen den türkischen 


m 15. Januar 1996 wurden bei dem Ort Güclü- 

konak in der kurdischen Provinz Sirnak 11 

Menschen ermordet, darunter Angehörige der 

staatlich rekrutierten Dorfschützer-Milizen 
(siehe hierzu auch INAMO, Nr. 8, Winter 1996, S.18-20). 
Die Leichen von zehn der elf Opfer waren verbrannt und 
bis zur Unkenntlichkeit verstümmelt. 


Die für psychologische Kriegsführung verantwortliche In- 
formationsabteilung beim Generalstab organisierte sofort 
eine nahezu perfekte Offentlichkeitsarbeit: In- und aus- 
ländische Redaktionen und Presseagenturen wurden an- 
gerufen, und Pressevertretern wurde angeboten, auf 
Staatskosten von Ankara aus an den Ort des Geschehens 


Generalstab 


Nora Mielke 


zu fliegen. Dort wiederholten verantwortliche Militärs 
ihre Version: Bewaffnete der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) hätten den Kleinbus angegriffen und alle Insassen 
(Bauern, einige Dorfschützer und den Fahrer) ermordet. 
Gespräche mit Angehörigen der Opfer ließen die Militärs 
nicht zu. Die türkischen Medien griffen die Version des 
Militärs auf und verurteilten das „verabscheuungswürdi- 
ge Massaker der PKK“. Nur die prokurdische Zeitung De- 
mokrasi wies darauf hin, daß die ermordeten Dorfbewoh- 
ner einige Tage zuvor festgenommen worden waren. 


Beunruhigt durch die widersprüchlichen Meldungen, 
sandte die Arbeitsgruppe Gemeinsam für den Frieden An- 
fang Februar eine Delegation, an der Menschenrechtler, 
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Gewerkschafter, Journalisten und Intellektuelle (u. a. der 
grüne Bundestagsabgeordnete Cem Ozdemir) teilnahmen, 
nach Diyarbakir, Sirnak und Güclükonak, wo sie mit Mili- 
tärs, Vertretern des Staates, mit Angehörigen der Ermor- 
deten und mit Dorfbewohnern sprach. Die Delegation kam 
zu dem Ergebnis, daß das Massaker nicht von der PKK, 
sondern von staatlichen Kräften verübt worden war, wor- 
aufhin am 18. April 1996 drei Delegationsteilnehmer erst- 
mals in der Geschichte der Türkei Strafanzeige gegen den 
türkischen Generalstabschef erstatteten wegen Massen- 
mord und Verletzung der Informationsfreiheit. 
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Am 13. Februar 1997 fand die erste Gerichtsverhandlung 
in dieser Sache vor dem 4. Schwurgericht in Istanbul 
statt: Auf der Anklagebank saßen allerdings nicht die Ver- 
antwortlichen des Generalstabs, sondern ... jene drei, die 
die Anzeige gegen die Militärs erstattet hatten, nämlich 
der Komponist Sanar Yurdatapan, der Gewerkschafter 
Münir Ceylan und der Vorsitzende des Istanbuler Men- 
schenrechtsvereins Ercan Kanar. Ihr Vergehen: „Verun- 
glimpfung und Beleidigung der Sicherheitsorgane und 
Streitkräfte” nach Artikel 71 und Artikel 159/1 des türki- 
schen Strafgesetzbuches. 


Im folgenden dokumentieren wir auszugsweise aus der Strafanzeige gegen den Generalstab: 


— Sechs der Ermordeten waren zwischen dem 10. und 
12. Januar festgenommen worden und befanden sich 
bis zum Tag der Geschehnisse noch in Haft. 

— Die übrigen fünf, vier Dorfschützer und der Fahrer 
des Kleinbusses, waren am Tag des Vorfalls von Sol- 
daten aus ihren Häusern im Dorf Kocyurdu abgeholt 
und „zum Dienst“ gebracht worden. 

— Alle Leichen wurden in dem Kleinbus in sitzender 
Position vorgefunden, wobei die Dorfschützer noch 
ihre Gewehre zwischen den Beinen hatten. Wenn 
der (nach Angaben des Generalstabs, Anm. d. 
Übers.) zuerst getroffene Fahrer noch die Zeit ge- 
funden haben soll, die Tür zu öffnen und zu fliehen, 
ist es unvorstellbar, daß die sich in Todesangst be- 
findlichen Dorfschützer völlig regungslos sitzen 
blieben und wie die Lämmer auf ihren Tod warte- 
ten. Die Aussagen verschiedener von uns befragter 
Zeugen bestätigen übereinstimmend, daß die sechs 
Personen bereits zuvor und die vier Dorfschützer 
am Tag des Ereignisses in der Kommandantur in 
Taskonak getötet und anschließend (tot) in den 
Kleinbus gesetzt und an den Sitzen festgebunden 
wurden. (...) 

— Es gibt auffällige Widersprüche in den offiziellen 
Verlautbarungen. Nach Angaben des Generalstabs 
war der Kleinbus in einen Hinterhalt geraten, be- 
schossen und dann verbrannt worden. In einer Map- 
pe, die wir vom Notstandsgouvernement erhielten, 
hieß es: „...der Kleinbus wurde von einer Gruppe 
Terroristen angehalten, der Fahrer wurde herausge- 
holt und getötet und die zehn darin Verbliebenen mit 
dem Fahrzeug zusammen verbrannt.“ 

— Nach Angaben des Generalstabs habe man das Ereig- 
nis durch Abhören des PKK-Sprechfunks erfahren 
und dann eingegriffen. Indes liegt der Ort, an dem 
sich der verbrannte Kleinbus befindet, nur 2km vom 
Bataillon in Taskonak und 4,5 km von der Militärs- 
tation Kocyurdu entfernt. So haben die Dorfbewoh- 
ner die Schüsse gehört und sofort versucht, an den 
Ort des Geschehens zu gehen. Ihrem Bericht zufolge 
war der Rauch des Kleinbusses von Kocyurdu aus 
sofort zu sehen. Der Vorfall konnte also wahrgenom- 
men werden, ohne den PKK-Sprechfunk abzuhören 
a) 

— Die Dorfschützer des Dorfes Kocyurdu wollten sich 
sofort nachdem sie die Schüsse vernommen hatten, 


zu dem nur wenige km entfernten Ort des Gesche- 
hens begeben. Sie wurden jedoch von den Militärs 
der Station am Dorfausgang daran gehindert. (...) 

- Unsere Delegation hat festgestellt, daß den Angehö- 
rigen die Ausweise der Ermordeten durch das Mili- 
tär ausgehändigt wurden. Selbst wenn man davon 
ausgeht, daß die sechs Festgenommenen bei ihrer 
Freilassung ihre Ausweise auf der Bataillonskom- 
mandatur vergessen haben, wie kann es angehen, 
daß die Ausweise der vier Dorfschützer, die ja erst 
am Tag des Ereignisses „zum Dienst beordert“ wor- 
den waren, von Soldaten unverbrannt den Familien 
ausgehändigt wurden? (...) 


Als Resultat ist festzustellen, daß das Massaker von 
Güclükonak nicht von der PKK verübt wurde. Die von 
uns durchgeführten Untersuchungen haben eindeutig 
ergeben, daß das Massaker von staatlichen Kräften ver- 
übt wurde. 


Egal, bis zu welcher Instanz der Sicherheitskräfte es 
geht, die Verantwortlichen für dieses Massaker müssen 
gefunden und vor Gericht gestellt werden. (...) Im jetzi- 
gen Stadium liegt die Verantwortung direkt bei der Lei- 
tung des Generalstabs. Denn: 

- Die Durchführung erforderte eine große Organisati- 
on, es kann sich nicht um die Tat eines einzelnen 
oder weniger Soldaten handeln, denen die Nerven 
durchgegangen sind, 

_ Sämtliche Sicherheitskräfte in der Region waren be- 
teiligt. 


(...) Der Generalstab hat die Tat nicht nur nicht aufge- 
klärt, sondern im Gegenteil Vertreter der in- und aus- 
ländischen Presse mit Militärflugzeugen, Hubschrau- 
bern und Jeeps an den Ort des Geschehens befördert 
und erklärt, das Massaker sei von der PKK durchge- 
führt worden. 


Diese und andere Falschinformationen manipulieren 

die Öffentlichkeit auf eine Weise, daß eine friedliche 

Lösung unmöglich erscheint. Aufgrund dieser Strafta- 

ten stellen wir Strafanzeige gegen die Leitung des Ge- 
neralstabs. 

Hochachtungsvoll 

Sanar Yurdatapan, Münir Ceylan, Ercan Kanar 
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Der UNHCR schließt das 
Flüchtlingslager Atrush 


nfang Dezember 1996 kündigte der UNHCR an, 

sich bis zum 21. Januar 1997 aus dem Flücht- 

lingslager Atrush im Nord-Irak zurückzuziehen. 

ach langem Tauziehen wurde das Lager Ende 

Februar schließlich aufgegeben: Den Flüchtlingen wurde 
damit der internationale Schutz entzogen. 


Zur Geschichte des Flüchtlingslagers 


In dem Flüchtlingslager lebten rund 15 000 türkische 
Kurdinnen und Kurden aus der Botan-Gegend, rund 80 
davon Prozent alte Männer, Frauen und Kinder. Als 
Hochburg der kurdischen Bewegung litt diese Region be- 
sonders unter der Unterdrückung durch die türkische 
Regierung: Etwa 3000 Dörfer wurden bislang zerstört, 
und mehr als 2000 Menschen verloren ihr Leben. 1994 
flohen große Teile der Bevölkerung in die damals bereits 
bestehende kurdische „Schutzzone“ im Nord-Irak. 


Von Anfang an forderten die Flüchtlinge die internatio- 
nale Anerkennung ihres Flüchtlingsstatus und den 
Schutz des UNHCR, was die türkische Regierung jedoch 
mit aller Macht verhindern wollte. Sie setzte sowohl die 
UNO als auch die KDP (Kurdische Demokratische Par- 
tei) und die PUK (Patriotische Union Kurdistan) unter 
Druck, die Flüchtlinge in die Türkei zurückzuschicken. 
Die KDP und die PUK weigerten sich damals jedoch, die- 
sem Druck nachzugeben, und die UN-Flüchtlingsorgani- 
sation UNHCR mußte die Flüchtlinge, nachdem sie tie- 
fer in das Landesinnere des Irak gezogen waren, aner- 
kennen und versorgte das Lager Atrush mit Lebensmit- 
teln und Medikamenten. Die Flüchtlinge bauten im 
Lager Krankenstationen, Bildungseinrichtungen und 
eine eigenständige Verwaltung auf. Nach einiger Zeit je- 
doch wurde Atrush aufgelöst und an seiner Stelle das 
Lager Atrush B errichtet. Der UNHCR, der diesen 
Schritt mit der „Infiltration durch Aktivisten der PKK“ 
begründete, löste aber trotz türkischer Behauptungen, 
daß auch Atrush B als Unterschlupf und Basis der PKK 
(Kurdische Arbeiterpartei) diene, das Lager bis Januar 
1997 nicht auf. 


Zu einem „Atrush C“ zeigt der UNHCR in Genf keinerlei 
Bereitschaft, da dies, so der UNHCR, doch nur eine Wie- 
derholung des Experiments mit gleichem Resultat be- 
deuten würde. Er bot statt dessen die weitaus weniger si- 
chere Variante einer Aufteilung der 15 000 Flüchtlinge 
in kleine Gruppen an. Zunächst wurde den Flüchtlingen 
nahegelegt, in zwei Übergangslager im KDP-Gebiet um- 
zusiedeln, in dem binnen eines Monats festgestellt wer- 
den sollte, wer von ihnen in die Türkei zurückkehren 
will. Ein anderer Plan sah vor, daß die Flüchtlinge auf 
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verschiedene Orte verteilt werden sollten (Özgür Poli- 
tika 9). 


Als Hauptgrund für die Auflösung von Atrush B nannte 
der UNHCR den großen Einfluß der PKK im Lager und 
auf die Lagerverwaltung, wodurch der Schutz des La- 
gers und die Aufrechterhaltung des „neutralen, humani- 
tären Charakter” erschwert worden sei. Vor allem habe 
die Lagerverwaltung rückkehrbereite Flüchtlinge an der 
Rückkehr in die Türkei gehindert. Von der Auflösung 
des Lagers informierte der UNHCR die Lagerbevölke- 
rung in einem zweiseitigen Schreiben, in dem bemer- 
kenswerterweise an erster Stelle Garantien der türki- 
schen Regierung genannt werden, die Rückkehrenden 
nicht strafrechtlich zu verfolgen; die Türkei habe viel- 
mehr den Rückkehrenden materielle Hilfe bei ihrer In- 
tegration zugesichert: Der UNHCR sei, so heißt es in 
dem Schreiben, „zufrieden, daß die lokalen Behörden 
(die Rückkehrer) gut behandeln und sie angemessen un- 
terstützen.“ 


Das Schreiben wie die gesamte Argumentation des 
UNHCR zeigen, daß er weitgehend die Position der türki- 
schen Regierung übernommen hat. Dieser war die Exi- 
stenz der türkisch-kurdischen Flüchtlinge in der Schutz- 
zone und ihre Anerkennung als Flüchtlinge durch den 
UNHCR gleich in zweifacher Hinsicht ein Dorn im Auge: 
Die Flüchtlinge bewiesen, daß es in der Türkei tatsächlich 
einen Bürgerkrieg gibt, der nun auch, zumindest implizit, 
internationale Anerkennung fand. Die türkische Regie- 
rung stellt aber die militärische Auseinandersetzung im 
Südosten der Türkei als einen Kampf gegen Terrorismus 
dar, für den sie internationale Unterstützung sucht, und 
leugnet die dort von ihr begangenen systematischen Men- 
schenrechtsverletzungen. Die Flüchtlinge hingegen be- 
tonten, daß sie erst nach Beendigung des Krieges und 
nach Aufheung des Ausnahmezustandes zurückkehren 
würden. Das Argument der türkischen Regierung, das 
Flüchtlingslager sei von der PKK infiltriert, wurde letzt- 
lich vom UNHCR übernommen. 


Mit der Feststellung, eine Rückkehr in die Türkei sei un- 
gefährlich, übernimmt der UNHCR ebenso eine türkische 
Position. Wie die Sicherheit der Rückkehrenden ange- 
sichts des Krieges und der Dorfzerstörungen garantiert 
werden soll, dazu schweigt der UNHCR. Erst im Dezem- 
ber 1996 hat das Europäische Komitee zur Verhütung von 
Folter und unmenschlicher Behandlung erneut bestätigt, 
daß gerade in den kurdischen Gebieten die Sicherheit - vor 
allem für Oppositionelle - nicht gewährt ist. Von einer 
Rückkehrabsicht der Flüchtlinge kann daher nicht ausge- 
gangen werden. 
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Wenn es auch 
nicht ausgeschlos- 
sen werden kann, 
daß das Lager tat- 
sächlich als Unter- 
schlupf der PKK 
diente, steht die 
Rechtfertigung 
des UNHCR, das 
Lager aufgegeben 
zu haben, da es 
„nicht mehr unpo- 


MAHFEL 


Nachrichten aus West- und Mittelasien 


litischer Natur“ 

sei, auf schwachen 
Ajgbanistan, Füßen. Denn, er- 
Aserbaidsha Y, stens, war allein 
1 ATGR durch die bloße 
Kasachstan, Kirgistan Existenz der 
5 Flüchtlinge der 

Kurdistan, „politische“ Cha- 
rakter von Atrush 

Ost-Turkestan, B von Anfang an 
offensichtlich, 

Pakistan, Türkei, und, zweitens, 


sind Flüchtlings- 
lager oft Zentren 
des politischen Wi- 
derstandes gegen 
jene, die für die 
Fluchtbewegung 
verantwortlich 
sind. Dies ist nicht 
zuletzt auch bei 
den palästinensi- 
schen Flüchtlings- 
lagern der Fall, 
was die UNRWA, 
unter deren Man- 
dat sie stehen, nie- 
mals zur Aufgabe 
der Lager veran- 
laßt hat. 


Turkmenistan, Usbekistan 


Zu beziehen bei: 

Lutz Rzehak 
Novalistraße 5 

10115 Berlin 

Tel.: 0 30 / 281 92 06 


Einzelheft: 3 DM zzgl. 1,50 DM 
Porto, Jahresabo: 30 DM, 
Ausland: 30 DM. 


Es bestehen kaum 
Zweifel, daß für 
den Rückzug des 
UNHCR aus 
Atrush massiver 
Druck aus Ankara 
entscheidend war, 
wobei die Präsenz 
der PKK, die auf 
internationaler Ebene nicht als Repräsentin der kurdi- 
schen Bevölkerung anerkannt wird und bei deren Be- 
kämpfung die Türkei weiterhin internationale Unterstüt- 
zung erhält, ein willkommener Vorwand war. 


Die regionalen Hintergründe 


Die bewaffneten Auseinandersetzungen vom Herbst 1996 
im Nord-Irak zwischen der KDP und der PUK, die vom 
Irak bzw. vom Iran unterstützt wurden, änderten die dor- 
tige Situation erheblich. Nach dem Eingreifen irakischer 
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Streitkräfte evakuierten die USA nicht nur CIA-Mitarbei- 
ter, sondern auch lokale und ausländische Mitarbeiter hu- 
manitärer Organisationen. Dies bedeutete nichts anderes, 
als daß die Schutzzone faktisch aufgelöst und der zuneh- 
mende Einfluß des Irak in den kurdischen Gebieten ak- 
zeptiert wurde. Eine kurdische Selbstverwaltung ist in 
weite Ferne gerückt ist. Die USA, Frankreich und auch 
Großbritannien haben offensichtlich den Ansatz einer 
kurdischen Autonomie im Nord-Irak aufgegeben und set- 
zen darauf, die kurdischen Gebiete wieder unter irkische 
Kontrolle kommen zu lassen. 


In dieser Situation fanden Waffenstillstandsverhandlun- 
gen zwischen der KDP und der PUK statt, an denen unter 
anderem auch die USA und die Türkei beteiligt waren. 
Der Türkei kam es vor allem darauf an, die weitere Nut- 
zung des Nord-Irak als Rückzugsgebiet der PKK zu ver- 
hindern und die Auflösung des Lagers Atrush B zu errei- 
chen. Da weder die KDP noch die PUK eine Zunahme des 
PKK-Einflussess im Nord-Irak hinnehmen wollten, 
stimmten sie nun der Auflösung von Atrush B zu, die sie 
zuvor immer abgelehnt hatten. 


Die Auflösung des Lagers Atrush, die ohne internationale 
Proteste vonstatten ging und offensichtlich auf einem in- 
ternationalen Konsens beruhte, zeigt exemplarisch die 
zunehmende Aushöhlung des internationalen Flücht- 
lingsschutzes und läßt keinen Zweifel daran, daß seitens 
der USA und ihrer vormaligen Alliierten im Zweiten Golf- 
krieg keinerlei Interesse an einer wie auch immer gearte- 
ten kurdischen Autonomie besteht. 


Wie weiter ... 


Um Verhandlungsspielraum zu schaffen, hatten sich be- 
reits Anfang Januar 1997 die Männer im wehrfähigen Al- 
ter aus dem Lager zurückgezogen. Zurück blieben alte 
Männer, Frauen und Kinder. Bereits seit Mitte Dezember 
1996 hatte der UNHCR jegliche Nahrungs- und Medika- 
mentenlieferungen eingestellt - mitten im Winter. Auch 
die in der Region herrschende KDP ist nicht in der Lage, 
die Flüchtlinge zu versorgen. 


Bisher ist kein Flüchtling in die Türkei zurückgekehrt. 
Statt dessen haben sich rund 1300 Flüchtlinge in Rich- 
tung Irak bewegt. Es mutet nicht nur zynisch an, daß der 
UNHCR das irakische Regime dazu aufgerufen hat, die 
Flüchtlinge zu registrieren und anzuerkennen, sondern 
zeigt auch, daß das Regime des ehedem so verteufelten 
Saddam Hussein mehr und mehr international aufgewer- 
tet wird. Kris Jankowski, Sprecher der UNHCR in Genf, 
wertet die Tatsache, daß die Flüchtlinge sich langsam aus 
Atrush zurückziehen, als eine erfreuliche Entwicklung: 
„Wir freuen uns, daß immer mehr Flüchtlinge das Lager 
Atrush verlassen, ... so daß wir in die Lage versetzt Wwer- 
den, kleine Gruppen zu unterstützen bzw. individuelle 
Hilfe anzubieten.“ (Reuter, 7. März 1997). Mit anderen 
Worten: Die früheren Bewohner des Lagers Atrush B 
müssen die Lagergemeinschaft aufgeben und werden als 
Kleingruppen wesentlich schutzloser gegenüber Repres- 
sionen sein. 

WM Ulrike Dufner ist wissenschaftliche Mitarbeiterin bei 
Amke Dietert-Scheuer, MdB (Bündnis 90/Die Grünen). 
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Kultureller Widerstand im Iran 


er Fall Sarkuhi, über den die Medien ausführ- 

lich berichtet haben, wirft ein Licht auf die Re- 

pressionen, unter denen Andersdenkende in 

der Islamischen Republik Iran zu leiden haben. 
Faradsch Sarkuhi ist der Chefredakteur einer oppositio- 
nellen Kulturzeitschrift, die nicht das Risiko scheut, in 
einem von den islamischen Kulturwächtern geschaffenen 
feindlichen Milieu zu erscheinen. Im Falle Sarkuhis han- 
delt es sich um die Bestrafung eines Dissidenten, den man 
zudem für außenpolitische Zwecke zu instrumentalisieren 
versucht. Da Iranische Führungskreise durch den Berli- 
ner Mykonos-Prozeß in den Verdacht geraten sind, einen 
mehrfachen Mord angestiftet zu haben, glaubt der irani- 
sche Staats- und Sicherheitsapparat nun, mit der Entfüh- 
rung Sarkuhis ein Druckmittel in die Hand zu bekommen 
und ihn mit Hilfe eines erpreßten Geständnisses der Spio- 
nage für Deutschland für schuldig erklären zu können. 
Vor allem aber wird Sarkuhi exemplarisch als Repräsen- 
tant einer vorwiegend säkularen Gegenkultur bestraft, 
die Sicherheits- und Kulturpolitiker des islamischen Staa- 
tes mit allen Mitteln zu unterdrücken versuchen. 


Skepsis statt Imitation 


Diese Gegenkultur ist in allen Bereichen des kulturellen 
Lebens anzutreffen. Religiös äußert sie sich durch solche 
modernisierenden und reformierenden Interpretationen 
des Islam, die sich mehr oder weniger entschieden dem 
Islamverständnis der herrschenden islamischen Rechts- 
gelehrten entgegensetzen. Von modernen theologischen 
und epistemologischen Ideen ausgehend und sich auf die 
These stützend, daß religiöse Weisungen an Raum und 
Zeit gebunden sind, stellen sie die Heiligkeit und Autori- 
tät althergebrachter Interpretationen in Frage und for- 
dern deren Revision, wobei die modernen Wissenschaften 
berücksichtigt und die Rolle der Vernunft stark hervorge- 
hoben werden müssen! zur religiösen Gegenkultur zählen 
außerdem mystische und quietistische Strömungen, die 
sich gegen die Politisierung der Religion wehren. Die poli- 
tische Konsequenz dieser abweichenden Interpretationen 
ist die Verneinung des absoluten Herrschaftsanspruchs 
der islamischen Juristen. 


Auf dem Gebiet der Künste manifestiert sich die Gegen- 
kultur als selbständige Auffassung von Ästhetik und 
durch eine widerspenstige Wahl der Thematik sowie der 
Ausdrucksmethoden und nicht zuletzt durch eine mehr 
oder weniger konsequente Weigerung, die offizielle islami- 
sche Kultur gutzuheißen. Während die offizielle Kulturpo- 
litik die Elegie schiitischer Heiligen, die Glorifizierung der 
Rolle der Geistlichkeit im anti-imperialistischen Kampf, 
die Verherrlichung der Kriegshelden und die Propagie- 
rung der islamischen Moral und Sitte als Themen künstle- 
rischen Schaffens festlegt, befassen sich die eigenständi- 
gen Künstler mit anderen Sujets. Die Motive ihrer Filme, 


Asghar Schirazi 


Gedichte und Erzählungen sind Biographien, gesellschaft- 
liche Mißstände, behördliche Verfehlungen, Liebe und 
anderen Aspekten des individuellen und sozialen Lebens. 


Auf der Ebene der Wissenschaften leisten die Vertreter 
der Gegenkultur Widerstand gegen den Versuch, Wissen- 
schaften und Universitäten zu islamisieren. Auffällig ist 
dieser Widerstand besonders in den geistes- bzw. sozial- 
wissenschaftlichen Disziplinen, d.h. dort, wo der Islami- 
sierungsdruck am stärksten ist. Hier kann z.B. die Weige- 
rung, die Offenbarung (wahi) als eine bzw. die hauptsäch- 
liche Quelle der wissenschaftlichen Wahrheitsfindung 
anzuerkennen, bereits als un- bzw. antiislamischer Akt 
geahndet werden. 


Im Alltagsleben widersetzen sich viele Menschen durch 
abweichendes Verhalten den Moral- und Sittenvorschrif- 
ten der frömmelnden Vertreter einer göttlichen Souverä- 
nität. Dies geschieht, indem man etwa gegen das Alkohol- 
verbot verstößt, die Verschleierungsvorschriften nicht 
einhält, verwerfliche Kleider trägt und fröhliche Musik 
hört. Die Gegenkultur ist die Kultur desmodernen Lebens 
oder jener Lebensformen, die für modern gehalten wer- 
den. Politisch tritt sie für Freiheit ein, sie widerspricht der 
Autorität der herrschenden Patriarchen, sie ersetzt die 
angeordnete Imitation durch Skepsis, sie symbolisiert die 
Sehnsucht der Menschen nach Offenheit, Ehrlichkeit und 
Freude, und ihre demokratischen Richtungen streben 
nach Partizipation und Selbstbestimmung.? 


Obgleich die Gegenkultur keinen politischen Ausdruck 
finden darf, hat sie dennoch eine politische Wirkung - vor 
allem dadurch, daß die Herrschenden der Gegenkultur 
diese Bedeutung zumessen. Sie erklären sie zum Aus- 
druck einer von feindlichen Kräften inszenierten „Kul- 
turverschwörung“ und apostrophieren sie mit weiteren 
militärischen Ausdrücken wie „Kulturschlacht“, „Kultur- 
invasion“ usw., denen mit gleichen Waffen Einhalt gebo- 
ten werden muß. Dies entspricht der Furcht der Herr- 
schenden vor der Gegenkultur, drückt aber auch die Här- 
te aus, mit der gegen die Träger dieser Gegenkultur und 
deren Produkte vorgegangen wird, wobei die Zensur, zu- 
mindest physisch betrachtet, noch das mildeste Mittel ist. 


Kosten des Widerstandes 


Die repressiven Maßnahmen reichen bis zur physischen 
Vernichtung der Kulturschaffenden. Der Schriftsteller 
Saidi Sirjani starb im November 1994 an den Folgen der im 
Gefängnis erlittenen Folterungen. Im Juli des vergange- 
nen Jahres entgingen 21 Autoren nur durch Zufall dem 
Tod, als der Bus, der sie nach Armenien bringen sollte, in 
einen inszenierten Unfall verwickelt wurde. Unterhalb 
dieser Ebene von Mord und Morddrohung stehen ständige 
Verfolgungen und Verhaftungen, die mit einer Vielzahl 
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von Schikanen einhergehen. Dazu kommt eine in den 
Medien geführte kontinuierliche Hetzkampagne gegen 
Künstler und Schriftsteller, in der ihnen Spionage und 
andere moralische und sittliche Vergehen angelastet wer- 
den. Infolgedessen kommen sie sich wie Freiwild vor und 
sind den Attacken der Hezbollah-Schlägertrupps ausge- 
setzt. Die Maßnahmen gegen die Gegenkultur werden 
umso mehr verstärkt, je mehr die Herrschenden sich au- 
Berstande sehen, mit kulturellen Mitteln gegen sie vorzu- 
gehen. 


Wie aber sollen sich die Träger der Gegenkultur ange- 
sichts der zunehmenden Repressionen verhalten, wenn 
sie am Leben bleiben, sich den Schlägen der Hezbollah 


’ 


n - 
Ro: 


Oh Schande! 


entziehen, Verhaftung und Folterung entgehen, ihr Brot 
verdienen und darüber hinaus denken, produzieren und 
genießen wollen? Ein großer Teil hat bislang mit Auswan- 
derung geantwortet, wodurch sich jedoch ihr Einfluß in 
der eigenen Gesellschaft auf ein Minimum reduziert hat, 
ganz zu schweigen davon, daß mit diesem Schritt der Zu- 
gang zu der Quelle versperrt worden ist, der die Ideen ent- 
sprungen sind. 


Einige der im Lande Gebliebenen haben sich in die Isolati- 
on begeben, widmen sich der Mystik und ähnlichen Verin- 
nerlichungen und konzentrieren sich auf das innere Heil. 
Andere sind weiterhin aktiv und wollen sich nicht unter- 
kriegen lassen. Entweder sie rennen mit dem Kopf gegen 
die Wand, indem sie die heiligen Werte des Regimes oder 
gar das Regime selber in bissiger Sprache und offen an- 
prangern, oder sie versuchen, die Schlupflöcher im Re- 
pressionssystem auszunutzen, um mit dem Publikum in 
Kontakt bleiben zu können: Dafür aber müssen sie sich 
dem geringen Durchmesser der Löcher entsprechend sehr 
dünn machen. Dies geschieht durch Selbstzensur, die 
meist nicht ohne Einfluß auf das Denken bleibt, und/oder 
durch vielfältige Formen des Manövrierens zwischen den 
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Linien und Machtblöcken. Sie passen sich hier und da - 
meistens unbewußt - der Denkweise der Herrschenden 
an, womit sie ihren Freiraum zu erweitern hoffen. Dieser 
Weg entpuppt sich aber nicht selten als eine Sackgasse, in 
der man nicht nur seine Identität und seine Reputation 
gefährdet, sondern gelegentlich auch seine Freiheit verlie- 
ren kann, wie der Fall Sarkuhi zeigt. 


Kein Kontakt zur Straße? 


Neben der Kulturszene im engeren Sinne stehen die poli- 
tisch aktiven Teile der Gegenkultur, die entweder in klei- 
nen Zirkeln auf die Gelegenheit lauern, den Schritt in die 
Öffentlichkeit zu tun, wo sie hoffen, die selektierten Klas- 
sen oder das ganze Volk erreichen zu können; oder sie 
nutzen, ähnlich wie manche Literaten und Künstler, die 
vorhandenen Schlupflöcher des Repressionssystems aus, 
um in kleinen Gruppen unter den Augen des Geheimdien- 
stes und oft attackiert durch die Schlägertruppen der Hez- 
bollah kleine Zusammenkünfte abzuhalten. Irgendwelche 
Jahrestage nehmen sie zum Anlaß, um zusammen mit 
Mutigeren unter ihren Anhängern in etwas größeren Ver- 
sammlungen ihre Meinung kundzutun? Parlamentswah- 
len oder die anstehende Wahl des Staatspräsidenten er- 
möglichen in kleinen Rahmen solche Kundgebungen. Mit 
alledem erreichen sie die Offentlichkeit natürlich nur in 
sehr beschränkten Maße. Auf Massenproteste, die es in 
den vergangenen Jahren ab und zu gab, oder auf Arbeiter- 
streiks, wie der im Februar 1997 in der Teheraner Raffi- 
nerie, haben solche Aktionen wahrscheinlich nur einen 
sehr geringen Einfluß. 


Das Problem, die Öffentlichkeit zu erreichen, stellt sich - 
wenngleich in geringerem Maße - auch den sich teils als 
„links“ und teils als „konstruktiv“ bezeichnenden opposi- 
tionellen Kreisen innerhalb des Regimes. Auch diese inter- 
ne Opposition wird von den Konservativen, die die Macht- 
zentren dominieren, in ihrem Aktionsradius massiv einge- 
schränkt. Ihre Möglichkeit, Widerstand zu leisten, ist 
jedoch immer noch groß genug, um Hoffnungen auf eine 
politische Wende keimen zu lassen, deren Erfolgsaussich- 
ten im Moment allerdings nicht abzuschätzen sind. 


Dieser Artikel wurde den Blättern des Iz3W als Vor- 
abdruck für Heft 3/97 zur Verfügung gestellt. 


MI Asghar Schirazi, wissenschaftlicher Mitarbeiter am In- 
stitut für Asien- und Afrikawissenschaften der Humboldt 
Universität zu Berlin. 


1 Besonders hervorzuheben sind hierbei die Schriften des Theologen 
Mohammad Mojaherd Shabestari und des Philosophen Abdolakrim 
Sorush. Institutionell wird diese Strömung vor allem durch die Zeit- 
schrift Kiyan repräsentiert. Zu ihrer Position siehe: Asghar Schira- 
zi, The Constitution of Iran. Politics and the State in the Islamic 
Republic, London 1997. Siehe auch die Artikel zum Schwerpunkt 
„lranische Opposition“ in: INAMO-Beiträge Nr. 4, 1995. 

Zur Gegenkultur im Iran siehe: Asghar Schirazi, Gegenkultur als 
Ausdruck der Zivilgesellschaft in der Islamischen Republik Iran. In: 
Ferhad Ibrahim/Heidi Wedel, Probleme der Zivilgesellschaft im Vor- 
deren Orient, Opladen 1995. 

Beispielsweise der Todestag des ersten Ministerpräsidenten der Is- 
lamischen Regierung, Mehdi Bazargan, der am 20.1.95 starb. An 
Treffen, die aus diesem Anlaß organisiert werden, nehmen Tausen- 
de Sympathisanten in verschiedenen Städten des Landes teil. 


SW) 
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1942: Heimliche Briafe, Arabische 
Nationalisten und die faschistische Achse 


m 28. April 1942 wurden 
dem deutschen Außenmini- 
ster, Joachim von Ribben- 
trop, und seinem italieni- 
schen Kollegen, Galeazzo Graf Ciano, 
zwei gleichlautende Briefe übermit- 
telt: Herr Reichsminister! (resp. Herr 
Minister! - G.H.) In unseren Bespre- 
chungen mit Ihnen haben wir das 
Vertrauen des arabischen Volkes zu 
den Achsenmächten und ihren hohen 
Zielen zum Ausdruck gebracht und 
die nationalen Ziele der zur Zeit unter 
englischer Unterdrückung leidenden 
arabischen Länder des vorderen Ori- 
ents dargelegt. Wir haben die Bereit- 
schaft des arabischen Volkes zur Teil- 
nahme am Kampf gegen die gemein- 
samen Feinde bis zum Endsieg 
erklärt./ Wir bitten Sie nun, dass die 
deutsche (italienische - G.H.) Regie- 
rung ihre Bereitschaft erklären möge, 
den gegenwärtig unter britischer Un- 
terdrückung leidenden arabischen 
Ländern in ihrem Kampf für die Be- 
freiung jede denkbare Unterstützung 
zu gewähren, die Souveränität und 
die Unabhängigkeit der gegenwärtig 
unter englischer Unterdrückung lei- 
denden arabischen Länder des nahen 
Orients anzuerkennen und ihrer Ver- 
einigung, wenn sie von den Beteilig- 
ten gewünscht wird, sowie der Besei- 
tıgung der jüdisch-nationalen Heim- 
stätte in Palästina zuzustimmen./ Es 
besteht Einverständnis darüber, dass 
der Wortlaut und der Inhalt dieses 
Briefes unbedingt geheimgehalten 
werden, bis im gegenseitigen Einver- 
nehmen etwas anderes bestimmt 
wird./ Genehmigen Sie, Herr Reichs- 
minister (Herr Minister - G.H.), die 
Versicherung meiner ausgezeichnet- 
sten Hochachtung. 


Unterschrieben waren die Briefe vom 
Mufti von Jerusalem, Amin al-Husai- 
ni, und vom ehemaligen irakischen 
Ministerpräsidenten, Rashid Ali al- 
Kailani. Wer allerdings glaubt, sie 
wären von ihnen auch verfaßt wor- 
den, der irrt. Die Art und Weise, wie 
sie und die ebenfalls einheitlichen 


Antworten zustandekamen, ist be- 
merkenswert und vermittelt Einblik- 
ke in den Charakter der Beziehungen 
arabischer Nationalisten zu den 
Mächten der faschistischen Achse 
während des Zweiten Weltkrieges. 


Al-Husaini (1895-1974) und al-Kaila- 
ni (1892-1965) gehörten zu jenen Na- 
tionalisten, die in den dreißiger und 
vierziger Jahren glaubten, mit Hilfe 
der Achsenmächte Deutschland, Ita- 
lien und Japan die Unabhängigkeit 
ihrer Länder von britischer und fran- 
zösischer Herrschaft erlangen zu 
können. Damit unterschieden sie sich 
im Grunde nicht von Gesinnungsge- 
nossen der vorherigen und der folgen- 
den Generationen, die ähnliches von 
den Mittelmächten oder der Entente 
im Ersten Weltkrieg bzw. von den 
Gegnern im „Kalten Krieg“ zwischen 
Ost und West zu erlangen trachteten. 
Der Unterschied bestand indessen in 
der barbarischen Ideologie und Poli- 
tik ihrer vermeintlichen Bündnis- 
partner, die den Umgang mit ihnen 
nicht erst in den Augen der Heutigen 
besonders fragwürdig machte. 


Die Kontakte al-Husainis zum natio- 
nalsozialistischen Deutschland reich- 
ten in die dreißiger Jahre zurück: 
Von der britischen Politik ent- 
täuscht, der er immerhin seinen Auf- 
stieg zum „Großmufti“ verdankte 
und die er bis zum palästinensischen 
Aufstand zu vertreten suchte, wand- 
te er sich an die örtlichen deutschen 
Vertreter, zuletzt im irakischen Exil, 
um mit Appellen an die Geopolitik 
und den Antisemitismus des „Dritten 
Reiches“ moralische und materielle 
Unterstützung für die Araber zu er- 
langen. Derartige Avancen wurden 
aber damals von der deutschen Diplo- 
matie mit Rücksicht auf Großbritan- 
nien noch kühl abgewiesen. 


Das änderte sich spätestens nach 
dem Ausbruch des Zweiten Weltkrie- 
ges: In einer Radiosendung vom 5.De- 
zember 1940 erklärte das Reich, das 


Gerhard Höpp 


„seit jeher den Kampf der arabischen 
Länder zur Erlangung ihrer Unab- 
hängigkeit mit Interesse verfolgt“ 
habe, die Araber könnten „auch wei- 
ter bei dem Bestreben, dieses Ziel zu 
erreichen, auf die volle Sympathie 
Deutschlands rechnen“. Nicht an die 
Öffentlichkeit drang hingegen der In- 
halt eines Schreibens, in dem der 
Chef der Politischen Abteilung des 
Auswärtigen Amtes, Ernst Woer- 
mann, am 20. August die deutschen 
Auslandsvertretungen darüber infor- 
miert hatte, daß Deutschland „Itali- 
en bei der politischen Neugestaltung 
auch des arabischen Raums die Vor- 
hand” lasse, was aber keinesfalls 
„arabischen Persönlichkeiten” mit- 
geteilt werden dürfe; diesen gegen- 
über sei vielmehr „das gemeinsame 
deutsche und arabische Interesse an 
der Niederringung Englands zu beto- 
nen und sie der vollen Sympathie 
Deutschlands für den Freiheitskampf 
ihres Volkes zu versichern“. In die- 
sem Sinne hatte auch Staatssekretär 
Ernst von Weizsäcker am 11. März 
1941 den Brief al-Husainis an Adolf 
Hitler vom 20. Januar beantwortet, 
als er beteuerte, Deutschland erken- 
ne „die volle Unabhängigkeit der ara- 
bischen Staaten, oder wo sie noch 
nicht erreicht ist, den Anspruch dar- 
auf an, sie zu erringen“. 


Solche Verheißungen sowie das 
Drängen des Muftis hatten al-Kaila- 
ni bewogen, sich am 2. April 1941 in 
eine bewaffnete Auseinandersetzung 
mit Großbritannien einzulassen. Das 
Fiasko des vierwöchigen Abenteuers 
infolge ausbleibender deutscher Hilfe 
hätte ein Omen sein können; doch als 
sich wenig später die Alliierten auch 
des von Vichy-Frankreich beherrsch- 
ten Syrien bemächtigten, blieb den 
nach Iran und in die Türkei geflohe- 
nen achsenfreundlichen arabischen 
Nationalisten kaum noch eine Wahl: 
Am 6. November 1941 kam der Mufti 
samt Gefolge ins Reich, und am 21. 
folgte al-Kailani mit seinem Anhang. 
Der Rubikon war überschritten. 
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Unmittelbar nach ihrer Ankunft be- 
mühten sich die beiden in Berlin und 
Rom um eine verbindliche und vor 
allem öffentliche Erklärung der Ach- 
se, daß sie den Arabern im Falle des 
Sieges Unabhängigkeit und Einheit 
zusichere. Das glaubten sie den Ara- 
bern, besonders aber ihrem eigenen 
politischen Schicksal in der Region 
schuldig zu sein, wo Georges Catroux 
im Namen des „Freien Frankreich“ 
inzwischen die Unabhängigkeit Syri- 
ens und Libanons verkündet hatte; 
auf jeden Fall machten sie ihre weite- 
re Zusammenarbeit mit Deutschland 
und Italien von einer solchen „Arabi- 
en-Erklärung“ abhängig. 


Der deutschen Seite war dieser 
Wunsch bekannt: Schon im März 
hatte ihn Woermann in seiner gehei- 
men „Aufzeichnung zur arabischen 
Frage” zwar als „unbedenklich“ be- 
zeichnet, jedoch eingeschränkt, 
„Schwierigkeiten“ bestünden „mit 
Rücksicht auf andere Mächte“, d.h. 
auf Italien, Vichy-Frankreich und die 
Türkei und deren Interessen in der 
Region. Das bekam al-Husaini am 
28.November auch von Hitler zu hö- 
ren, der die Erklärung jedoch primär 
von der Erreichung der deutschen 
Kriegsziele im Osten abhängig mach- 


Rom, den.28,April 1942. 


Herr Reichsminister ! 


In unseren Besprechungen mit Ihnen haben wir 
das Vertrauen des arabischen Volkes zu den Achsen- 
mächten und ihren hohen Zielen zum Ausdruck gebracht 
und die nationalen Ziele der zur Zeit unter englischer 


te und damit auf unbestimmte Zeit 
hinausschob; selbst eine geheime Zu- 
sage, mit der sich der enttäuschte 
Mufti zufrieden geben wollte, war 
nicht zu haben. Ende Januar 1942 
wich al-Husaini noch weiter zurück: 
Angesichts dreier blockierter Ent- 
würfe der „Arabien-Erklärung“ be- 
gnügte er sich gegenüber von Weiz- 
säcker nun mit der Aushändigung ei- 
nes „Geheim-Briefes“. Doch selbst 
um diesen mußte er bangen, denn in- 
zwischen hatte al-Kailani in Rom er- 
reicht, daß italienische und deutsche 
Diplomaten einen „geheimen Brief- 
wechsel“ über den Irak zwischen ihm 
und dem deutschen und dem italieni- 
schen Außenminister vorbereiteten. 
Der Mufti, der nicht zu Unrecht poli- 
tische Ränke vermutete, derer er sich 
künftig selbst in seiner Rivalität mit 
dem Iraker rücksichtslos zu bedienen 
wußte, erreichte erst nach erbitter- 
tem Protest seine Einbeziehung in 
die Korrespondenz. 


Am 4. April 1942 übersandten er und 
al-Kailani aus Rom ihren Entwurf 
des Briefes an den deutschen Außen- 
minister; im Begleitschreiben bedau- 
erten sie das Ausbleiben der „Arabi- 
en-Erklärung“ und drängten von 
Ribbentrop, angesichts der alliierten 
Propaganda alte Verspre- 
chungen der Achse endlich 
zu bestätigen. Zur selben 
Zeit hatte Woermann seine 
Fassung des Briefwechsels 
vom Minister bestätigen las- 
sen. Beide Entwürfe unter- 
schieden sich, da offenbar 
von denselben Diplomaten 
bearbeitet, nur geringfügig, 
doch bezeichnend: Während 


Unterdrückung leidenden arabischen Länder des vorderen 


Orients dergelegt. Wir haben die Bereitschaft des 
erabischen Volkes zur Teilnahne am Kampf gegen die 


gemeinsamen Feinde bis zum Enäsieg erklärt. 


Wir bitten Sie nun, dass die deutsche Regierung 
ihre Bereitschaf% erklüren möge, den gegemlrtig unter 
britischer Unterdrlickung leidenden arabischen Ländern 
in ihrem Kampf für die Befreiung jede denkbare Unter- 
stützung zu gewlhren, die Souveränität und die Unab- 
hängigkeit der gegemmärtig unter englischer Unter- 
drlickung leidenden arabischen Länder dea nahen Orients 
anzuerkennen und ihrer Vereinigung, wenn sie von den 
Beteiligten gewinscht wird, sowie der Beseitigung 
der jUdisch-nationalen Heinstätte in Pallistina 


Zuzuntimnen, 


Es besteht Einverständnis ‚darüber, dass der 
Wortlaut und der Inhalt dieses Briefes unbedingt 
geheimgehnlten werden, big im gegenseitigen Zinver- 


nehmen etwas anderez bestimmt wird, 


Genehmigen Sie, Herr Reicheminister, die 
Versicherung meiner ausgezeichnetsten Hochachtung ! 


en Hl muon 
Dun % k EEE 


die Araber neben den von 
den Briten auch die von „ih- 
ren Verbündeten“ besetzten 
oder kontrollierten arabi- 
schen Länder des Nahen 
Ostens genannt wissen woll- 
ten, denen „ganze Unab- 
hängigkeit und volle Souve- 
ränität“ sowie Einheit, 
„wenn sie einen derartigen 
Beschluß fassen”, zugesi- 
chert wird, und „besondere 
Regelung für eine enge und 
dauerhafte Zusammenar- 
beit mit Deutschland und 


an den Reichsninister FR Ta ; i . 

day Aushsktgen Rachd AR. H Gulrs Italien“ bis zum „Endsiege“ 

Herrn Joachim von RIBBENTROP a ces, und danach den „Abschluß 
BERLIN DL nn en 


von Verträgen auf der 
Basis der oben erwähnten 
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Grundsätze“ wünschten, bevorzug- 
ten Deutsche und Italiener eine 
„zusammengedrängte(r) und weni- 
ger volle(r) Form“ des Briefwechsels: 
Sein Geltungsgebiet wurde Vichys 
wegen auf die „gegenwärtig unter 
britischer Unterdrückung leidenden 
arabischen Länder“ beschränkt, de- 
ren „Souveränität und Unabhängig- 
keit“ (bei Wahrung eventueller türki- 
scher Ansprüche!) anzuerkennen und 
„etwaigen Vereinigung“ zuzustim- 
men sei; „besondere Regelungen“ 
und der „Abschluß von Verträgen“ 
fehlten, lediglich die „Beseitigung der 
jüdisch-nationalen Heimstätte in Pa- 
lästina“ war in beiden Entwürfen 
gleichermaßen zu finden. 


Nachdem Woermann am 15. April 
den Botschafter in Rom angewiesen 
hatte, auf al-Husaini und al-Kailani 
einen „gewissen Druck auszuüben, 
damit (sie) die Texte nunmehr ohne 
weiteres Feilschen annehmen“, 
konnte Hans Georg von Mackensen 
am 28. Vollzug und die Übergabe des 
eingangs zitierten Briefes melden. 
Erst am 15. Mai übergab von Weiz- 
säcker den beiden Arabern die rück- 
datierte Antwort von Ribbentrops. 
Wie nicht mehr anders zu erwarten, 
sicherte er darin den Adressaten „in 
voller Übereinstimmung mit der Ita- 
lienischen Regierung“ das zu, worum 
sie in „ihrem“ Brief gebeten hatten. 


Der unverbindliche Charakter der 
Geheimkorrespondenz rief Enttäu- 
schung unter den arabischen Natio- 
nalisten hervor. „Diese Briefe“, so 
notierte der damals in Berlin lebende 
Fauzi al-Qawuqdji deprimiert, „sind 
lediglich ein Symbol für Dokumente 
und kein Vertrag“. Zwar bemühten 
sich al-Husaini, al-Kailani und ande- 
re weiter — allerdings weniger mit-, 
als immer mehr gegeneinander - um 
vertragliche Abmachungen mit 
Deutschland und Italien, doch späte- 
stens nach den Niederlagen vor al- 
Alamain und Tunis war das Interesse 
der Achse an ihnen endgültig erlo- 
schen. Während der Iraker resignier- 
te und sich in das sächsische Wald- 
idylle-Falkenhain bei Dippoldiswalde 
zurückzog, trieben den Mufti politi- 
sche Maß- und moralische Bedenken- 
losigkeit in die Kollaboration. 


MI Gerhard Höpp ist wissenschaftli- 
cher Mitarbeiter im Zentrum Moder- 
ner Orient, Berlin 
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Wo Lawrence von Arabien seine Memoiren schrieb 


Das Kunstprojekt Darat al-Funun in 


ls Kunst- und Kulturme 

tropole hat Amman bislang 

nicht von sich reden ge- 

macht. Um so erstaunli- 
cher ist es, daß sich eins der interes- 
santesten Kulturprojekte, die die ara- 
bische Welt zur Zeit zu bieten hat, in 
der jordanischen Hauptstadt befin- 
det: das Darat al-Funun (Haus der 
Künste), gegründet und finanziert 
von der Abdel-Hamid-Shoman-Stif- 
tung.! 


Romantisch zwischen Zypressen und 
Terrassengärten liegt das Kunsthaus 
nur ein paar Treppenstufen entfernt 
vom Geschäftszentrum Alt-Ammans, 
auf einem Hügel in Jabal Al-Webdeh, 
dem ältesten Wohnviertel der Stadt. 
Direkt neben den Ruinen einer by- 
zantinischen Kirche ließ sich die 
wohlhabende Familie Hmoud hier in 
den 30er Jahren eine geräumige Villa 
aus Sandstein in traditionellem ar- 
chitektonischen Stil bauen. Im so- 
genannten „Blauen Haus“, einer 
kleineren Villa aus den 20er Jah- 
ren nur wenige Treppenstufen hö- 
her gelegen, soll T.E. Lawrence ei- 
nen Teil seiner Memoiren verfaßt 
haben. 


Anfang der 90er Jahre kaufte die 
Shoman-Stiftung die große Villa 
sowie mehrere kleine benachbarte 
Gebäude, um hier das Darat al-Fu- 
nun einzurichten. Die Restaurie- 
rungübernahm der jordanische Ar- 
chitekt Ammar Khammash, der 
sich jahrelang eingehend mit der 
Geschichte jordanischer Bauwei- 
sen befaßt und diese umfassend do- 
kumentiert hat. Er schuf ein „mul- 
tidisziplinäres kleines Kunsthaus“, 
das, so der Direktor Ali Maher, „die 
schönen Künste sowie den kultu- 
rellen und schöpferischen Dialog 
zwischen Menschen aus der arabi- 
schen Welt und Besucher aus dem 
Ausland“ fördern soll. 


Schon 1987 hatte die Shoman-Stif- 
tung eine Galerie für jordanische und 
arabische moderne Kunst gegründet. 
Die Stiftung organisierte Ausstellun- 
gen und arbeitete unter anderem mit 
dem/nstitut du Monde Arabe in Paris, 
dem Goethe-Institut und der jordani- 
schen Nationalgalerie zusammen. 
Außerdem fanden in der Shoman-bBi- 
bliothek am First Circle regelmäßig 
Vorträge und Podiumsdiskussionen 
statt. Doch der Bedarf nach einem 
professionell geführten Kulturhaus 
wurde immer offensichtlicher. 1992 
zg Darat al-Funun in die Villa 
Hmoud in Jabal Al-Webdeh ein. 


Heute, vier Jahre danach, ist das 
Darat al-Funun Kulturforum, Kunst- 
galerie, Bibliothek und Werkstatt zu- 
gleich, ein Ort, an dem es vor Kreati- 
vität nur so brummt. Rund 2500 
Fachbücher in Englisch und Arabisch 
und sämtliche Kunstvideos des Muse- 


Rena ug > . 


Ausstellung: Nuha al-Radi 


Amman 


Martina Sabra 


um of Modern Art in New York bietet 
die gut besuchte Präsenzbibliothek. 
Ein bis zwei Künstler leben und ar- 
beiten ständig im Haus. Für Bild- 
hauerei und Drucktechniken stehen 
jeweils komplett ausgestattete Ate- 
liers zur Verfügung, außerdem wer- 
den Papierherstellung von Hand und 
Mosaiktechniken vermittelt. Be- 
kannte arabische und nichtarabische 
Künstler führen regelmäßig Work- 
shops durch. Und wenn das Wetter 
mitspielt, finden in den dramatisch 
schönen Trümmern der byzantini- 
schen Kirche am Fuß des Hügels 
Konzerte und Performances statt. 


Als Ausstellungsraum dient außer 
den Gebäuden auch der terrassenför- 
mig am Hügel angelegte Garten. Ne- 
ben den wechselnden Werkschauen 
einzelner Künstler oder zu Einzel- 
themen (meist im Blauen Haus) gibt 
es eine ständige Ausstellung mit Wer- 


Foto: Martina Sabra 
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ken von rund 50 Gegenwartskünstler 
aus der arabischen Welt, von Irak bis 
Marokko. Das Besondere an dieser 
Ausstellung ist, daß sämtliche Werke 
zum Verkauf angeboten werden. Ist 
ein Werk (meist Bilder, Zeichnungen 
oder Skulpturen) verkauft, wird ein 
neues in die Ausstellung aufgenom- 
men. Im Gegensatz zu kommerziel- 
len Galerien berechnet Darat al-Fu- 
nun jedoch keine Kommission. Die 
Stiftung arbeitet ausdrücklich nicht 
gewinnorientiert. Etablierte Künst- 
ler, die eigentlich keine Förderung 
mehr brauchen, müssen ihre Werke 
deshalb zu einem günstigeren Preis 
anbieten. Ausschließlich Nachwuchs- 
künstler zu fördern, hält Ali Maher 
jedoch nicht für günstig: „Unsere Po- 
litik ist, unbekannte neben bekann- 
ten Namen zu präsentieren.“ In ge- 
ringem Umfang kauft Darat al-Fu- 
nun auch Kunstwerke, allerdings 
nicht teurer als „im vierstelligen Dol- 


lar-Bereich“, versichert Maher. Die 
Frage, ob moderne arabische Kunst 
auf dem internationalen Markt mit- 
halten könne, bejaht der ehemalige 
Kunstprofessor entschieden: „Die 
Hälfte unserer Kunden sind Nicht- 
araber. Westliche Kritiker wenden 
sich auf der Suche nach neuen künst- 
lerischen Ausdrucksformen zuneh- 
mend gen Osten“. Wichtiger ist für 
Ali Maher die Frage, ob sich die mo- 
derne arabische Kunst in den arabi- 
schen Ländern selbst durchsetzen 
kann: „Unser großes Problem ist, daß 
wir viel zu wenig qualifizierte Kunst- 
kritiker haben. Wir müssen den Me- 
dien die Informationen quasi druck- 
fertig aufbereitet liefern, sonst fallen 
unsere Themen unter den Tisch.“ 


Dank seiner Unabhängigkeit und sei- 
ner Professionalität hat Darat al-Fu- 
nun sich binnen kurzer Zeit eine 
wichtige Position in der arabischen 
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Kunstszene erarbeitet. Aber auch in- 
ternationale Interessent an arabi- 
scher Gegenwartskunst werden über 
kurz oder lang an Darat al-Funun 
nicht vorbeikommen. Mit Hilfe der 
Videos und Farbdias, die von sämtli- 
chen Ausstellungen gemacht werden, 
baut das Kunsthaus ein umfassendes 
Archiv moderner arabischer Kunst 
auf. Außerdem wird an einer Compu- 
ter-Datenbank über arabische Künst- 
ler gearbeitet. 


EM Martina Sabra arbeitet als Freie 
Journalistin. 


1 Die Shoman-Stiftung wurde 1978 gegrün- 
det und genießt in Jordanien aufgrund ih- 
rer politischen Unabhängigkeit und ihrer 
professionellen Bildungs- und Kulturar- 
beit einen ausgezeichneten Ruf. Ihr Grün- 
der, Abdel Hamid Shoman, war Palästinen- 
ser aus Jaffa und Gründer der Arab Bank. 
Das Stiftungskapital wird auf 20 Millionen 
US-Dollar beziffert. 


Während der Ausstellungeröffnung „Retrospektive Marwan“, des Damaszener - in Berlin lebenden und arbeitenden - 
Malers Marwan Qassabbashi im Darat al-Funun in Amman am 16. November 1996 wird das Buch Rihlat al-Hayat wal- 
Fun (Reise des Lebens und der Kunst), die Marwan-Monographie des arabischen Schriftstellers Abdarrahman Munif, 


vorgestellt. Bild: Abdarrahman Munif und Marwan beim signieren der Bücher. 


Foto: Archiv Marwan 
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Der Istanbuler Belge-Verlag und die 
Meinungsfreiheit in der Türkei 


m 14. März 1997 wurden 

der Übersetzer Ertugrul 

Kürkeü und die Verlegerin 

Ayse Nur Zarakolu zu 
zehn Monaten Haft und einer Geld- 
strafe verurteilt. Anlaß war, daß in 
der türkischen Übersetzung des im 
Beige-Verlag erschienenen Berichtes 
„Waffenlieferungen und Verletzun- 
gen des Kriegsrechts in der Türkei“ 
der amerikanischen Menschen- 
rechtsorganisation Human Rights 
Watch/Arms Watch Project die türki- 
schen Polizisten von einem Angehö- 
rigen der US-Botschaft in Ankara als 
„brutale Gangster“ bezeichnet wur- 
den. 


Dies ist das jüngste Urteil in einer 
Vielzahl von Prozessen, die in der 
Türkei gegen den Belge-Verlag ange- 
strengt wurden. Belge zählt zu den 
wichtigsten türkischen Verlagshäu- 
sern. 1977 gegründet, begann der 
Verlag linke Klassiker zu veröffentli- 
chen. Nach dem Militärputsch von 
1980 wurden die meisten seiner Bü- 
cher verboten. Ayse Nur Zarakolu 
wurde wegen einer Veröffentlichung 
zur Geschichte der türkischen Lin- 
ken zu einer Haftstrafe von 3 Mona- 
ten verurteilt. 


Das Repertoire des Verlages umfasst 
mehr als 300 Werke. Darunter inter- 
nationale und türkische Autoren: 
Danton, Marat, Rosa Luxemburg, 
Walter Benjamin, Wolfgang Abend- 
roth und Pier Paolo Pasolini; Mete 
Tuncay und Yilmaz Oner. In der Rei- 
he Länder - Regionen - Erfahrungen 
erschienen Übersetzungen interna- 
tionaler Standardwerke über Palästi- 
na, den Libanon, Chile, Südafrika 
und über Frauen im bewaffneten Wi- 
derstand. Die humanistische Hal- 
tung des Verlags prägte auch die Rei- 
he Mare Nostrum. Sie umfaßt die 
Themenkreise Minderheitenrechte 
und die Vielfalt der Kulturen und 
Völker der Mittelmeerregion mit Au- 


toren wie Taha Husain, Tawfiq al- 
Hakim, Migirdic Armen, Ertugrul 
Aladag (sein Roman handelt von der 
Vertreibung der griechischen Bevöl- 
kerung während und nach dem türki- 
schen Unabhängigkeitskrieg) und 
Nawal as-Saadawi. 


Der Belge-Verlag lehnt für seine ver- 
legerische Arbeit Zensur und Selbst- 
zensur ab. Wird ein Werk für gut und 
wichtig befunden, wird es trotz beste- 
hender Tabus verlegt. Der Verlag hat 
als erster türkischer Verlag das 
Tabu, daß nicht über den Völkermord 
an den Armeniern 1915/16 geschrie- 
ben werden darf, gebrochen und ver- 
öffentlichte die Übersetzungen der 
Werke von Yves Ternon und Vahakri 
N. Dadrian. Wegen beider Bücher 
wurden Strafverfahren gegen den 
Verlag eingeleitet. Die Verlegerin 
wurde zu zwei Jahren Haft und einer 
Geldstrafe verurteilt, aber das Urteil 
wurde vom Kassationsgericht aufge- 
hoben. 


Ein weiterer Schwerpunkt des Verla- 
ges ist die kurdische Frage, die für 
die Verleger die Schlüsselfrage einer 
wirklichen Demokratisierung dar- 
stellt. Belge veröffentlichte zahlrei- 
che Werke kurdischer Schriftsteller 
und Journalisten wie Mehdi Zana, 
Yasar Kaya, Hüseyin Erdem, Faysal 
Daglı und A.Kadir Konuk. Sowohl im 
Mai als auch im September 1994 
mußte Ayse Nur Zarakolu jeweils für 
mehrere Wochen ins Gefängnis. Au- 
ßerdem wurde sie zu einer Geldstrafe 
verurteilt, u.a. wegen der Veröffentli- 
chung des Buches Das Programm der 
Republikanischen Volkspartei von 
1931 und das kurdische Problem des 
türkischen Soziologen Ismail Besikci. 
Mehr als 20 weitere Verfahren wegen 
„Deperatismuspropaganda“ sind an- 
hängig. 


Im Dezember 1994 wurde ein Bom- 
benanschlag auf das Gebäude verübt, 


Ronald Ofteringer 


in dem der Belge-Verlag und die Re- 
daktion der Zeitung Ozgür Ulke un- 
tergebracht sind. Es gab einen Toten 
und 20 Verletzte. Räume, Einrich- 
tungen und Arbeitsgerät wurden 
vollständig zerstört. 27 Bücher wa- 
ren bis Ende 1996 Anlaß zu Strafver- 
fahren. Anfang 1997 wurde u.a. das 
Buch Der Preis der Freiheit der deut- 
schen Journalistin Lissy Schmidt 
(1994 in Kurdistan/Irak ermordet) 
verboten. 


Das Schicksal des Belge-Verlages 
macht die Situation von Autoren in 
der Türkei deutlich. Die meisten Ver- 
urteilungen erfolgten auf Grund des 
Artikels über „Separatismuspropa- 
ganda“ im Antiterrorgesetz. Die ge- 
ringfügige Anderung des Gesetzes, 
die der Türkei 1995 den Weg in die 
Zollunion ebnete, hat die Verletzung 
der Meinungsfreiheit nicht abge- 
schafft, sondern zu dem paradoxen 
Ergebnis geführt, daß die von Ayse 
Nur Zarakolu abgesessenen Haftstra- 
fen im Nachhinein aufgehoben wur- 
den - ohne daß sie allerdings auf die 
inzwischen gegen sie verhängten Ge- 
fängnisstrafen angerechnet werden. 
Dank solch mutiger Verleger, die ei- 
nen hohen Preis für ihren Kampf um 
Meinungsfreiheit und Demokratie 
bezahlen müssen, sind heute die Bü- 
cher von Nazim Hikmet nicht mehr 
verboten. Die internationale Aner- 
kennung und die praktische Solidari- 
tät haben dem Verlag aller Repres- 
sıon zum Trotz das Überleben ermög- 
licht. 


Die Anschrift lautet: 

Belge Uluslararasi Yayincilik, Diva- 
nyolu Caddesi Isik Sokak, Ali Faik Is- 
hanı No. 5/6 Sultanahmet/ Istanbul, 
TURKEI, Tel.: 2 12-5 16 81 98, Fax: 
2 12-6 38 34 58 
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Joachim Müller: Islamischer Weg und 
islamistische Sackgasse. 


Ulrike Dufner 


ochen Müllers Islamischer 

Weg und islamistische Sack- 

gasse leistet einen wichtigen 

Beitrag zur Auseinanderset- 
zung mit islamistischen Bewegungen 
im Nahen Osten. Der Studie liegt die 
Debatte um ein in der Öffentlichkeit 
und in den Medien Agyptens heftig 
umstrittenes islamisches Rechtsgut- 
achten (fatwa) des Mufti (der oberste 
islamische Rechtsgelehrte des Lan- 
des) zu Wirtschaftsfragen zugrunde. 
Anhand der Pressestimmen analy- 
siert der Autor zum einen die Haupt- 
elemente des politisch-ideologischen 
Diskurses der moderaten islamisti- 
schen Hauptströmung, der Muslim- 
brüder, zum anderen stellt er die 
Strategie der ägyptischen Regierung 
gegen die Islamisten dar. 


Der Autor unterscheidet zunächst 
zwischen einer kulturellen und einer 
politischen Islamisierung sowie der 
Ideologie des Islamismus im heutigen 
Agypten. Erstere manifestiere sich 
u.a. in einer Islamisierung der All- 
tagskultur und in den Handlungs- 
und Diskursformen politischer Aus- 
einandersetzungen. Das öffentliche 
Votum für eine islamische Ordnung, 
d.h. der diesbezügliche gesellschaftli- 
che und politische Konsens, bedeute 
noch keine Hinwendung zur politi- 
schen Bewegung des Islamismus 
(11f). Ausgehend von dieser Annah- 
me demonstriert Jochen Müller an- 
hand der Debatte um das fatwa, das 
Investmentzertifikate auf Zinsbasis 
für islamisch „legal“ erklärt, daß kei- 
ner der politischen Akteure, weder 
die Regierung noch die linke opposi- 
tionelle Presse und erst recht nicht 
die islamistische Opposition, die 
grundsätzliche Gülitgkeit islami- 
scher Normen in Frage stellt. 


Vor diesem Hintergrund analysiert 
der Autor die Auseinandersetzungen 
um das fatwa und die Vorstellungen 
der Islamisten über eine islamische 
Wirtschaftsordnung, die er als einen 


der wenigen Bereiche herausstellt, in 
denen die islamistische Ideologie er- 
kennbare ordnungspolitische Gestalt 
angenommen hat. Dabei zeigt Jochen 
Müller sehr überzeugend, in welcher 
Form die Wirtschaftskonzepte — wie 
die Ideologie der Islamisten insge- 
samt - in einem Spannungsverhält- 
nis zwischen den von ihnen als un- 
veränderbar betrachteten Bestim- 
mungen des islamischen Rechts 
(shari’a) und der Notwendigkeit ei- 
ner konkreten Antwort auf ökonomi- 
sche Fragen steht. 


Sein Fazit: Die islamistischen (Wirt- 
schafts-)Ordnungsvorstellungen sind 
vage, integrieren wesentliche Ein- 
richtungen des modernen Lebens in 
die semantische Welt des Islam (S. 
117) und unterliegen selbst starken 
Wandlungen - vom islamischen So- 
zialismus zum islamischen Wirt- 
schaftsliberalismus. Angesichts die- 
ser fehlenden originären Alternati- 
ven und aufgrund mangelnder 
überzeugender Programmatik versu- 
che die islamistische Strömung, so 
Müller, in der Debatte eine Konkreti- 
sierung ihrer ökonomischen Vorstel- 
lungen zu vermeiden. Vielmehr setze 
sie auf die Attraktivität ihrer Ideolo- 
gie, in der einfache Muster und 
Schlüsselbegriffe dominierten. Unter 
ständigem Bezug auf eine vermeintli- 
che „islamische Moral“ werde auf ein 
simples Gut-Böse-Schema zurückge- 
griffen. Religiöse formaljuristische 
Argumente und simple politische 
Entgegnungen werden unterlegt mit 
einer populistischen Kritik an der be- 
stehenden Gesellschaftsordnung und 
ihren Werten. Hier stehen der „We- 
sten“ und dessen Kollaborateure im 
eigenen Land der Masse der verarm- 
ten Bevölkerung gegenüber. Das di- 
chotome Weltbild tritt an die Stelle 
konkreter Antworten auf gesell- 
schaftspolitische Fragen. 


Die Tatsache, daß auch die Regierung 
Agyptens Finanzinstitutionen isla- 


misch legitimiert, liegt nach Meinung 
des Autors nicht allein in dem ein- 
gangs dargelegten gesellschaftlichen 
Konsens über die islamische Identität 
begründet, sondern weist auf eine ge- 
zielte Strategie der Regierung hin: 
Ziel sei es, die islamistische Strömung 
mittels einer eigenen alternativen is- 
lamischen Legitimation zu zwingen, 
in die Diskussion um konkrete Aus- 
formungen ihrer ÖOrdnungsvorstel- 
lungen zu treten. Die Regierung will 
demonstrieren, daß es nicht nur eine, 
sondern verschiedene Lösungen im 
islamischen Sinne gibt. Die Islami- 
sten könnten dann nicht mehr an 
dem Nimbus, sich allein auf dem Ter- 
rain absoluter religiöser Wahrheit zu 
bewegen, festhalten (S. 102). Hat sich 
gesamtgesellschaftlich erst einmal 
die Erkenntnis durchgesetzt, daß is- 
lamisch-rechtliche Bestimmungen 
vielfältig interpretierbar sind, so wer- 
den sachbezogene Argumente nötig. 
Die Religion bliebe in der politischen 
Auseinandersetzung nicht länger Do- 
mäne der Islamisten, und insgesamt 
relativiere sich ihre Bedeutung. In- 
teressant ist der Gedanke, daß durch 
eine staatlicherseits betriebene Isla- 
misierung zumindest in Teilberei- 
chen de facto eine Säkularisierung 
gesellschaftspolitischer Auseinander- 
setzungen erfolgen kann. Dabei be- 
tont Jochen Müller zwar, daß eine 
solche Regierungsstrategie der Isla- 
misierung des Politischen Vorschub 
leiste, geht aber davon aus, daß diese 
äußerlich bleibe. Dies mag für das un- 
tersuchte Beispiel zutreffen. Ob eine 
solche Regierungsstrategie jedoch 
ohne Zugeständnisse z.B. im ethisch- 
kulturellen Bereich möglich ist, ist 
anzuzweifeln. Es wäre sinnvoll, die 
These des Autors an dieser Stelle wei- 
terzuspinnen und zu fragen, in wel- 
chen Bereichen sie zutrifft und in 
welchen nicht. Damit könnte auch die 
eingangs erfolgte Trennung zwischen 
allgemeiner Islamisierung und politi- 
schem Islamismus überwunden wer- 
den, die mir insgesamt nicht ganz 
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nachvollziehbar erscheint. Hier wird 
dem Verhältnis zwischen islamisch- 
kultureller und islamisch-politischer 
Strömung, das durchaus innerhalb 
der islamistischen Strömung disku- 
tiert wurde und wird, zu wenig Raum 
gegeben. 

Das Buch ist sprachlich ein Genuß. 
Es ermöglicht Laien einen Einblick in 
die Thematik des Islamismus, läßt 
aber auch das Fachpublikum auf sei- 


Markus 


Hamburg 1996 


ne Kosten kommen. Grundlegende 
Erklärungen und interessante Blick- 
winkel ziehen sich wie ein roter Fa- 
den durch die gesamte Arbeit. Joa- 
chim Müllers Studie lüftet den Schlei- 
er der Einzigartigkeit, mit dem die 
Propaganda der islamischen Strö- 
mung ihre Programmatik umhüllt, 
und fühlt dieser am Beispiel ihrer 
Wirtschaftskonzepte auf den Zahn. 
Das Buch leistet einen wichtigen Bei- 


Tourismus 


Nahen und Mittleren Osten 
Literatur seit 1990 
Eine Auswahlbibliographie 
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trag zu einer rationalen Auseinander- 
setzung mit einem weidlich ideologi- 
sierten gesellschaftspolitischen Phä- 
nomen in zahlreichen Ländern des 
Nahen Ostens. 

Joachim Müller: Islamischer 
Weg und islamistische Sackgas- 
se. Die Debatte um Islam, islami- 
sche Wirtschaft und moderne Ge- 
sellschaft in Agypten. 
Lit-Verlag, Hamburg, 1996. 
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Assia Djebar: Weißes Algerien 


an muß nicht alle Kon- 
flikte dieser Welt ken- 
nen, geschweige denn 
verstehen. Die derzeitige 
Tragödie in Algerien gehört zu diesen 
schwer durchschaubaren Konflikten 
mit einer langen Geschichte. Funda- 
mentalisten und das Regime über- 
treffen sich gegenseitig an Brutalität 
und Skrupellosigkeit. Zielscheibe 
sind kritische Geister wie Journali- 
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sten, Regisseure, Psychiater, Künst- 
ler, Musiker, Dichter und Schriftstel- 
ler. Viele Künstler haben das Land 
schon verlassen, unter ihnen eine der 
bekanntesten Schriftstellerinnen des 
Maghrebs, die 1936 geborene Histori- 
kerin Assia Djebar. Die Chronik der 
Attentate auf algerische Intellektuel- 
le ist lang. Offensichtlich sprechen sie 
Themen an, die die Wunden der Ge- 
sellschaft offenlegen. Aber was ist das 
für ein Zündstoff, der angeblich von 
einem Rai-Sänger oder einer Schrift- 
stellerin ausgeht? Ihre Feinde sind 
monopol- und wahrheitsbeanspru- 
chende Regime sowie Integristen, die 
beide die Differenz von Meinungen 
nicht zulassen wollen. So ist für sie 
schon die literarische Umsetzung der 
Erfahrungen einer jungen Algerierin 
ein Angriff auf ihren Alleinvertre- 
tungsanspruch, auf Erfahrungsinter- 


pretationen, Geschichtsschreibung 
und Gesellschaftsentwürfe. „Man 
nimmt den ins Fadenkreuz, der 


spricht, der ich sagt, der seine Mei- 
nung sagt, der die Demokratie vertei- 
digen möchte. Man schlägt den tot, 
der sich an der Grenze der Sprachen, 
der Geschlechter, der Lebensformen, 
ansiedelt; den, der sich am Rand auf- 
hält, den, der seinen Weg geht, ohne 
sich um sich selbst zu kümmern, oder 
jeden Tag seine persönliche Wahrheit 
erfindet“, schreibt Assia Djebar. Aber 
totalitäres und sakrales Denken las- 
sen keine persönlichen Wahrheiten 
oder Differenzen zu. In der nichttota- 
litären Kunst dagegen werden per- 
manent neue Identitäten und Erfah- 
rungen reproduziert und informell le- 
gitimiert. Sie fordert zum Nonkon- 
formismus auf und tastet das 
Monopol des Staates auf Gestaltung 
der Gesellschaft an. Wie die meisten 
Algerier sieht auch Assia Djebar kei- 
ne wesentlichen Unterschiede zwi- 
schen der Einparteienherrschaft der 
FLN bis 1989 und der FIS, da beide 
den Konformismus vorantreiben. 
Schon unter der FLN war die Mehr- 
sprachigkeit immer weiter reduziert, 
moderne Errungenschaften im Fami- 
lienrecht zurückgenommen und die 
Gesellschaft von ihrer Umgebung iso- 


Sonja Hegasy 


liert worden. Sie sind die Feinde der 
offenen Gesellschaft. 


In ihrem neuesten Buch Weißes Alge- 
rien beschreibt Assia Djebar die letz- 
ten Tage und die Begräbnisfeierlich- 
keiten von 19 Intellektuellen. Ange- 
fangen bei dem Tod von Albert 
Camus zwei Jahre vor der Unabhän- 
gigkeit im Jahre 1962 begleiteten sie 
die Entwicklung Algeriens. Dabei 
macht die Autorin eine interessante 
Entdeckung: Die Liturgie der Beiset- 
zungsfeierlichkeiten wird zu einem 
Ausdruck für die Phase, in der Algeri- 
en sich gerade befindet: „Über den of- 
fenen Gräbern prallten die Einstel- 
lungen aufeinander.“ Religiöse Prak- 
tiken treffen auf politische Bekennt- 
nisse. Assia Djebar spannt einen 
Bogen von dem Algerier Sankt Augu- 
stin (sic!) über Albert Camus und 
Frantz Fanon bis hin zu Kateb Yaci- 
ne, um eine Kontinuität und Gemein- 
samkeit zu erwecken. Minutiös be- 
schreibt sie die letzten Tage und 
Stunden dieser Schriftsteller, aber 
auch von engen Freunden, kurz vor 
ihrer Ermordung. „Ich sterbe, meine 
Brüder, aber Algerien wird leben!“, 
so sprach der erste Algerier, der 1956 
in einem Gefängnis von Algier von 
den französischen Kolonialherren 
enthauptet wurde. 


Durch ihren Blickwinkel eröffnet die 
Autorin dem Leser eine ganz neue 
Perspektive auf die Geschichte Alge- 
riens und auf die Orte politischer Au- 
ßerungen und Handlungen. Es ist 
diese symbolische Praxis um das 
Grab des Nationalhelden oder des ge- 
schmähten Dichters, die gesellschaft- 
liche Widerstände veranschaulicht. 
Mal sind es Hunderttausende, die Ab- 
schied nehmen, mal wird aus der Be- 
erdigung ein regelrechtes Happe- 
ning. Zum ersten Mal wird das Gebet 
eines Imams auf einem muslimischen 
Friedhof von der „Internationalen“ 
übertönt. Assia Djebar hat ein Para- 
debeispiel für die Nischen ausge- 
wählt, die arabischen Intellektuellen 
heutzutage noch geblieben sind. Sie 
eröffnet uns eine Problematik und 
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Fragestellung, die dem Außenstehen- 
den nur schwer zugänglich ist: Wie 
geht eine Gesellschaft damit um, daß 
der Tod nicht allmählich ins Blickfeld 
ihrer Intellektuellen rückt, sondern 
diese ganz plötzlich überfällt? Hier 
leistet Assia Djebar echte Trauerar- 
beit für sich und für die algerische 
Gesellschaft. Im Stil Juan Goytisolos 
Autobiographien, ist Assia Djebar 
Zeitzeugin einer bedeutenden Gene- 
ration politischer Schriftsteller. 


Dem Leser drängt sich eine mysteriö- 
se Parallele zwischen allen erwähn- 
ten Chronisten auf: Mord, Selbst- 
mord, Unfälle, mißglückte Operatio- 
nen und Krankheiten, die dem 
Einsatz für Algerien geschuldet sind. 
Ihr durchschnittliches Todesalter 
liegt bei 52 Jahren. Warum starb 


Frantz Fanon, der Autor von „Die 
Verdammten dieser Erde“, ein halbes 
Jahr vor der Erfüllung seines algeri- 
schen Traums? Siebenundzwanzig 
Jahre später, während des ersten blu- 
tigen Aufbegehrens einer enttäusch- 
ten Generation im Jahre 1988, stürzt 
sich Fanons Ehefrau aus ihrem Fen- 
ster in El Biar. Die Armee hatte 600 
friedlich demonstrierende Jugendli- 
che erschossen. 


Assia Djebar selbst sieht in dieser 
Verkettung keine algerische Beson- 
derheit. „Wenn ein Schriftsteller, 
dessen Land sich in einer Krise befin- 
det, als Journalist arbeitet oder Zeug- 
nis ablegen will und in die Schußlinie 
gerät, dann ist das keine algerische 
Besonderheit.“ Aber sie gehört zu 
den Wenigen, die ein Medium gefun- 


den haben, um über die sogenannten 
„Ereignisse“ in Algerien zu sprechen. 
Trotzdem gibt es kaum eine Seite, auf 
der nicht mindestens einmal Auslas- 
sungszeichen zu finden sind, die si- 
gnalisieren, daß die Autorin noch lan- 
ge nicht alles ausformulieren kann. 
Assia Djebar hat unser Augenmerk 
auf einen emotionalen Raum gelenkt, 
der uns die Tragödie Algeriens in ver- 
dichteter Form verständlich macht. 
Weißes Algerien ist ein pathetisches 
Buch. Aber vielleicht ist dies die letz- 
te Ebene, auf der wir inmitten der 
Reizüberflutung noch Humanität 
spüren können. Wir wollen mit ihr 
auf diese Friedhöfe gehen. 


Assia Djebar: Weißes Algerien, 
Unionsverlag, Zürich 1996, 
280 Seiten 


Libyen abseits von Lockerbie 


er sich für Libyen ab- 
seits der Anschläge auf 
ein amerikanisches Pas- 
sagierflugzeug über dem 
schottischen Lockerbie und auf die 
Berliner Diskothek La Belle interes- 
siert, mußte bislang auf veraltete Li- 
teratur zurückgreifen oder sich 
mühsam Informationen zwischen 
den Zeilen der -— naheliegend - vor 
allem angelsächsischen „Lockerbie- 
Literatur“ zusammensuchen. Durch 
zwei 1995 erschienene Publikatio- 
nen wird dieses Defizit teilweise be- 
seitigt. 


Hanspeter Mattes: Qaddafı und die 
islamistische Opposition ın Libyen 


Mattes skizziert die Charakteristika 
der Konfrontation der sich islamisch 
definierenden Opposition mit dem li- 
byschen Staat. Ebenso behandelt 
Mattes @addafis Beziehungen zu 
den Islamisten in den Nachbarstaa- 
ten Tunesien, Algerien, Marokko 
und Sudan. Der Autor unterscheidet 


zwischen interner und externer reli- 
giöser Opposition. Teile der internen 
religiösen Opposition sind als Reak- 
tion auf die Politik Qaddafis zu ver- 
stehen: Es handelt sich hierbei vor 
allem um einfache Gläubige und Re- 
ligionsgelehrte, die die „islamischen“ 
Reformen des Revolutionsführers, 
wie die Teilislamisierung des Straf- 
rechts, als „unislamisch“ ansehen. 
Die externe Opposition identifiziert 
Mattes v.a. in der Islamischen Welt- 
liga mit Sitz in Jiddah. Der Autor 
führt die einzelnen Organisationen 
der religiösen Opposition auf und 
wagt den Versuch einer Einordnung 
dieser Gruppierungen. Dabei ist der 
Autor fast ausschließlich auf offiziel- 
le libysche Darstellungen zu diesen 
Gruppen angewiesen (S 19). Um so 
verdienstvoller sind die Bemühun- 
gen des Autors, auf dieser Basis eine 
Charakterisierung der Organisatio- 
nen vorzunehmen. 


Mattes analysiert knapp und präzise 
die verschiedenen Strategien des li- 
byschen Regimes im Umgang mit der 


Kirsten Timme 


religiösen internen Opposition: Das 
Regime greift hierbei auf das „tradi- 
tionelle Instrumentarium“ der Diffa- 
mierung in Pressekampagnen und 
auf Repressionen bis hin zu Morden 
an Imamen und der Zerstörung von 
Moscheen zurück. Qaddafi betreibt 
auch eine rhetorische Offensive” und 
„Teilislamisierung“ bei dem Versuch 
der Konfrontation der Islamisten. 


Angereichert wird der Band mit Kari- 
katuren, einer Chronologie zu Islam 
und Islamismus in Libyen und zu Is- 
lamisten-kritischen Reden Qaddafis 
mit kurzer Inhaltsangabe. Weiter 
bietet der Band durch diverse Auszü- 
ge aus der Presse und aus Reden Qad- 
dafis einen fundierten Überblick über 
Islamismus in Libyen, dessen Ursa- 
chen und Entwicklungslinien. Dem 
Autor ist es trotz der problemati- 
schen Quellenlage gelungen, einen 
differenzierten Blick auf die Entwick- 
lungen der libyschen Politik gegen- 
über der islamistischen Opposition 
zu bieten und ihre vordergründige 
Widersprüchlichkeit aufzudecken. 
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Sabine Frank/Martina Kamp (Hrsg.): 
Libyen im 20. Jahrhundert 


Im Vorwort von „Libyen im 20. Jahr- 
hundert” nennen die Herausgeberin- 
nen als Ziel des Sammelbandes, 
„... die Determinanten des libyschen 
Gesellschafts- und Herrschaftssy- 
stems im zwanzigsten Jahrhundert 
breit und differenziert vorzustellen“ 
(S. 7). Dies spiegelt sich in der The- 
menvielfalt des Bandes wieder, der 
auf einer von der Universität Ham- 
burg und dem Hamburgischen 
Museum für Völkerkunde im Jahr 
1993 veranstalteten Vortragsreihe 
beruht. 

Neben der länderkundlichen Einfüh- 
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tigster Kämpfe. Mit 100.000 Ein- 
wohnern plus 100.000 Flüchtlin- 
gen. Davon 16.000 Kriegsbehin- 
derte. 


Hier liegt das neue medico-Pro- 
jekt. Jenseits von bloßer Nothilfe, 
wie sie bis jetzt dort gilt, soll eine 
Perspektive eröffnet werden. 
Minenräumung und Minenauf- 
klärung, das Einrichten einer 
Prothesenwerkstatt, Kurse zur Be- 
rufsausbildung. 


Bitte fordern Sie weitere Informa- 
tionen an. 
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rung der Herausgeberinnen, in der 
u.a. ein historischer Gesamtüber- 
blick gegeben wird, behandeln drei 
Beiträge des Sammelbandes die Ge- 
schichte Libyens unter italienischer 
Kolonialherrschaft. Der Aufsatz von 
Abdulhakim Nagiah beschäftigt sich 
im wesentlich mit den Auswirkungen 
des Kolonialismus der italienischen 
Faschisten auf die libysche Gesell- 
schaft. Helmut Mejcher und Peter Se- 
bald befassen sich dagegen mit der 
deutschen Perzeption des italieni- 
schen Kolonialismus in Libyen in 
Presse und offiziellen Berichten der 
damaligen Zeit. 

Eher zeitgenössischen Aspekten wid- 
men sich die beiden Beiträge von 
Hanspeter Mattes: Er analysiert die 
gesellschaftspolitischen Entwicklun- 
gen Libyens seit der Revolution. In 
seinem Aufsatz „Außen-, innenpoliti- 
sches und sozioökonomisches Kon- 
fliktpotential eines nordafrikani- 
schen Staates: das Beipsiel Libyen“ 
stellt Mattes die Frage, welche Bedro- 
hungspotentiale für andere Staaten, 
insbesondere für die EU, aus innerli- 
byschen Konfliktkonstellationen er- 
wachsen können. Roberta Deutsch 
und Martina Kamp nehmen ihren 
Beiträgen eher die umgekehrte Per- 
spektive ein. Sie fragen, ob in der Lok- 
kerbie-Affäre aus völkerrechtlicher 
Perspektive (Deutsch) die internatio- 
nale Politik - insbesondere die US- 
Außenpolitik (Kampe) -— gegenüber 
Libyen die Verhältnismäßigkeit der 
Mittel internationaler Politik wahrte. 
Mit dem Beitrag von Detlef Müller- 
Mahn wird ein weiteres außenpoliti- 
sches Thema behandelt: die Auswir- 
kungen der ägyptisch-libyschen 
Grenzkonflikte auf die im Grenzge- 
biet lebende beduinische Bevölke- 
rung. 

Konrad Schliephake wendet sich eher 
entwicklungspolitischen Fragestel- 
lungen zu. Er zeigt die Enstehungsge- 
schichte des „Großen Künstlichen 
Flusses“ und seinen Beitrag zur Lö- 
sung entwicklungspolitischer Proble- 
me in Libyen auf. Mit Hans-Georg 
Eberts Aufsatz wird ein weiterer 
wichtiger Aspekt libyscher gesell- 
schaftspolitischer Entwicklung, die 
Entwicklung des Personenstands- 
rechtes und die Stellung der Frau, 
berührt. 

Trotz der Themenvielfalt, die ein ab- 
wechslungsreiches Bild libyscher Ge- 
schichte und Gegenwart zeichnet, 
fehlen einige für die Innenpolitik Li- 
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byens wichtige Bereiche wie die her- 
ausragende Rolle des Militärs oder die 
Gründung der Militärakademie für 
Frauen (1979) als Teil der Frauenpo- 
litik Qaddafis. Auch die Darstellung 
von oppositionellen Strömungen fin- 
det insgesamt zu wenig Raum. Dies 
mag darauf zurückzuführen sein, daß 
nicht alle Beiträge der Vortragsreihe 
schriftlich eingereicht wurden. Den- 
noch werden dem Leser hierdurch 
wichtige Informationen vorenthal- 
ten, die für ein abgerundetes Bild 
wichtig wären. Im Hinblick auf die 
schlechte Informationslage zu Libyen 
ist der Sammelband - trotz mancher 
Beiträge alteren Datums - ein Unter- 
fangen, aus dem jeder an Libyen in- 
teressierte Leser Gewinn ziehen 
kann. 


Hanspeter Mattes: Qaddafi und 
die islamistische Opposition in 
Libyen. Zum Verlauf eines Kon- 
flikts. Hamburg 1995 (Mitteilun- 
sen des Deutschen Orient Insti- 
tuts 51) 

Sabine Frank/Martina Kamp 
(Hrsg.) Libyen im 20. Jahrhun- 
dert. Zwischen Fremdherrschaft 
und nationaler Selbstbestim- 
mung. Hamburg 1995 (Mitteilun- 
gen des Deutschen Orient Insti- 
tuts 52) 
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